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VORWORT DES MINISTERS 

 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
2020 war für uns alle ein besonderes Jahr. 
 
Die weltweite Corona-Pandemie hat vieles 
verändert, auch die Arbeitsweise der 
Arbeitsschutzbehörden im Land Mecklenburg-
Vorpommern. Es wurde in Wechselschichten 
bis hin zu nur ausnahmsweiser Präsenz am 
Arbeitsplatz gearbeitet. Bei gleichzeitiger 
Schließung von Schulen und Kitas war dies 
eine enorme Herausforderung für Familien mit 
jüngeren Kindern. Berufliche Kontakte 
untereinander und mit Akteuren in Betrieben, 
Kammern, Verbänden und Sozialpartnern 
erfolgten ausschließlich auf elektronischem 
Weg mit Hilfe elektronischer Post, Telefon- 
und Videokonferenzen.  
 
Die Aufsichtstätigkeit vor Ort in den 
Arbeitsstätten wurde zeitweise aufgrund des 
Infektionsgeschehens ausgesetzt. Coronabedingte eingeschränkte Betretungsrechte in 
einigen Betrieben erschwerten die Überwachungstätigkeit. Hinzu kam der Einsatz von 
Arbeitsschutzmitarbeitern an Brennpunkten des Corona-Geschehens, der die 
Aufsichtstätigkeit zusätzlich forderte. 
 
Trotz aller Widrigkeiten und Einschränkungen wurden im Jahr 2020 ansehnliche Ergeb-
nisse erreicht. Die Details dazu können Sie im aktuellen Tätigkeitsbericht nachlesen. 
 
Die Überwachungsschwerpunkte verlagerten sich auf Wirtschaftszweige mit vermehr-
tem Infektionsgeschehen, so zum Beispiel in der Fleischwirtschaft und in Betrieben, die 
Saisonarbeiter beschäftigen. Die Produkt- und Medizinproduktüberwachung kon-
zentrierte sich auf Produkte zur Bewältigung der Epidemie wie beispielsweise persönli-
che Schutzausrüstung, Desinfektionsmittel, Corona-Tests sowie Geräte zur Luftreini-
gung und -desinfektion, zur Beatmung schwer Erkrankter bis hin zu Desinfektionskabi-
nen für Menschen. 
 
Zudem wurden Arbeitszeitregelungen zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölke-
rung mit Dingen des täglichen Bedarfs erlassen. Diese umfassten Regelungen zur Her-
stellung, Kommissionierung, Transport und Abgabe/Verkauf.  
 
Es zeigte sich auch, dass Betriebe, die über ein gutes Arbeitsschutzsystem verfügten, 
weniger Probleme bei der Bewältigung der Probleme, die die Epidemie mit sich brachte, 
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hatten als diejenigen ohne. Die sich epidemiologisch bedingten Änderungen in den je-
weiligen Corona-Landesverordnungen nach dem Infektionsschutzgesetz führten zu Be-
triebsschließungen oder einem Weiterbetrieb unter erheblichen Einschränkungen. Hier 
aktuell zu bleiben, war für die Arbeitgeber eine Herausforderung. 
 
Sicherheit brachten die Corona-Arbeitsschutzverordnung und die SARS-CoV-2-
Arbeitsschutzregel. Diese Regelungen stellten die Gefährdungsbeurteilung ins Zentrum 
der Betrachtung und gaben Hinweise zur Bewältigung der Situation. Darüber hinaus 
erfolgte Unterstützung durch die Arbeitsschutzbehörden, die Handreichungen und Hin-
weisblätter zu verschiedenen Themen erarbeiteten, online für alle Betriebe zur Verfü-
gung stellten und unter Einbeziehung der Kammern verbreiteten sowie telefonisch um-
fangreiche Beratungen durchführten. 
 
An dieser Stelle können die umfangreich erbrachten Leistungen der Arbeitsschutzbe-
hörden nur beispielhaft angeführt werden. Es hat sich gezeigt, dass die Arbeitsschutz-
verwaltung in Mecklenburg-Vorpommern einen erheblichen Beitrag zur Beherrschung 
der Epidemie geleistet hat. Für die Einsatzbereitschaft und das Engagement danke ich 
allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 

 
 
 
 
 
 
 

 Harry Glawe 
 
 Minister für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit 
 Mecklenburg-Vorpommern 
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1. ALLGEMEINER TEIL 

1.1. ORGANISATION, PERSONAL 
zusammengefasst von Dr. Bernd Kuntze, LAGuS, Abteilung 5 

 
Die Abteilung „Arbeitsschutz und technische Sicherheit“ im Landesamt für Gesundheit 
und Soziales (LAGuS) kontrolliert und berät die Betriebe des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern zu den Belangen von Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit. Das Ziel sind 
gesunde und menschengerechte Arbeitsplätze in den Betrieben des Landes. Der 
Rechtsbereich des Arbeitsschutzes umfasst eine Vielzahl von Vorschriften auf den Ge-
bieten des technischen, sozialen und medizinischen Arbeitsschutzes. Dazu zählen das 
Arbeitsschutzgesetz mit zahlreichen Verordnungen und technischen Regeln, das Ar-
beitszeitgesetz, das Fahrpersonalgesetz, das Mutterschutzgesetz sowie das Jugendar-
beitsschutzgesetz.  
 
Neben den Kernaufgaben leistet die Arbeitsschutzverwaltung einen wichtigen Beitrag 
zur Sicherheit von Verbrauchern, Patienten, Umwelt und Bevölkerung. Diese Überwa-
chungsaufgaben werden auf den Rechtsgebieten des Strahlenschutzes, der Spreng-
stoffe, des Gefahrguttransports, der Gentechnik, der Medizinprodukte, des Chemika-
lienrechts und des technischen Verbraucherschutzes wahrgenommen. 
 
Zum Stichtag 30.06.2020 waren 75,3 ausgebildete Aufsichtskräfte im LAGuS beschäf-
tigt. Davon standen 49,8 für die Kernaufgaben des Arbeitsschutzes1 (Aufgaben aus den 
Rechtsgebieten der Kategorie A der LASI-Veröffentlichung (LV) 1 Nummer 2.4.4) zur 
Verfügung (Angaben in Vollzeitäquivalenten/VZÄ). Dies entspricht einer Quote von 
66,1 %, siehe nachfolgende Abbildung 1. 
 

 
 
Abbildung 1: Übersicht Aufsichtsbeamte zum 30.06.2020 (in Vollzeitäquivalenten(VZÄ)) 
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Die Aufsichtsbeamten wurden zu einem großen Teil von anlassbezogenen Aufgaben in 
Anspruch genommen, wobei sie zu etwa einem Drittel (33,9 %) für Aufgaben aus den 
Rechtsgebieten der Kategorie B der LV 1 Nummer 2.4.4 herangezogen wurden. Diese 
Aufgaben betreffen die oben im zweiten Absatz genannten Rechtsgebiete. Soll die ak-
tive Überwachung in den Betrieben und auf den Baustellen weiter aufrechterhalten wer-
den, ist es erforderlich, die Effektivität der Aufgabenwahrnehmung zu erhöhen. Daher 
wurden die Aufgabenschwerpunkte risikoorientiert ausgerichtet und gleichzeitig die Ar-
beitsprozesse, insbesondere anlassbezogene Verwaltungsaufgaben optimiert. Auf-
grund der aufgezeigten Personalsituation bei gleichzeitiger Zunahme von gesetzlichen 
Aufgaben und neuen Herausforderungen (gesellschaftlicher Entwicklungen, Stichworte 
sind: Industrie 4.0 und Arbeit/Arbeitsschutz 4.0) stößt die Arbeitsschutzbehörde trotz 
risikoorientierter Aufgabenausrichtung und stetiger organisatorischer Optimierungen an 
Grenzen, ihren gesetzlichen Auftrag zu erfüllen. 
 
Im Jahr 2020 konnten drei für die Arbeitsschutzlaufbahn ausgebildete Anwärter sowie 
eine Referendarin in den Dienst übernommen werden. Zusätzlich konnte im Grundsatz-
dezernat die Stelle der Grundsatzsachbearbeiterin für Produktsicherheit und juristische 
Fragen des technischen Arbeitsschutzes besetzt werden. Weiterhin wurden zusätzlich 
zwei Dienstposten mit Fachkräften für den Strahlenschutz und für Medizinprodukte be-
setzt. Demgegenüber schieden eine Mitarbeiterin und zwei Mitarbeiter der Laufbahn-
gruppe 2, 1. Einstiegsamt, aufgrund verschiedener Gründe aus dem Dienst aus. Zwei 
dieser drei Abgänge waren unvorhergesehen und können nur mit Zeitverzug von 2 – 3 
Jahren (wegen der erforderlichen Ausbildung für Neueinsteiger) wieder ausgeglichen 
werden. 
 
Der Bedarf an ausgebildeten Aufsichtsbeamten steigt derzeit trotz anhaltender Konso-
lidierungsbestrebungen, da der Generationswechsel weitergeht und die fachspezifi-
schen Anforderungen dies erforderlich machen. Zusätzlich dazu sind weitere Einstel-
lungen von Anwärtern ab 2022 erforderlich, um die im Arbeitsschutzkontrollgesetz ver-
ankerte Forderung einer 5 %-Quote für die jährliche aktive Überwachung zu ermögli-
chen. 
 
Daher ist die Fortführung der eigenen Ausbildung weiterhin zwingend erforderlich. Der 
gemeinsame Ausbildungsverbund der Arbeitsschutzverwaltungen der ostdeutschen 
Bundesländer sowie den Ländern Bremen und Schleswig-Holstein gewährleistet dabei 
eine qualitativ hochwertige theoretische Ausbildung. Diese ist gekoppelt mit einer prak-
tischen Ausbildung mit intensiver Betreuung an den Standorten der Arbeitsschutzbe-
hörde. Aufgrund des zunehmenden Personalbedarfs, bedingt durch Einstellungsschübe 
in einigen Bundesländern wurde der bisher zweijährige Einstellungs- und Ausbildungs-
rhythmus seit dem Jahr 2016 in einen jährlichen Rhythmus und ab 2018 sogar in einen 
halbjährlichen Rhythmus geändert. Seit April 2019 befinden sich zwei Anwärter in der 
zweijährigen Ausbildung (16. Ausbildungsgang).  
 
Am 18. Ausbildungsgang ab April 2020 nehmen zwei weitere Mitarbeiter teil. Trotz der 
stetigen Ausbildung von Nachwuchskräften können wegen nicht vorhersehbaren, vor-
zeitigen Altersabgängen nicht alle freiwerdenden Stellen zeitnah nachbesetzt werden. 
Um dem Ziel einer Nachbesetzung näher zu kommen, bleibt die Optimierung der Nut-
zung aller haushaltsrechtlichen sowie beamtenrechtlichen Möglichkeiten eine ständige 
Aufgabe. 
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1.2. ÜBERSICHT ÜBER DIE TÄTIGKEITEN UND ERGEBNISSE 

zusammengefasst von Dr. Bernd Kuntze, LAGuS, Abteilung 5 

 
Die durch SARS-CoV-2 verursachte epidemische Lage in Deutschland stellte auch die 
Arbeitsschutzverwaltung in Mecklenburg-Vorpommern und ihre Aufsichtstätigkeit im 
Jahr 2020 vor besondere Herausforderungen. Im Abschnitt 2 dieses Berichts wird dazu 
speziell Auskunft gegeben. 
 
Im Jahr 2020 wurden durch die Aufsichtskräfte der Abteilung Arbeitsschutz insgesamt 
1 071 Betriebsstätten aufgesucht. Dabei wurden 2 956 Beanstandungen gefunden. Die 
Schwerpunkte der aufgefundenen Mängel lagen bei den Fachgebieten Arbeitsstät-
ten/Ergonomie, Arbeitsschutzorganisation und Sicherheit der Arbeitsmittel. In 599 Fäl-
len erfolgten Betriebsbesichtigungen anlassbezogen, zum Beispiel aufgrund von Be-
schwerden oder Mängelmeldungen. Aus eigener Initiative gab es 1 377 Besichtigungen. 
Diese Firmenkontrollen erfolgen im Rahmen der risikoorientierten Überwachungsstra-
tegie (aktive Überwachung). Davon wurden 674 Besichtigungen als „Behördliche Sys-
temkontrolle“, die länderübergreifende Standardmethode für die Kontrollen der Arbeits-
schutzaufsicht, durchgeführt. Der Schwerpunkt liegt dabei auf der Kontrolle des betrieb-
lichen Arbeitsschutzsystems. Ziel ist es, durch Verbesserung des Arbeitsschutzsystems 
nachhaltig auf sichere und gesunde Arbeitsplätze hinzuwirken. 
 
Auf den Baustellen in Mecklenburg-Vorpommern gab es 610 Kontrollen. 406 Überprü-
fungen erfolgten aus eigener Initiative, und 204 waren einem konkreten Anlass geschul-
det. Bei den Überwachungsmaßnahmen auf Baustellen wurden insgesamt 725 Bean-
standungen festgestellt. Weiterhin wurden 153 Verwarnungen und 329 Bußgelder aus-
gesprochen. In 17 Fällen musste das Verfahren mit einer Strafanzeige an die Staatsan-
waltschaft abgegeben werden. 
 
Sanktionen sind nicht das vorrangige Ziel der Aufsichtsbehörde. In einer Vielzahl von 
Beratungen hat die Arbeitsschutzbehörde den Arbeitgebern vermittelt, dass ein funktio-
nierendes Arbeitsschutzsystem nicht nur zur Verbesserung der Sicherheit erforderlich 
ist, sondern auch zum wirtschaftlichen Erfolg des Betriebes beiträgt. 15 372 Beratungen 
im Jahr 2020 sprechen dafür, dass die Arbeitsschutzbehörde ihren im Arbeitsschutzge-
setz fixierten Beratungsauftrag ernst nimmt. In Folge der besonderen Bedingungen im 
Corona-Jahr 2020 ist im Vergleich zu 2019 eine Steigerung der Beratungen um 68 % 
zu verzeichnen. In der nachfolgenden Abbildung mit der Entwicklung der Beratungszah-
len in den letzten fünf Jahren sind die Auswirkungen des Corona-Jahrs auf die Bera-
tungstätigkeit klar zu sehen. 
 

 
 
Abbildung 2: Beratungstätigkeit der oberen Arbeitsschutzbehörde 
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89,2 % der Arbeitsplätze in Mecklenburg-Vorpommern befinden sich in klein- und mit-
telständigen Betrieben, davon 57,6 % in Mittelbetrieben (20-499 Beschäftigte) und 
31,6 % in Kleinbetrieben mit weniger als 20 Beschäftigten (Quelle: Statistik der Bundes-
anstalt für Arbeit, Stichtag 30.06.2020). Besonders die Kleinbetriebe mit bis zu 19 Be-
schäftigten, aber auch viele mittlere Betriebe sind auf Beratung und externe Unterstüt-
zung angewiesen. 
 
Die Aufsichtsstrategie der Arbeitsschutzbehörde sieht ein risikoorientiertes Aufsichts-
konzept für die Betriebsbesichtigungen vor. Danach werden gezielt Betriebe aktiv auf-
gesucht, in denen ein höheres Gesundheitsrisiko für die Beschäftigten vermutet wird. 
Diese Betriebe werden mit der Methode der "Behördlichen Systemkontrolle" überprüft, 
um nachhaltige Verbesserungen des Arbeitsschutzes in den Betrieben zu erreichen. 
 
Neben der Aufsichtstätigkeit nimmt die Erledigung anlassbezogener Verwaltungsaufga-
ben (Bearbeitung von Anzeigen, Stellungnahmen, Genehmigungen, Beschwerden, An-
fragen) einen breiten Raum ein. Die Zahl der insgesamt bearbeiteten Anfragen, Anzei-
gen und Mängelmeldungen ist in den letzten Jahren stetig angewachsen. Im Vergleich 
zum Vorjahr steigerte sich diese um 10,4 % auf 22 859 (siehe Abbildung 3). 
 

 
 
Abbildung 3: durch die obere Arbeitsschutzbehörde bearbeitete Anfragen, Anzeigen und Mängelmeldun-
gen 

 
Auch die Zahl der Genehmigungen unterschiedlichster Art ist von 2019 zu 2020 von 
1 288 auf 1 555 angestiegen. Dies sind 20,7 % mehr Genehmigungen als 2019. 
 
 
1.3. ZUSAMMENARBEIT MIT ANDEREN STELLEN 

Annette Dombrowsky, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
Zusammenarbeit zwischen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollverwaltung 
(FKS) und der Arbeitsschutzverwaltung (ASV) 
 
Die Grundsätze der Zusammenarbeit zwischen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit der 
Zollverwaltung (FKS) und der Arbeitsschutzverwaltung (ASV) sind in der Zusammenar-
beitsvereinbarung des Bundesministeriums für Finanzen mit den in den Ländern jeweils 
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für den Arbeitsschutz zuständigen Ministerien festgeschrieben und zum 1. August 2013 
in Kraft getreten. 
 
Sowohl in den §§ 2 und 6 des Gesetzes zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und illega-
len Beschäftigung (SchwarzArbG) als auch im § 23 Absatz 3 des Arbeitsschutzgesetzes 
(ArbSchG) ist die Zusammenarbeit von der Zollverwaltung und der Arbeitsschutzver-
waltung geregelt. In Mecklenburg-Vorpommern sind die Behörden das Hauptzollamt 
Stralsund - Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) einerseits und das Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales (LAGuS), Abteilung Arbeitsschutz und technische Sicherheit, an-
dererseits. 
 
Im Rahmen der Zusammenarbeit geht es um die Bekämpfung der Schwarzarbeit, ille-
galen Beschäftigung sowie der gegenseitigen Weitergabe von Informationen; beispiels-
weise lässt der Zoll Hinweise und Informationen zu schweren Arbeitsschutzmängeln 
dem LAGuS zeitnah zukommen. 
 
Die Zusammenarbeit mit dem Zoll in 2020 war intensivier als in 2019. So wurden insge-
samt 51 Informationen zwischen dem LAGuS und dem Zoll ausgetauscht, dagegen wa-
ren es 2019 nur 22. Des Weiteren gab es 19 gemeinsame Prüfungen und 30 Maßnah-
men der gegenseitigen Unterstützung. 
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2. FACHLICHE SCHWERPUNKTHEMEN 

2.1 ARBEITSSCHUTZ IM ZEICHEN VON SARS-COV-2 
Dr. Bernd Kuntze, LAGuS, Abteilung 5 

 
Mit der Zunahme von Infektionen mit dem SARS-CoV-2 und dem ersten sogenannten 
„Lockdown“ ab März 2020 wurde die Arbeitsschutzverwaltung vor neue Aufgaben ge-
stellt. Zunächst war innerhalb des Landesamtes für Gesundheit und Soziales (LAGuS) 
Unterstützung für andere Bereiche zu organisieren. Da die Aufsichtsaufgaben vor Ort in 
den Betrieben zunächst zurückgefahren wurden, konnten zahlreiche Beschäftigte bei 
der Erledigung anderer wichtiger Aufgaben unterstützen. Dies betraf zum Beispiel fol-
gende Bereiche: 
 
- Bearbeitung von Entschädigungsanträgen nach Infektionsschutzgesetz, 
- Hotline-Dienste, 
- Organisation der Abstrichzentren, 
- Öffentlichkeitsarbeit und 
- Kurierdienst für den Probentransport. 
 
Nach der Verkündung des SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandards durch das Bundesmi-
nisterium für Arbeit und Soziales (BMAS) am 16.04.2020 wurde schnell deutlich, dass 
auch in den Betrieben der Infektionsschutz durch gezielte Maßnahmen umgesetzt wer-
den muss. Deshalb entwickelte die Arbeitsschutzverwaltung ein Beratungs- und Über-
wachungskonzept, das bereits Ende April in Form einer abgestuften und risikoorientier-
ten Handlungsanleitung für die Aufsichtskräfte vorlag und seitdem laufend an die aktu-
ellen Entwicklungen angepasst wird. 
 
Anfang Mai 2020 fiel dann der Startschuss für die Beratung und Überwachung der Be-
triebe zu Corona-Fragen. Begonnen wurde mit einer orientierenden telefonischen Kon-
taktaufnahme, danach wurden risikoabhängig Schwerpunkte für aktive Überwachungs-
maßnahmen festgelegt. Ein großer Teil der Beratung und Überwachung wurde aus dem 
Innendienst heraus durchgeführt (Kontaktaufnahme, telefonische Checkliste, Prüfung 
von übersandten Dokumenten). Bei zwingendem Bedarf wurden Vor-Ort-Kontrollen un-
ter Beachtung der nach Gefährdungsbeurteilung erforderlichen Schutzmaßnahmen 
durchgeführt. 
 
Schwerpunkte für die Überwachungstätigkeit waren aufgrund der epidemischen Lage 
Betriebe der Fleischwirtschaft und landwirtschaftliche Betriebe mit Unterkünften für Sai-
sonarbeiter. Weitere Beispiele für anlassbezogene Überprüfungsaktionen sind die Be-
arbeitung von Beschwerden von Beschäftigen von Callcentern und die Überprüfung von 
Arbeitsplätzen in den Reisezentren der Deutschen Bahn. 
 
Ab dem 20.08.2020 trat die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel als Konkretisierung des 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandards in Kraft. Damit wurde eine rechtlich verbindli-
chere Grundlage für den Schutz der Gesundheit der Beschäftigten durch Arbeitsschutz-
maßnahmen geschaffen. Besondere Aufmerksamkeit wurde in dieser Regel dem 
Thema „Lüften“ beigemessen. Das Beratungs- und Aufsichtskonzept wurde auf der 
Grundlage dieser Arbeitsschutzregel entsprechend angepasst. 
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Am 28.10.2020 wurde durch die Bundeskanzlerin und die Ministerpräsidentinnen und -
präsidenten der Bundesländer der zweite „Lockdown“ beschlossen. Betriebe wurden 
aufgefordert, ihren Beschäftigten Arbeit im Homeoffice zu ermöglichen. Die Aufgabe, 
auch dies zu kontrollieren, erhielten die Arbeitsschutzbehörden. Auch unter den Bedin-
gungen des Wechselschichtbetriebs im LAGuS wurden die Betriebskontrollen durch die 
Arbeitsschutzverwaltung weiter durchgeführt, einschließlich des Themas Homeoffice. 
 
 
SARS-CoV-2 – Fazit für den Arbeitsschutz 2020 
Insgesamt 815 Betriebe wurden hinsichtlich der Umsetzung der SARS-CoV-2-
Arbeitsschutz-Regelungen kontaktiert. Davon wurden 358 vor Ort aufgesucht. Antwor-
ten auf drei wesentliche Fragen geben Auskunft, inwieweit sich die Betriebe auf die be-
sonderen Arbeits- und Infektionsschutzanforderungen zum Schutz vor Infektionen mit 
SARS-CoV-2 eingestellt haben: 
 
- Sind die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregeln dem Betrieb bekannt? 
- Wurden die Gefährdungsbeurteilungen an SARS-CoV-2 angepasst und die 

entsprechenden Schutzmaßnahmen festgelegt? 
- Existiert eine Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung einschließlich Hygiene- 

und Schutzmaßnahmen? 
 
Die Überprüfungen im Zeitraum Mai bis Dezember 2020 ergaben das folgende Bild: 
 

 
 
Abbildung 4: Bekanntheit des SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard 

 
Danach kannten 15 % der Betriebe den vom BMAS veröffentlichten SARS-CoV-2-
Arbeitsschutzstandard zum Zeitpunkt der Überprüfung noch nicht. 
 
 
 
 

80,0%
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Abbildung 5: Überprüfung der Aktualisierung der Gefährdungsbeurteilung 

 
Fast 72 % der Betriebe hatten ihre Gefährdungsbeurteilung zumindest teilweise an die 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzanforderungen angepasst. 
 

 
 
Abbildung 6: Überprüfung der Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung 

 
Die 39 % der Betriebe, die ihre Dokumentation der Gefährdungsbeurteilung einschließ-
lich der veranlassten Schutzmaßnahmen nicht vollständig vorlegen konnten, wurden 
aufgefordert, dies nachzuholen. 
 
Unabhängig von Betriebsgröße oder Engagement bestimmter Arbeitsschutzakteure zei-
gen die Ergebnisse der Besichtigungen gemäß Beratungs- und Überwachungskonzept 
kaum gravierende Mängel bei der Einhaltung der Corona-Arbeitsschutzregelungen. Ge-
funden wurden lediglich „keine/geringe Mängel“ oder „mittlere Mängel“. Auf deren Be-
hebung wurde mit Mitteln des Verwaltungshandelns hingewirkt. 
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Eine wiederkehrende Frage bezog sich auf das Verhältnis von Betriebsgröße zum be-
trieblichen Arbeitsschutz. Dazu lautet die These „je kleiner der Betrieb, desto größer die 
Gefahr“. 
 
Die Ergebnisse der Kontrollen während der durch SARS-CoV-2 verursachten epidemi-
schen Lage zeigen, dass die Einstellung der Betriebsleitung und die der einzelnen Be-
schäftigten im Hinblick auf den Infektionsschutz einen wichtigeren Einfluss auf das Ein-
halten von Schutzmaßnahmen hatten, als die Betriebsgröße. Erfahrungsgemäß ist es 
auch davon abhängig, um welche Wirtschaftsklasse/Branche es sich handelt. Eine 
große Rolle spielen hierbei auch Besonderheiten, die aus branchenbedingten Gefähr-
dungen sowie organisatorischen und technologischen Abläufen resultieren. Bei kleine-
ren Handwerksbetrieben kann es sein, dass die Arbeitgeber einigen Forderungen der 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel nicht so offen gegenüberstehen, z. B. den getrennten 
Pausenzeiten. Der soziale Aspekt spielt in den kleinen Betrieben eine besonders große 
Rolle und deshalb konnte beobachtet werden, dass die Beschäftigten in einigen Fällen 
versuchen, die Schutzmaßnahmen zu umgehen, um die Pause gemeinsam verbringen 
zu können. 
 
Zahlreiche kleine Betriebe in Mecklenburg-Vorpommern sind in den Bereichen Einzel-
handel, Gastgewerbe/Beherbergung, Erbringung von freiberuflichen und wissenschaft-
lichen Dienstleistungen, Veterinär-/Gesundheitswesen (hier Praxen) sowie Erbringung 
sonstiger Dienstleistungen angesiedelt. Hier wurden in den Betrieben aus Vollzugssicht 
im gleichen Umfang, wie bei größeren Betrieben, Konzepte zum Schutz der Beschäftig-
ten und Kunden/Gäste/Patienten aufgestellt und Maßnahmen umgesetzt. Anhand der 
durchgeführten Kontrollen war nicht erkennbar, dass der Schutz der Beschäftigten mit 
der Beschäftigtenzahl abnahm. Beispielhaft zeigt die nachfolgende Abbildung das Er-
gebnis im Einzelhandel. 
 

 
 
Abbildung 7: Überprüfung des SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandards im Einzelhandel 
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Bei insgesamt 87 Überprüfungen (59 Vor-Ort-Kontrollen) von Baubetrieben ergab sich 
ein differenziertes Bild. Während immerhin über 80 % der Betriebe die Gefährdungsbe-
urteilung zumindest teilweise aktualisiert hatten, hatten 47 % der Betriebe dies aber 
nicht dokumentiert. 
 

 
 
Abbildung 8: Überprüfung des SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandards in Baubetrieben 

 
Des Weiteren kann festgestellt werden, dass Betriebe, die bereits vor der Feststellung 
der epidemischen Lage von nationaler Tragweite einen funktionierenden betrieblichen 
Arbeitsschutz hatten, auch den Arbeitsschutzstandard beziehungsweise die Arbeits-
schutzregel in Bezug auf den Schutz vor SARS-CoV-2 zufriedenstellend umsetzen. Be-
triebe hingegen, die nie eine funktionierende Arbeitsschutzorganisation hatten, setzen 
auch in dieser Zeit Arbeitsschutz- und Infektionsschutzmaßnahmen nicht ausreichend 
um. 
 
Im Rahmen der Kontrollen zur Umsetzung der notwendigen Schutzmaßnahmen in Zei-
ten von Corona wurden von unseren Mitarbeitern auch zahlreiche Betriebe aufgesucht, 
in denen bisher noch keine Kontrollen zum Arbeitsschutz durchgeführt worden sind oder 
diese schon sehr lange zurücklagen. Diese Kontrollen resultierten aus der risikoorien-
tierten Auswahl von Betrieben für das aktive Überwachungsprogramm der Arbeits-
schutzbehörde. In Betrieben, die noch nie oder eben vor längerer Zeit aufgesucht wor-
den sind, wird überdurchschnittlich oft eine mangelnde Arbeitsschutzorganisation fest-
gestellt. 
 
 
2.2 KONTROLLEN IN DER FLEISCHINDUSTRIE 

Antje Kruse, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Nord 
 
Im Frühjahr 2020 kam es in Deutschland zu mehreren COVID-19-Ausbrüchen in Betrie-
ben der Fleischindustrie. Für das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) war 
dies Anlass genug, um die Arbeitsschutzbedingungen in den Fleischbetrieben in Meck-
lenburg-Vorpommern mittels einer konzertierten Aktion zu überprüfen. Dies schien auch 
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deshalb geboten, weil sich nach wissenschaftlichem Erkenntnisstand bereits zu diesem 
Zeitpunkt Zusammenhänge zwischen der Ausbreitung des Virus und den Arbeitsbedin-
gungen in fleischverarbeitenden Betrieben abzeichneten. Als branchentypische Arbeits-
bedingungen seien beispielhaft genannt: 
 
- eine hohe betriebliche Fluktuation unter der Mitarbeiterschaft, beispielsweise 

aufgrund von Werkverträgen und Leiharbeit, 
- technologisch bedingte räumliche Nähe der Beschäftigten bei der Arbeit, 
- Temperaturen in Produktionsräumen, die eine Virusausbreitung begünstigen und 
- beengtes Wohnen in Gemeinschaftsunterkünften. 
 
Um den auftretenden Gefährdungen mit bundeseinheitlichen Schutzvorgaben zu be-
gegnen, hatte das Bundesministerium für Arbeit und Soziales am 16.04.2020 den 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard veröffentlicht. Die Adressaten für die Umsetzung 
der erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der Beschäftigten sind die Arbeitgeber. 
 
Das LAGuS berücksichtigte diese Regel in seinem „Betrieblichen Überwachungskon-
zept“ (BÜK) durch Aufnahme spezieller Fragestellungen im Hinblick auf die branchen-
spezifischen Gefährdungen unter Corona-Bedingungen in einer Checkliste. Ihre Ver-
wendung sicherte im Rahmen des BÜK ein landeseinheitliches Überwachungsvorge-
hen. Im Zeitraum von Mai bis Juni 2020 wurden 13 fleischverarbeitende Betriebe über-
prüft. Hierbei kooperierte das LAGuS unter anderem mit dem Landesamt für Landwirt-
schaft, Lebensmittelsicherheit und Fischerei in Mecklenburg-Vorpommern. 
 
Fazit: Allen befragten Betrieben war der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard bekannt. 
In der Regel wurden unter Einbindung der betrieblichen Arbeitsschutzakteure Krisen-
stäbe gebildet, um Coronavirus bedingte Arbeitsschutz- und Hygienemaßnahmen zu 
treffen und wirksam umzusetzen. Festgestellte mittlere beziehungsweise geringfügige 
Mängel wurden durch die Betriebe kurzfristig behoben. Behördenrechtliche Sanktionen 
waren deshalb entbehrlich. 
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3. TECHNISCHER ARBEITSSCHUTZ, UNFALLVERHÜTUNG UND 
GESUNDHEITSSCHUTZ 

3.1. ALLGEMEINES 
zusammengefasst von Annette Dombrowsky, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
Trotz der durch SARS-CoV-2 verursachten epidemische Lage haben die Beschäftigten 
der Abteilung Arbeitsschutz und technische Sicherheit des Landesamtes für Gesundheit 
und Soziales (LAGuS) im Jahr 2020 fast 2 000 Besichtigungen in den Unternehmen 
zum technischen und sozialen Arbeitsschutz, zur Unfallverhütung und zum Gesund-
heitsschutz durchgeführt; im Jahr 2019 waren es circa 3 120 Besichtigungen. Auf die 
mehr als 5 800 festgestellten Mängel wurde mit 1 266 Besichtigungsschreiben reagiert; 
das waren über 100 Schreiben mehr als im Vorjahr. Umfassende Beratungen und in-
tensive Besichtigungen sind notwendig, um vorbeugend und überwachend in den Be-
trieben wirksam zu werden und Mängel rechtzeitig beseitigen zu lassen. Auf den Bau-
stellen in Mecklenburg-Vorpommern gab es 610 Überprüfungen, davon 406 aus eigener 
Initiative und 204 aus einem konkreten Anlass. 725 Beanstandungen waren dabei zu 
verzeichnen. 
 
Arbeitgeber sind gesetzlich verpflichtet, schwere und tödliche Unfälle bei der für den 
Arbeitsschutz zuständigen Landesbehörde (in M-V ist das die Abteilung Arbeitsschutz 
und technische Sicherheit des LAGuS) und dem für das Unternehmen zuständigen Un-
fallversicherungsträger anzuzeigen.2 Unfälle, die eine Arbeitsunfähigkeit von mehr als 
drei Tagen nach sich ziehen, werden als schwere Unfälle bezeichnet.3 Zu den tödlichen 
Arbeitsunfällen zählen auch (schwere) Unfälle, bei denen die verletzte Person innerhalb 
von 30 Tagen an den Unfallfolgen stirbt. In seltenen Fällen kann es vorkommen, dass 
zwischen dem Unfallereignis und dem Tod des Betroffenen mehr als 30 Tage liegen. 
Wenn der Unfall eng mit dem Arbeitsbereich oder dem Produkt des Betroffenen in Ver-
bindung gebracht wird und innerhalb eines Jahres zum Tod des Unfallopfers führt, dann 
wird dieser Unfall auch als tödlicher Unfall in die Statistik aufgenommen. 
 
Auch durch die Dienststellen der Polizei, die kommunalen Rettungswachen und die Auf-
sichtsdienste der Unfallversicherungsträger oder aus der Presse erhält das LAGuS 
Kenntnis von tödlichen beziehungsweise besonders schweren Unfällen. Dann suchen 
die Beschäftigten der Behörde den Unfallort schnellstmöglich auf, um eine Unfallunter-
suchung durchzuführen. Ziel ist es, den Unfallhergang zu rekonstruieren und zu be-
schreiben sowie die Ursache-Wirkungs-Beziehungen zu ermitteln. Die Unfallanalyse ist 
ein wichtiger Bestandteil der Aufsichtstätigkeit der Abteilung Arbeitsschutz und techni-
sche Sicherheit. Hierbei geht es um die Klärung, auf welche Ursachen ein Unfall bei der 
Arbeit oder ein Schadensfall zurückzuführen ist. Da Unfälle wichtige Hinweise auf mög-
liche Arbeitsschutzdefizite im Betrieb geben können, sind schwere und tödliche Unfälle 
sowie Massenunfälle (mehr als zwei Verletzte) bei der Arbeit gemäß der Veröffentli-
chung des Länderausschusses für Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI LV) 1 
„Überwachungs- und Beratungstätigkeit der Arbeitsschutzbehörden der Länder - 
Grundsätze und Standards“ immer zu untersuchen. Im LAGuS gehen eine Vielzahl von 

                                                 
2 §193 SGB VII BAuA, Untersuchungsbogen und FAQ, https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitswelt-und-

Arbeitsschutz-im-Wandel/Arbeitsweltberichterstattung/Toedliche-Arbeitsunfaelle/Untersuchungsboegen.html 
3 BAuA, Untersuchungsbogen und FAQ, https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitswelt-und-Arbeitsschutz-im-

Wandel/Arbeitsweltberichterstattung/Toedliche-Arbeitsunfaelle/Untersuchungsboegen.html 

https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitswelt-und-Arbeitsschutz-im-Wandel/Arbeitsweltberichterstattung/Toedliche-Arbeitsunfaelle/Untersuchungsboegen.html
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitswelt-und-Arbeitsschutz-im-Wandel/Arbeitsweltberichterstattung/Toedliche-Arbeitsunfaelle/Untersuchungsboegen.html
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitswelt-und-Arbeitsschutz-im-Wandel/Arbeitsweltberichterstattung/Toedliche-Arbeitsunfaelle/Untersuchungsboegen.html
https://www.baua.de/DE/Themen/Arbeitswelt-und-Arbeitsschutz-im-Wandel/Arbeitsweltberichterstattung/Toedliche-Arbeitsunfaelle/Untersuchungsboegen.html
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Unfallanzeigen ein. Jedoch können, unter anderem aufgrund der begrenzten Personal-
ressourcen, Unfalluntersuchungen in der Regel nur bei Arbeitsunfällen mit tödlichen 
und/oder besonders schweren Verletzungsfolgen unter Berücksichtigung der Unfallum-
stände durchgeführt werden. Die Ergebnisse der arbeitsschutztechnischen Unfallunter-
suchung sind Grundlage für die Durchsetzung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes 
gegenüber dem Arbeitgeber. Bei besonders schweren und tödlichen Arbeitsunfällen er-
mittelt die Polizei von Amts wegen im Auftrag der Staatsanwaltschaft. Oft werden dabei 
die Ergebnisse der arbeitsschutztechnischen Unfalluntersuchung einbezogen. 
 
Bis zum 15.01.2021 erreichten das LAGuS insgesamt 83 Mitteilungen über besonders 
schwere und tödliche Unfallereignisse, wovon 51 umgehend durch die Mitarbeiter der 
Abteilung Arbeitsschutz und technische Sicherheit vor Ort untersucht wurden. Danach 
sind im vergangenen Jahr in Mecklenburg-Vorpommern sieben Beschäftigte und fünf 
selbständig Tätige bei der Arbeit ums Leben gekommen. 69 Beschäftigte wurden bei 
der Arbeit besonders schwer verletzt. Auf dem Weg zur Arbeit beziehungsweise auf 
dem Nachhauseweg verunfallten sechs Beschäftigte tödlich. Zum Vergleich: 2019 hat 
das LAGuS insgesamt „nur“ sechs tödliche Arbeits- und Wegeunfälle registriert. Der 
Anteil der Unfallereignisse im Baugewerbe ist mit 16 besonders schweren und fünf töd-
lichen Unfällen am höchsten, dicht gefolgt vom verarbeitenden Gewerbe mit 17 beson-
ders schweren und drei tödlichen Unfällen. Im Bereich der Dienstleistungen ereigneten 
sich 13 besonders schwere und drei tödliche Unfälle, in der Land- und Forstwirtschaft 
waren es acht besonders schwere und zwei tödliche. Die Anzahl der beim LAGuS ein-
gehenden Mitteilungen über Unfallereignisse stieg von 73 im Jahr 2019 auf 83 im Jahr 
2020. In diesem Jahr konnten auch mehr Unfälle vor Ort untersucht werden. Während 
dies im Jahr 2019 in 37 Fällen gelang, stieg die Zahl 2020 auf 51 umgehende Unfallun-
tersuchungen. In der nachstehenden Tabelle 1 sind die Daten der durch das LAGuS 
untersuchten tödlichen Arbeitsunfälle von 2011 bis 2020 entsprechend den jeweiligen 
Wirtschaftszweigen dargestellt. 
 

Tabelle 1: untersuchte tödliche Arbeitsunfälle nach Wirtschaftszweigen in den Jahren 2011 bis 2020 
 

 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

tödliche Arbeitsunfälle ins-
gesamt: 

8 8 13 9 9 8 11 11 6 7 

davon   
Baugewerbe 3 2 3 1 3 2 4 7 0 2 

  
Landwirtschaft, 
Forst, Fischerei 

2 2 3 0 2 0 2 1 1 1 

  
verarbeitendes 
Gewerbe 

3 1 2 1 1 2 2 2 2 2 

  
Verkehr und Nach-
richtenübermittlung 

0 2 1 0 1 2 3 0 0 1 

  
Energiewirtschaft, 
Wasserversorgung 

0 1 1 0 0 1 0 0 1 1 

  
Dienstleistungen 0 0 2 4 0 1 0 1 1 0 

  
sonstige 0 0 1 4 1 0 0 0 0 0 
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Eine Übersicht mit kurzer Beschreibung des Unfallherganges der 2020 vom LAGuS re-
gistrierten und untersuchten tödlichen Unfälle enthält die Tabelle 7 auf Seite 89 im An-
hang dieses Berichtes. 
 
 
3.2. ARBEITSSCHUTZORGANISATION/ARBEITSUNFÄLLE – AUSGEWÄHLTE 

EINZELBEISPIELE 

 
Unfall bei einem Belastungstest 
Stephan Walkhoefer, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Nord 

 
Am 2. Mai 2020 kam es auf dem Gelände des Rostocker Überseehafens am Liegeplatz 
24 zu einem in dieser Größenordnung seltenen Arbeitsunfall. Auf einem noch nicht ganz 
fertiggestellten Spezialschiff zur Errichtung von Offshore-Windenergieanlagen der 
neusten Generation wurde mit dem darauf installierten Kran ein Belastungstest 
beziehungsweise Überlastungstest durchgeführt. Bei diesem Kran handelt es sich um 
den bis dahin größten gefertigten Offshore-Kran. Er hat eine Hubleistung von bis zu 
5 000 Tonnen bei einer Ausladung von 35 Metern und einer maximalen Hubhöhe von 
175 Metern über Deck. Der Kran kann sowohl zum Aufbau von Offshore-
Windkraftanlagen eingesetzt werden, als auch zum Rückbau ausgedienter Offshore-Öl- 
und Gas-Förderanlagen. 
 

 
 
Abbildungen 9 und 10: Spezialschiff mit kollabiertem Kran, Quelle: LAGuS 

 
Bei diesem Überlastungstest wurde ein Lastkahn mit 5 500 t Eigengewicht 
angeschlagen und mit dem Kran stufenweise gehoben. Wie bereits durch Befragung 
noch an der Unfallstelle durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) 
festgestellt wurde, kam es schon bei circa 50 % der zu hebenden Soll-Last zum 
Versagen. Ausschlaggebend hierfür war der Abriss des Hakens. 
 
Durch den plötzlichen Abriss schlug der Ausleger des Krans katapultartig zurück, 
verbleibende Hakenteile schlugen infolge dessen nur wenige Meter neben dem 
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Kranführerhaus ein. Kranteile beschädigten das Schiff, den Kran selbst, das Fahrerhaus 
eines Transporters welcher sich auf der Pier befand sowie die Pier selbst. 
 

 
 
Abbildungen 11 und 12: Traverse ohne Kranhaken, Detail kollabierter Kran; Quelle: LAGuS 

 
Um sich eine Vorstellung über die Dimensionen des Krans machen zu können, muss 
man sich vergegenwärtigen, dass allein der Haken ohne die zugehörige Traverse ein 
Eigengewicht von 63 867 kg hatte und an der Bruchstelle einen Durchmesser von circa 
500 mm. 
 
Um die Abrissursache bzw. das Versagen des Hakens zu ermitteln, wurde ein Gutach-
ten in Auftrag gegeben. Der Haken war von einer externen Firma geliefert worden. Er-
gebnisse dieses Gutachtens liegen zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht vor. 
 
Zum Glück war das Ausmaß der körperlichen Verletzungen bei den unmittelbar vor Ort 
tätigen Beschäftigten mehrerer Arbeitgeber (allein circa 90 Personen an Bord) im Ver-
hältnis zur Schwere der Beschädigungen relativ gering: Zwölf Menschen waren leicht 
verletzt worden. Der Schaden beläuft sich auf einen hohen zweistelligen Millionenbe-
trag. 
 
Jedoch wurden im Nachgang dieses Unfalls dem LAGuS eine Reihe von Posttraumati-
schen Belastungsstörungen (PTBS) angezeigt. Diese erfolgten durch Unfallanzeigen 
der Arbeitgeber. Schon während der Befragung zum Unfallhergang durch Kriminalpoli-
zei und LAGuS am Unfalltag konnte man spüren, dass die unmittelbar Beteiligten einer 
enorm hohen psychischen Beanspruchung ausgesetzt waren. Hier ist ein besonderes 
Maß an Sensibilität seitens der fragenden Personen gefordert, um unfallursächliche Tat-
sachen zeitnah und unverfälscht zu ermitteln, die betroffenen Beteiligten aber nicht noch 
weiter psychisch zu beanspruchen. Dies hatte für die Erstuntersuchung zur Folge, dass 
die Befragungen bis in die frühen Morgenstunden des Folgetags andauerten. 
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Schwerer Arbeitsunfall bei Montage einer Photovoltaikanlage 
Nils Bennöhr, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Süd 

 
Im September 2020 ist ein Beschäftigter bei der Montage einer Photovoltaikanlage auf 
dem Dach eines Rinderstalls auf ein Oberlicht getreten und durch dieses hindurch auf 
den Stallboden gestürzt. Die Absturzhöhe betrug circa 4,50 m. Durch den Aufprall hat 
sich der Beschäftigte derart schwer verletzt, dass er hospitalisiert werden musste. 
 

 
 
Abbildung 13: Dachfläche des Kuhstalls mit durchbrochenem Oberlicht, Quelle: LAGuS 

 
Noch während der Unfalluntersuchung hat das LAGuS die Einrichtung umfangreicher 
Schutzvorrichtungen, die ein Abstürzen von der Dachfläche verhindern, angeordnet. Bis 
dahin wurde die Montage der Photovoltaikanlage untersagt. 
 
 
Tödlicher Arbeitsunfall in einer Werft 
Anja Süß-Krooß, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Nord 
 
Am 01.02.2020 ereignete sich in einer Werft in Stralsund in einer Montagehalle ein töd-
licher Arbeitsunfall beim Zusammensetzen einer Schiffssektion. 
 
Vier Kollegen eines polnischen Subunternehmers, der über einen Werkvertrag am 
Schiffsbau beteiligt war, waren am Ereignistag auf dem Bauplatz der Schiffssektion mit 
Arbeiten wie Krantransport, Heften und Schweißen tätig. Einige Zwischenwände der 
Sektion waren bereits gestellt und zum Teil fertigmontiert. 
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In der laufenden Schicht sollten weitere Zwischenwände und Stahlpaneele montiert wer-
den. Die zu verarbeitenden Stahlpaneele lagen in der Nähe der Sektion und sollten mit-
tels Hallenkran und der von der polnischen Firma mitgebrachten Hebeklemme zum Bau-
platz transportiert werden. 
 
Die zum Zeitpunkt des Unfalls angeschlagene Stahlplatte hatte Maße von circa 2,50 m 
x 5,00 m. Beim Positionieren der Stahlplatte auf dem Bauplatz wurde diese nur mittels 
eines Schweißpunktes befestigt, so dass sie noch ausgerichtet werden konnte. Wäh-
rend dieser Arbeiten öffnete sich aus ungeklärter Ursache die Hebeklemme, an der die 
Stahlplatte angeschlagen war, so dass die Stahlplatte umkippte und den Verunfallten 
begrub. 
 
Auf dem durch den Kriminaltechnischen Dauerdienst zur Verfügung gestellten Bildma-
terial und auch nach derzeitigem Ermittlungsstand, war die Hebeklemme nach dem Un-
fall in geöffnetem Zustand. Es konnte jedoch noch nicht abschließend ermittelt werden, 
ob eine Fehlbedienung durch den Verunfallten vorlag oder eine Fehlfunktion. 
 
Des Weiteren dürfen Stahlplatten, die mit dieser Art von Hebeklemmen transportiert 
werden, nicht senkrecht auf ihrem eigenen Gewicht ruhen, da dieses zum Versagen der 
Klemme führen kann. Aufgrund der Position, die die Platte zum Zeitpunkt des Unfalls 
hatte, wäre das ein weiteres denkbares Unfallszenario. 
 
Die Unfalluntersuchung ergab, dass der Einsatz der benutzten Hebeklemme aufgrund 
fehlender Prüfung unzulässig war. Das vorhandene Typenschild war bis zur Gänze un-
kenntlich, die Prüfplakette nicht lesbar. Von der polnischen Firma konnten auch keine 
Prüfnachweise beigebracht werden. Somit wurde als Anschlagmittel ein nicht geprüftes 
Arbeitsmittel benutzt. 
 
 
Arbeitsunfall mit Radlader bei Reparaturarbeiten an einem Unterstellzelt für 
Boote 
Kerstin Fink, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Süd 

 
Auf einem Marina-Gelände wurden durch eine Servicefirma zwei Zelte zum Unterstellen 
von Booten errichtet. Während der Bauphase gab es einen starken Sturm und es kam 
zu einem Schaden an einem der Zelte. Das Zeltgestänge war beschädigt worden und 
musste sofort repariert werden, da ansonsten das ganze Zelt vom Sturm hätte zerstört 
werden können. 
 
Da aufgrund des zunehmenden Windes dringender Handlungsbedarf bestand, hat man 
sich für den vor Ort befindlichen Radlader mit Kippmulde als Aufstiegsmittel für die Re-
paratur des Zeltes entschieden, da eine notwendige Hubarbeitsbühne nicht sofort ver-
fügbar gewesen wäre. 
 
Im oberen Gestänge (Höhe circa 4 - 5 m) des Zeltes mussten Stangen ausgewechselt 
werden. Die beiden später verunfallten Beschäftigten stiegen dazu in die Kippmulde und 
sollten damit auf die entsprechende Arbeitshöhe gebracht werden. Der Radlader wurde 
durch den Geschäftsführer der Servicefirma bedient. Dazu wurde er kurz in die Bedie-
nung des Radladers eingewiesen.  
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Beim Hineinfahren des Radladers in das Zelt - die beiden Beschäftigten befanden sich 
dabei hockend in der Kippmulde auf einer Höhe von circa 2,50 m - wurde der Fahrer 
des Radladers (der Geschäftsführer) darauf aufmerksam gemacht, dass er mit den vor-
deren Rädern des Radladers möglicherweise Teile des Zeltgestänges (neue Teile zur 
Zeltreparatur lagen auf dem Boden) beschädigt, wenn er weiterfährt. 
 
Aufgrund dieses Hinweises schaute der Fahrer aus der rechten Tür des Radladers. 
Beim Öffnen der Tür kam der Fahrer gegen den Bedienschalter (Joystick) für die Kipp-
mulde. Durch das unabsichtliche Verstellen des Joysticks, senkte sich die Kippmulde 
und kippte nach vorne, so dass die beiden darin befindlichen Beschäftigten aus der 
Kippmulde geworfen wurden und auf den Betonboden fielen. Dabei zog sich ein Be-
schäftigter schwere Kopfverletzungen zu, der andere erlitt Prellungen am Rücken. Beide 
wurden zur Behandlung in ein Krankenhaus gebracht. 
 
 
3.3. ARBEITSPLÄTZE, ARBEITSSTÄTTEN, ERGONOMIE 

Annette Dombrowsky, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 
 
Die Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) dient der Sicherheit und dem Gesundheits-
schutz der Beschäftigten beim Einrichten und Betreiben von Arbeitsstätten. 
 
Um den Arbeitgebern mehr Freiraum für angepasste betriebsspezifische Arbeitsschutz-
maßnahmen zu lassen, werden in der ArbStättV und ihrem Anhang insbesondere 
Schutzziele formuliert. 
 
Die Technischen Regeln für Arbeitsstätten (ASR) sind ein wesentliches Hilfsmittel für 
die praktische Umsetzung der ArbStättV insbesondere ihres Anhanges. Diese konkreti-
sieren die Anforderungen, beschreiben Maßnahmen und geben Hinweise, wie die 
Schutzziele vom Arbeitgeber erreicht werden können. 
 
Zum Zeitpunkt der jeweiligen Bekanntgabe im Gemeinsamen Ministerialblatt (GMBl) 
entsprechen die ASR dem aktuellen Stand der Technik, der Arbeitsmedizin, der Arbeits-
hygiene und sonstigen gesicherten arbeitswissenschaftlichen Erkenntnissen. Sie wer-
den regelmäßig angepasst und erleichtern dem Arbeitgeber die Durchführung der Ge-
fährdungsbeurteilung (§ 3 ArbStättV) sowie die Festlegung der geeigneten Maßnahmen 
zum Schutz der Beschäftigten. 
 
Der Arbeitgeber kann von den Vorgaben der ASR abweichen und die Schutzzielvorga-
ben der ArbStättV einschließlich des Anhanges auch auf andere Weise erfüllen, wenn 
er die ermittelten Gefährdungen, denen die Beschäftigten ausgesetzt sind oder ausge-
setzt sein können, auf andere Weise so beseitigt oder verringert, dass dabei das gleiche 
Schutzniveau wie durch die ASR erreicht wird. Wendet der Arbeitgeber die ASR an, 
kann er davon ausgehen, dass er die Vorgaben der ArbStättV einhält (Vermutungswir-
kung); eine Verpflichtung zur Anwendung der ASR ist in der ArbStättV jedoch nicht vor-
geschrieben.  
 
Die Überwachung der Verordnung obliegt den staatlichen Arbeitsschutzbehörden, in 
Mecklenburg-Vorpommern ist das die Abteilung Arbeitsschutz und technische Sicher-
heit des Landesamtes für Gesundheit und Soziales (LAGuS). 
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Eine Änderung des § 1 Absatz 6 ArbStättV trat mit Wirkung vom 27.06.2020 aufgrund 
von Artikel 226 Elfte Zuständigkeitsanpassungsverordnung in Kraft. Hierbei handelte es 
sich jedoch nur um eine formale Änderung: die Anpassung an die neuen Bezeichnungen 
von Bundesministerien. 
 
Mit Artikel 4 des Arbeitsschutzkontrollgesetzes vom 22.12.2020 (BGBl. I S. 3334) wurde 
die Arbeitsstättenverordnung jedoch in den §§ 1, 2 und 9 sowie im Anhang geändert. 
Diese Änderungen treten zum 01.01.2021 in Kraft. 
 
Des Weiteren ist am 31.12.2020 die in § 8 Abs. 1 ArbStättV enthaltene Bestandsschutz-
klausel für Altbetriebe außer Kraft getreten. 
 
Diese Übergangsvorschrift entstammte noch der ArbStättV vom Mai 1976. Sie galt je-
doch nur noch für Betriebe, die seit 1976 keinerlei Veränderungen (Umbau, Renovie-
rung, Umstellung der Arbeitsverfahren oder der Arbeitsabläufe) durchgeführt hatten. 
Nur dort galten noch die leicht reduzierten Anforderungen des Anhangs II der EG-
Arbeitsstätten-Richtlinie von 1989. Der öffentliche Dienst gehörte seit 1996 zum Kreis 
dieser Betriebe. 
 
Bereits im Jahr 2016 war das Auslaufen der Bestandsschutzklausel zum 31.12.2020 in 
die ArbStättV aufgenommen worden, da mit Blick auf die aktuellen, stetig kürzer wer-
denden Innovationszyklen in Wirtschaft und Verwaltung im Bestandsschutz eine unter-
geordnete Rolle gesehen wurde. 
 
Anlässlich des Ausbruchs des Coronavirus „SARS-CoV-2“ wurden 2020 zum Schutz 
der Bevölkerung diverse Gesetze, Verordnungen und Regeln erlassen. 
 
So legte das Bundesarbeitsministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) am 16.04.2020 
einen SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandard fest und verlangte darin betriebliche Kon-
zepte für zeitlich befristete Maßnahmen zum Infektionsschutz. 
 
Die darin beschriebenen, besonderen Arbeitsschutzmaßnahmen verfolgen das Ziel, 
durch die Unterbrechung der Infektionsketten die Bevölkerung zu schützen, die Gesund-
heit von Beschäftigten zu sichern, die wirtschaftliche Aktivität wiederherzustellen und 
zugleich einen mittelfristig andauernden Zustand flacher Infektionskurven zu gewähr-
leisten. Dabei ist die Rangfolge von technischen über organisatorischen bis hin zu per-
sonenbezogenen Schutzmaßnahmen zu beachten. 
 
Am 20.08.2020 trat dann die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel in Kraft, die den Arbeits-
schutzstandard mit konkreteren Schutzmaßnahmen unterlegte. Ziel der Maßnahmen ist 
es, das Risiko einer Verbreitung der Virusinfektion zu reduzieren, aber gleichzeitig die 
Funktionsfähigkeit der Betriebe so gut wie möglich aufrechtzuerhalten. 
 
Die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel konkretisiert für den Zeitraum der epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite gemäß § 5 Infektionsschutzgesetz die Anforderungen an 
den Arbeitsschutz. Die Regel stellt Maßnahmen für alle Bereiche des Wirtschaftslebens 
vor, mit denen das Infektionsrisiko für Beschäftigte gesenkt und auf niedrigem Niveau 
gehalten werden kann. 
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Neben der Einhaltung von Mindestabständen, Hygienemaßnahmen und gegebenenfalls 
der Benutzung von Atemschutzmasken ist die sachgerechte Lüftung von Innenräumen 
eines der wichtigsten Instrumente des betrieblichen Infektionsschutzes (Abstand, Hygi-
ene, Atemschutzmaske + Lüften, kurz AHA+L Formel genannt). Betriebe, welche die 
Regel anwenden, können davon ausgehen, dass sie rechtssicher handeln. 
 
Die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel nimmt sehr oft Bezug auf die ArbStättV und die 
ASR. Teilweise weichen die Forderungen jedoch ab oder gehen sogar darüber hinaus, 
da die in den ASR enthaltenen Regelungen derzeitig - während der epidemischen Lage 
- nicht ausreichen, um den Schutz der Beschäftigten vor einer Infektion mit SARS-CoV-
2 gemäß dem Stand der Arbeitsmedizin und der Hygiene zu beschreiben. Dann sind 
zusätzlich zu den in den ASR genannten Anforderungen Maßnahmen zu ergreifen zum 
Beispiel für die Einhaltung der Abstandsregel bei Nutzung der Sanitärräume, Kantinen 
und Pausenräume; zur Schaffung von Möglichkeiten der Handhygiene auch außerhalb 
des Betriebsgeländes in der Land- und Forstwirtschaft; beim Betreiben von Unterkünf-
ten. 
 
Gleichwertige oder strengere Regeln, zum Beispiel aus der Biostoffverordnung oder aus 
dem Bereich des Infektionsschutzes, müssen zudem weiterhin beachtet werden. 
 
 
3.4. ÜBERWACHUNGSBEDÜRFTIGE ANLAGEN 

zusammengefasst von Justine Nittka, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
3.4.1 Anlagenkataster der Länder 
 
Obwohl die epidemische Lage in Deutschland im Jahr 2020 die Arbeit der Arbeitsschutz-
aufsicht stark beeinflusst hat, erfolgte auch die Überprüfung der Einhaltung von Prüffris-
ten für überwachungsbedürftige Anlagen gemäß § 15 beziehungsweise § 16 Betriebs-
sicherheitsverordnung (BetrSichV). Als Arbeitsgrundlage diente der Eintrag der zuge-
lassenen Überwachungsstellen (ZÜS) in der Datenbank für überwachungsbedürftige 
Anlagen, dem "Anlagenkataster der Länder" (AnKa). Circa 700 Anlagenbetreiber von 
überwachungsbedürftigen Aufzügen, Druckbehältern, Dampfkesseln und Tankstellen 
mit Lägern für entzündbare Flüssigkeiten, Erdgas- und Flüssiggasfüllanlagen wurden 
bei nicht ausgeführten Prüfungen beziehungsweise festgestellten Überschreitungen 
von Prüffristen (laut AnKa) durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) 
im Rahmen von schriftlichen Benachrichtigungen aufgefordert, diese Prüfungen unver-
züglich durchzuführen und den Vollzug zu bestätigen. Auf diese Aufforderung erfolgte 
eine Vielzahl von unterschiedlichen Reaktionen durch die Anlagenbetreiber. Wiederkeh-
rende Prüfungen wurden vorgenommen beziehungsweise Prüftermine für noch ausste-
hende Prüfungen mit den ZÜS vereinbart und Prüfnachweise erbracht. In fünf Fällen 
musste das LAGuS die Durchführung der versäumten Prüfung per Verfügung anordnen. 
 
Außerhalb des Anlagenkatasters erfolgte im Rahmen der Mitteilungspflicht der ZÜS in 
534 Fällen eine Mängelnachverfolgung durch das LAGuS gemäß § 3 Absatz 1 Nummer 
2d Landesverordnung über zugelassene Überwachungsstellen nach dem Produktsi-
cherheitsgesetz (ZÜSProdLVO M-V) statt. Den größten Anteil mit circa 80 % machten 
dabei Aufzugsanlagen aus. In mehreren Fällen wurden während einer wiederkehrenden 
Prüfung durch die ZÜS gefährliche Mängel festgestellt, denen seitens des LAGuS mit 
sofortigen Vollzugsmaßnahmen des Verwaltungshandelns begegnet wurde. 
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3.4.2 Dampfkesselanlagen 
 
Im Jahr 2020 wurden gemäß § 18 Absatz 1 Nummer 1 Betriebssicherheitsverordnung 
(BetrSichV) insgesamt acht Erlaubnisse zur Errichtung und Betrieb von Dampfkessel-
anlagen, sowie Änderungen der Bauart oder Betriebsweise, welche die Sicherheit der 
Anlage beeinflussen, erteilt. Die Änderungen bezogen sich dabei auf die Nachrüstung 
eines Rauchgas-Rezirkulationssystems inklusive der notwendigen Regel- und Überwa-
chungseinrichtungen, Änderung der Betriebsweise auf einen definierten beaufsichti-
gungsfreien Betrieb, den Ersatz/Modernisierung von Brennern und deren Steuerung be-
ziehungsweise die Anpassung der sicherheitsgerechteten Steuerung an den Stand der 
Technik. 
 
Im Berichtszeitraum wurden keine Schäden gemäß § 19 BetrSichV angezeigt, bei de-
nen Bauteile oder sicherheitstechnische Einrichtungen versagt haben. 
 
 
3.4.3 Druckbehälteranlagen 
 
Im Jahr 2020 wurden acht Erlaubnisse zur Errichtung und zum Betrieb von Füllanlagen 
gemäß § 18 Absatz 1 Nummer 3 Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), sowie Än-
derungen der Bauart oder Betriebsweise, welche die Sicherheit der Anlage beeinflus-
sen, erteilt. Es handelte sich hierbei um Füllanlagen als Flüssiggastankstelle zum Be-
füllen von Landfahrzeugen, Füllanlagen für tiefkaltes Erdgas (LNG) und eine Wasser-
stoff-Füllanlage. Die Änderung bezog sich auf die Erweiterung der Speicherkapazität. 
 
Im Berichtszeitraum wurde ein Schaden gemäß § 19 BetrSichV angezeigt. Dabei kam 
es bei einem von acht baugleichen Druckbehältern zu einem nicht planmäßigen Druck-
anstieg. Der Behälter ist sofort außer Betrieb genommen worden. Bei der Untersuchung 
des Behälters wurden Risse in der Isolierung festgestellt. Die zugelassenen Überwa-
chungsstelle (ZÜS) wurde darüber informiert. Die Risse wurden daraufhin von der ZÜS 
begutachtet und es wurde eine Reparaturmaßnahme empfohlen. Nach erfolgreicher 
Reparatur erfolgte eine Druckprüfung durch die ZÜS und der Druckbehälter konnte 
mängelfrei wieder in Betrieb genommen werden. 
 
 
3.4.4 Entzündbare Flüssigkeiten 
 
Für die Errichtung und den Betrieb von Anlagen für entzündbare Flüssigkeiten und die 
Änderung derartiger Anlagen wurden im Jahr 2020 vier Erlaubnisse gemäß § 18 Absatz 
1 Nummern 4 und 6 Betriebssicherheitsverordnung erteilt. Darunter befanden sich eine 
Erlaubnis für die Errichtung und den Betrieb eines Lagers mit einem Gesamtinhalt von 
mehr als 10 000 Litern entzündbarer Flüssigkeiten (Methanol) und drei Erlaubnisse für 
die Errichtung und den Betrieb von Tankstellen. Bei einer Erlaubnis handelte es sich um 
eine Umrüstung auf Automatenbetrieb. Weiterhin wurden drei Anträge zu Änderungen 
an Tankstellen bearbeitet. Bei der Bearbeitung wurde festgestellt, dass für diese Ände-
rungen eine Erteilung der Erlaubnis nicht erforderlich war. 
 
Es gab keine Schadensmeldungen zur Anlagen für entzündbare Flüssigkeiten oder zum 
Explosionsschutz. 
 



Tätigkeitsbericht 2020 der Behörden für Arbeitsschutz und technische Sicherheit in M-V 26 
 

 

 
3.4.5 Aufzugsanlagen 
 
Laut Statistik des Anlagenkatasters der Länder wurden im Berichtszeitraum 11 998 Auf-
zugsanlagen durch die in Mecklenburg-Vorpommern zugelassenen Überwachungsstel-
len (ZÜS) erfasst und geprüft. Dabei wurden auch gefährliche Mängel an Aufzugsanla-
gen gemeldet. 
 
Die Mängel bezogen sich vorwiegend auf folgende Bauteile: 
 
- Klemmkraft des Geschwindigkeitsbegrenzers reichte nicht aus, 
- Fangvorrichtung funktioniert deswegen nicht, 
- Notrufeinrichtung unwirksam, 
- Notbeleuchtung unwirksam, 
- Personenbefreiung im Notfall nicht gewährleistet. 

 
Die betroffenen Aufzugsanlagen wurden so lange außer Betrieb genommen, bis die ge-
fährlichen Mängel behoben und eine erneute Prüfung durch die ZÜS erfolgt waren. 
 
Im Jahr 2020 ist bei den Aufzugsanlagen ein Unfall gemäß § 19 Betriebssicherheitsver-
ordnung (BetrSichV) angezeigt worden. 
 
Ein Bewohner einer Pflegeeinrichtung, der im Rollstuhl saß, versuchte in den Fahr-korb 
der Aufzugsanlage einzusteigen. Da der Fahrkorb mutmaßlich nicht bündig in der Etage 
hielt, hat der Bewohner versucht durch Ankippen des Rollstuhles die Kante zu überwin-
den. 
 
Dabei kippte der Rollstuhl um, der Bewohner verletzte sich dabei am Kopf und verstarb 
wenige Tage nach dem Unfall. Seitens des Landesamt für Gesundheit und Soziales 
wurde der Betreiber der Aufzugsanlage aufgefordert, die Aufzugsanlage durch eine ZÜS 
sicherheitstechnisch beurteilen zu lassen (§ 19 Absatz 2 BetrSichV). Nach mängelfreier 
Prüfung durch die ZÜS wurde die Aufzugsanlage wieder in Betrieb genommen. 
 
 
Dampfkesselanlage mit einem beaufsichtigungsfreien Betrieb über 168 Stunden 
Uta Lippert, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Süd 

 
Ein Arbeitgeber stellte beim Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) Abteilung 
Arbeitsschutz und technische Sicherheit die Anfrage, ob es möglich sei, eine Dampf-
kesselanlage von derzeit üblichen beaufsichtigungsfreien Betrieb (BoB) von 72 auf 168 
Stunden zu ertüchtigen, um eine Erlaubnis für den Betrieb zu erlagen. Dazu sollten der 
Austausch wesentlicher Komponenten der Steuerung sowie eine Erweiterung der 
Schaltanlage für eine regelkonforme Anlagensicherheitstechnik erfolgen. 
 
Die Dampfkesselanlage besteht aus zwei Dampfkesseln und einem Abhitzekessel. Da-
von sollen im ersten Schritt die Dampfkessel ertüchtigt werden. Die Umstellung des Ab-
hitzekessels wird aus betrieblichen Gründen auf einen späteren Zeitpunkt verschoben. 
Dieser wird weiterhin im 72 h beaufsichtigungsfreien Betrieb gefahren. 
In einem gemeinsamen Gespräch zwischen LAGuS, Antragsteller und der Zugelasse-
nen Überwachungsstelle wurden erste Eckpunkte besprochen, welche dann in einem 
Vororttermin noch ergänzt wurden. Zwischenzeitlich erfolgte seitens des LAGuS eine 
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Klärung der rechtlichen Möglichkeiten (Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), 
Technische Regeln für Betriebssicherheit (TRBS), Merkblatt des Verbandes der Tech-
nischen Überwachungs-Vereine (VdTÜV)). Zudem ergab eine Recherche, dass bereits 
eine Erlaubnis für einen 168 h beaufsichtigungsfreien Betrieb (BOB) in einem anderen 
Bundesland erteilt worden ist. 
 
Der Arbeitgeber hat daraufhin einen Antrag auf Erlaubnis zur Änderung der Dampfkes-
selanlage gestellt, der neben der Änderung der genehmigten Betriebsweise nach TRBS 
2141 von BoB 72 h auf BoB 168 h auch die Maßnahmen zur Ertüchtigung der Anlage 
für die geplante Betriebsweise beinhaltet. Als zusätzliche Maßnahmen wurden noch die 
Erneuerung der Gasbrenner und die Nachrüstung der CO/CO2 Regelung mit Anbindung 
an die Kesselanlage angegeben. 
 
Nach erfolgreicher Komplettierung der Antragsunterlagen entsprechend den Anforde-
rungen der Veröffentlichung des Länderausschusses für Arbeitsschutz und Sicherheits-
technik (LV 49) und dem Vorliegen des Prüfberichtes der Zugelassenen Überwachungs-
stelle wurde im ersten Schritt eine Erlaubnis für die Änderung der Dampfkesselanlage 
hinsichtlich der sicherheitstechnischen Überarbeitung mit Bedingungen, Auflagen und 
Hinweisen erteilt. Die Änderung der genehmigten Betriebsweise wurde mit dieser Er-
laubnis explizit nicht erfasst. 
 
Die Entscheidung über die Erlaubnis der Änderung der Betriebsweise sollte nach Vor-
liegen der Prüfbescheinigung über die Prüfung vor Inbetriebnahme (PVI) nach der Än-
derung getroffen werden. Diese Entscheidung steht noch aus, da bis zum jetzigen Zeit-
punkt vom Arbeitgeber diese PVI-Bescheinigung der Dampfkesselanlage nicht vorge-
legt wurde. 
 
 
3.5 GEFAHRSTOFFE 
3.5.1 Überwachung von Tätigkeiten mit Gefährdung durch krebserzeugende 

Fasern und Stäube 
zusammengefasst von Marita Höppner, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
Arbeiten mit Asbest und asbesthaltigen Materialien bei Abbruch-, Sanierungs- oder In-
standhaltungsarbeiten nehmen nach wie vor einen großen Teil der Überwachungstätig-
keiten durch die Arbeitsschutzbehörde ein. Im Jahr 2020 wurden dem Landesamt für 
Gesundheit und Soziales 744 Bauvorhaben gemäß Gefahrstoffverordnung angezeigt.  
 
Die meisten Probleme traten im Rahmen der Sanierung landwirtschaftlicher Gebäude 
mit Asbestzement und der Montage von Photovoltaikanlagen auf. Im Rahmen einer 
Schwerpunktaktion der Jahre 2019/2020 wurden Asbestannahmestellen von Recycling-
unternehmen auf die Einhaltung der gefahrstoffrechtlichen Forderungen revidiert (siehe 
folgender Beitrag). Bedingt durch die epidemische Lage wurden insbesondere im Früh-
jahr 2020 weniger Kontrollen als im vergleichbaren Zeitraum des Jahres 2019 durchge-
führt. Bei Baustellenkontrollen wurden vermehrt Verstöße hinsichtlich des unsachgemä-
ßen Umgangs mit asbesthaltigen Materialien sowie viele nicht angezeigte Tätigkeiten 
festgestellt. Im Berichtsjahr wurden 23 Anordnungen, zwei Verwarnungen und 20 Buß-
gelder erteilt. In 17 Fällen kam es zu Strafanzeigen. 
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3.5.2 Schwerpunktaktion zur Kontrolle von Asbestannahmestellen 

Patrick Kollmorgen, LAGuS, Abteilung. 5, Regionalbereich Süd 

 
Aufgrund der hinlänglich bekannten gesundheitsschädlichen Eigenschaften von Asbest-
staub oder Stäuben asbesthaltiger Materialien sind Tätigkeiten oder Arbeiten, bei denen 
Asbeststaub oder Stäube asbesthaltiger Materialien freigesetzt werden oder freigesetzt 
werden können, gemäß Anhang II Nummer 1 der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) 
grundsätzlich unzulässig.  
 
Ausgenommen hiervon sind lediglich Abbruch-, Sanierungs-, oder Instandhaltungsar-
beiten (ASI-Arbeiten). Da die bei ASI-Arbeiten anfallenden Gegenstände und Materia-
lien nicht weiterverwendet und nur der Abfallbeseitigung beziehungsweise -verwertung 
zugeführt werden dürfen, bedeutet dies, dass auch die Abfallbeseitigung beziehungs-
weise -verwertung zu den zulässigen Tätigkeiten zählen muss.  
 
Da Asbest als gefährlicher Abfall eingestuft ist, dürfen nur Betriebe mit einer abfallrecht-
lichen Genehmigung asbesthaltige Abfälle unter zugewiesenen Abfallschlüsselnum-
mern (zum Beispiel 17 06 01* oder 17 06 05*) annehmen. Ist dies der Fall, stellt sich 
nun also die Frage, ob es sich bei Tätigkeiten in Wertstoffhöfen, Deponien beziehungs-
weise allgemein Asbestannahmestellen analog den ASI-Arbeiten auch um Tätigkeiten 
mit Asbest handelt und diese somit dem Geltungsbereich der GefStoffV sowie der Tech-
nischen Regel für Gefahrstoffe „Asbest - Abbruch-, Sanierungs- oder Instandhaltungs-
arbeiten“ (TRGS 519) unterliegen.  
 
Als erster Anhaltspunkt kann hier die abfallrechtliche Genehmigung dienen, aus der 
hervorgehen sollte, ob es sich um Lagerung, Behandlung oder Deponierung handelt. Ist 
dies der Fall, kann von Tätigkeiten mit Asbest ausgegangen werden. Eine Ausnahme 
ist hier lediglich für sogenannte Zwischenlager denkbar, bei denen die Abfälle in Con-
tainern nur zum weiteren Transport zwischengelagert und diese weder geöffnet werden, 
noch Kontakt mit den asbesthaltigen Abfällen besteht. Ergibt sich aus dem Umfang der 
abfallrechtlichen Genehmigung aber keine diesbezügliche Einschränkung, so ist eine 
Tätigkeit mit asbesthaltigen Abfällen grundsätzlich möglich.  
 
Es ist in diesem Fall unerheblich, ob diese Tätigkeiten tatsächlich durchgeführt werden. 
Werden verpackte Asbestabfälle angenommen, ist zunächst grundsätzlich davon aus-
zugehen, dass durch nicht ordnungsgemäße Verpackungen oder beim Ver- oder Umla-
den eine Verpackung beschädigt wird, sich öffnet oder gar reißt.  
 
Dabei besteht immer die Gefahr der Freisetzung von Asbestfasern. Da gemäß Nummer 
11.3 der Mitteilung der Bund/Länder Arbeitsgemeinschaft Abfall (LAGA) 23 unsachge-
mäß verpackte asbesthaltige Abfälle nicht von Deponien zurückgewiesen werden sol-
len, ist dies immer ein zu berücksichtigender Aspekt. 
 
Welche Forderungen ergeben sich also für Asbestannahmestellen als Arbeitgeber ins-
besondere gemäß GefStoffV und unter Berücksichtigung der TRGS 519? 
 
Im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung ist festzustellen, ob Beschäftigte Asbeststaub 
oder Staub asbesthaltiger Materialien ausgesetzt sind beziehungsweise ausgesetzt 
sein können. Maßnahmen sind dann entsprechend dem Stand der Technik abzuleiten 
und umzusetzen. 
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Dies bedeutet neben entsprechender arbeitsmedizinischer Vorsorge der Beschäftigten 
auch die Anzeigepflicht gemäß § 8 Absatz 8 in Verbindung mit Anhang I Nummer 2.4.2 
Absatz 1 GefStoffV. Die Forderung der Sachkunde gemäß Anhang I Nummer 2.4.2 Ab-
satz 3 der GefStoffV ist zunächst auf ASI-Arbeiten anzuwenden. 
 
In diesem Zusammenhang kann durch Verweis auf die TRGS 519, die neben ASI-
Arbeiten auch für die Abfallbeseitigung anzuwenden ist, sowie die LAGA 23, in der ne-
ben Anforderungen an Sach- und Fachkunde auch die Anzeigepflicht gemäß TRGS 519 
benannt ist, ein Analogieschluss auf Asbestannahmestellen gezogen werden. Im Re-
gelfall sind im Vollzug bei Abfallannahmestellen oder Deponien folglich die GefStoffV 
sowie die TRGS 519 anzuwenden. 
 
Ob in der Praxis eine Zulassung für Tätigkeiten mit Asbest in schwach gebundener Form 
gemäß § 8 Absatz 8 in Verbindung mit Anhang I Nummer 2.4.2 Absatz 4 GefStoffV nötig 
ist und Anzeigen objektbezogen erfolgen, muss im Einzelfall entschieden werden. Für 
den Regelfall um stationärer Arbeiten mit Tätigkeiten geringer Exposition oder geringen 
Umfangs wird alternativ eine unternehmensbezogene Anzeige ausreichend sein. 
 
Wichtig ist in beiden Fällen der Nachweis der für die geplanten Tätigkeiten geeigneten 
personellen und sicherheitstechnischen Ausstattung. Lassen die gemäß der Abfallver-
zeichnis-Verordnung (AVV) in Verbindung mit LAGA 23 zugewiesenen Abfallschlüssel-
nummern keine Rückschlüsse zur Art des asbesthaltigen Abfalles (fest oder schwach 
gebunden) zu, so ist im Zweifelsfall die Sachkunde nach Anlage 3 TRGS 519, mindes-
tens jedoch nach Anlage 4C TRGS 519 zu fordern. 
 
Auf Grundlage dieser Betrachtungen wurde durch die Fachgruppe im Jahr 2018 die 
Schwerpunktaktion zur Kontrolle von Asbestannahmestellen geplant und im Zeitraum 
2019/2020 entsprechende Kontrollen an den einzelnen Standorten durchgeführt. 
 
Im Ergebnis aller durchgeführten Kontrollen zeigte sich, dass durchweg Beratungsbe-
darf bezüglich der Problematik Asbest bestand, insbesondere zur Zulassung und unter-
nehmensbezogenen Anzeige beziehungsweise Sachkunde.  
 
In der Hälfte der Fälle wurden Mängel vorgefundenen, bei denen die Geschäftsführun-
gen in Besichtigungsschreiben zur Mängelabstellung aufgefordert wurden. Diese waren 
zumeist formeller Natur, sodass kein weiteres Handeln des Landesamtes für Gesund-
heit und Soziales (LAGuS) vor Ort nötig war.  
 
Gravierende Mängel beziehungsweise Verstöße, die weiterführende sofortige Maßnah-
men erfordert hätten, wurden nicht festgestellt. Die Tiefe mit der sich die Arbeitgeber 
mit der Asbestproblematik im Vorfeld befassten sowie deren Verständnis hierfür variier-
ten stark mit der Art der Tätigkeiten mit Asbest sowie der Betriebsgröße. 
 
Während in einem Betrieb lediglich Asbestcontainer umgeschlagen und maximal eine 
Nacht gelagert werden, bieten andere Betriebe zum Beispiel auch Privatpersonen die 
Möglichkeit an, Asbest anzuliefern und lagern dieses vorläufig, um größere Transport-
einheiten für die Beförderung zu einer Deponie zusammenzustellen. Konsens herrschte 
hingegen im Hinblick auf die Notwendigkeit eines Sachkundigen gemäß TRGS 519. 
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Zusammenfassend ist festzustellen, dass der Arbeitsschutz beim Umgang mit Asbest 
in Asbestannahmestellen unterschiedlich gut organisiert ist. 
 
Allgemein stieg die Qualität der Arbeitsschutzorganisation mit der Betriebsgröße. Zwar 
wurden keine gravierenden Verstöße festgestellt, aber auch Mängel, wie zum Beispiel 
in der Dokumentation oder der Form der nötigen Anzeigen können durch kontinuierliche 
gezielte Beratung der entsprechenden Betriebe und künftige stichprobenartige Kontrol-
len durch das LAGuS weiter reduziert werden.  
 
Letztlich wird eine größere Rechtssicherheit der Verantwortlichen in den Betrieben er-
reicht und die Sensibilität gegenüber der Problematik Asbest erhöht, wodurch die Si-
cherheit und die Gesundheit der Beschäftigten weiter verbessert werden können. 
 
 
3.5.3 Schiffsbegasungen im Rostocker Überseehafen 

Michael Bursian, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Nord 
 
Im Sommer 2020 sollten vom Rostocker Seehafen aus Maschinenteile eines Windkraft-
anlagenherstellers nach Nordamerika verschifft werden. Die dortigen Einfuhrbestim-
mungen machten es erforderlich, dass die zu verschiffende Ware einer Schädlingsbe-
kämpfung unterzogen werden musste, um zu verhindern, dass durch Holzkisten, Palet-
ten und Stauhölzer zur Ladungssicherung Insekten im Empfängerland eingeschleppt 
werden. 
 
Zwischen Juni und September wurden insgesamt acht Stückgutfrachter mit Maschinen-
teilen im Seehafen beladen und begast. Nun sind Schiffsbegasungen im Rostocker Ha-
fen nichts Außergewöhnliches und die Bearbeitung der entsprechenden Begasungsan-
zeigen gehört zum Tagesgeschäft der zuständigen Mitarbeiter am Standort Rostock. 
 
Mit einem Anteil von etwa 70 % bilden die Schiffsbegasungen sogar den Hauptanteil 
der dort gemeldeten Tätigkeiten mit Begasungsmitteln. Und dennoch waren diese 
Schiffsbegasungen etwas Besonderes. 
 
Im Normalfall wird im Rostocker Überseehafen Getreide begast, welches nach der Ver-
ladung im Laderaum mit einem Begasungsmittel zur Schädlingsbekämpfung beauf-
schlagt wird.  
 
Als Begasungsmittel kommen dabei Phosphorwasserstoff und Phosphorwasserstoff 
entwickelnde Zubereitungen zum Einsatz, die während der gesamten Schiffsreise im 
abgedichteten Laderaum verbleiben. Man spricht von sogenannten In-Transit-Begasun-
gen. 
 
Die Begasungen der Maschinenteile mit Sulfuryldifluorid als Begasungsmittel sollten im 
Gegensatz dazu aber im Hafen durchgeführt und abgeschlossen werden. 
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Abbildung 14: Stückgutfrachter mit offenen Ladeluken, im Vordergrund ein Anhänger mit einer Sulfuryldifluorid-Fla-
schenbatterie (gelbe Druckgasbehälter), Quelle: LAGuS 

 
Die Begasungsmittel sind für den Menschen akut toxisch, umweltgefährdend und in den 
meisten Fällen auch hochentzündlich. Sie sind daher Gefahrstoffe im Sinne der Gefahr-
stoffverordnung (GefStoffV) und unterliegen den Regelungen des § 8 Absatz 8 in Ver-
bindung mit Anhang I Nummer 4 GefStoffV.  
 
Das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) ist in Mecklenburg-Vorpommern 
die zuständige Behörde für den Vollzug der Regelungen zu Begasungen gemäß Gef-
StoffV. Im Rahmen dieser Zuständigkeit wurden die Begasungen hinsichtlich der tech-
nischen, organisatorischen und persönlichen Schutzmaßnahmen stichprobenartig vor 
Ort kontrolliert. Dazu wurden die Erlaubnis der Begasungsfirma und die Befähigungs-
scheine der ausführenden Begasungstechniker eingesehen und in Bezug auf das Be-
gasungsmittel und den Einsatzbereich überprüft.  
 
Eine Kontrolle der Erste-Hilfe-Einrichtungen ist ebenfalls fester Bestandteil der Vor-Ort-
Kontrollen. Bei Tätigkeiten mit Gefahrstoffen ist neben dem Schutz der Beschäftigten 
auch der Schutz Dritter eines der Schutzziele der GefStoffV. Im Falle der Schiffsbega-
sungen sind das die Besatzung und die Beschäftigten des Hafens. Wie der Schutz der 
Beschäftigten und Dritter gewährleistet werden kann, wird in den Technischen Regeln 
für Gefahrstoffe (TRGS) 512 „Begasungen“ beschrieben. 
 
Die TRGS 512 gibt unter anderem den Stand der Technik und Arbeitsmedizin für Tätig-
keiten mit Begasungsmitteln wieder und es gehört gemäß § 7 Absatz 2 GefStoffV zu 
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den Grundpflichten des Arbeitgebers, sie bei den Tätigkeiten mit Begasungsmitteln zu 
berücksichtigen. 
 
Die TRGS 512 gibt neben allgemeingültigen Schutzmaßnahmen auch zusätzliche 
Schutzmaßnahmen für Begasungstätigkeiten auf Schiffen vor und verweist hier auf die 
IMO-Richtlinie „Empfehlungen für die sichere Anwendung von Schädlingsbekämpfungs-
mitteln auf Schiffen“ (MSC.1/ Circular.1358). Die amtliche deutsche Übersetzung der 
MSC.1/Circ. 1358 wurde im Verkehrsblatt 2011 veröffentlicht. Darin heißt es unter dem 
Punkt „Begasung mit Belüftung im Hafen“, dass vor der Anwendung von Begasungs-
mitteln in Laderäumen die Besatzung das Schiff verlassen und so lange an Land bleiben 
muss, bis die Gasfreiheit des Schiffes vom Begasungsleiter bestätigt worden ist. Die 
Durchsetzung dieser Regelung durch das LAGuS sorgte für einige Aufregung bei der 
Begasungsfirma, da bei den In-Transit-Begasungen die Besatzung das Schiff nicht ver-
lassen muss (und es auch gar nicht kann) und die Gefährdung ihrer Meinung nach gleich 
hoch sei. Verschärfend kam hinzu, dass die Besatzung aufgrund der weltweiten Corona-
Pandemie das Schiff nicht verlassen dürfe. 
 
Hier konnte aber behördlicherseits Entwarnung gegeben werden. Sowohl das Hafen- 
und Seemannsamt als auch der Hafenärztlicher Dienst des Gesundheitsamtes der 
Hanse- und Universitätsstadt Rostock gaben grünes Licht für einen Aufenthalt der Be-
satzung an Land. Nachdem auch der Schiffseigner, der Kapitän, die Reederei und Wind-
kraftanlagenbauer als Auftraggeber die Vorgehensweise akzeptiert haben, konnte ein 
Großteil der jeweiligen Besatzung die Schiffe verlassen und wurde in einem Hotel un-
tergebracht. Die Freude bei den Besatzungen war groß, da sie monatelang ihre Schiffe 
nicht verlassen haben. Eine Notbesatzung blieb während der Begasungen jeweils an 
Bord beziehungsweise in der Nähe an der Pier, um die wichtigsten Systeme im Notfall 
bedienen zu können. Eine etwa dreitägige komplette Aufgabe der Schiffe, solange soll-
ten die Begasungen jeweils dauern, kam für die Verantwortlichen nicht in Frage. 
 
Die Schiffe hatten jeweils ein Ladevolumen von etwa 21 000 m³. Daraus folgt, dass pro 
Schiff etwa 1 300 kg Sulfuryldifluorid aus einer Druckgasflaschenbatterie in die Lade-
räume eingebracht wurde. 
 
Das mit dem LAGuS schlussendlich abgestimmte Sicherheitskonzept sah vor, dass die 
jeweilige Notbesatzung das Eingasen in einem sicheren Bereich auf der Pier bis zur 
Freigabe der notwendigen Räume abwartet. Weiterhin musste die Begasungsfirma 
während der Einwirkzeit rund um die Uhr engmaschig die Begasungsmittelkonzentra-
tion in der Luft der Aufenthaltsräume, des Maschinenraumes und der Brücke mit einem 
Gaswarngerät überwachen. Bereiche, die die Besatzung zusätzlich betreten wollte, 
mussten vorher freigemessen werden. Für den Fall, dass bei den Kontrollmessungen 
Überschreitungen des Arbeitsplatzgrenzwertes von Sulfuryldifluorid (gleich des Freiga-
bewertes nach TRGS 512) festgestellt werden, mussten Vorkehrungen für die Einleitung 
umgehender Lüftungsmaßnahmen der betroffenen Bereiche getroffen werden. Zusätz-
lich musste für den Notfall auch umgebungsluftunabhängiger Atemschutz für die Besat-
zung bereitgehalten werden. 
 
Zur ganzen Wahrheit dieser nicht alltäglichen Reihe von Begasungen gehört auch, dass 
die Begasungsfirma herausgefunden hat, dass es in der amtlichen deutschen Fassung 
der IMO-Richtlinie MSC.1/Circular.1358 einen Übersetzungsfehler gab. Es heißt im 
englischen Original, dass die Besatzung das Schiff verlassen soll, nicht muss. Das 
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wurde ihr auch vom zuständigen Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruk-
tur bestätigt. Der Fehler soll bei nächster Gelegenheit berichtigt werden. Das Ministe-
rium bestätigte aber auch, dass die betreffende IMO-Richtlinie nicht nur eine internatio-
nale Empfehlung ist, sondern durch die Übernahme in die TRGS 512 bei Schiffsbega-
sungen zwingend anzuwenden, sprich national verbindlich ist. 
 

 
 
Abbildung 15: Blick in einen Frachtraum mit den zu begasenden Maschinenteilen, Quelle: LAGuS 

 
Auch wenn die Besatzungen bei zukünftigen Begasungen im Hafen nicht mehr zwin-
gend die Schiffe verlassen müssen, so bedarf es doch jeweils einer umfangreichen Be-
urteilung der Gefährdungen mit der Festlegung geeigneter Schutzmaßnahmen. Denn, 
die Protokolle der Kontrollmessungen haben im Nachhinein gezeigt, dass die festgeleg-
ten Schutzmaßnahmen nicht überzogen waren. Mehrfach wurden erhöhte Sulfuryldiflu-
orid-Werte in den Maschinenräumen gemessen. Diese ergaben sich durch vorher nicht 
erkannte Undichtigkeiten an Leitungsdurchführungen und Schotten, obwohl dem LA-
GuS die Begasungsfähigkeit und damit die Dichtheit der Ladungsräume durch die Be-
gasungsfirma bestätigt wurde. Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass so-
wohl dem LAGuS als auch der Begasungsfirma und den Schiffscrews neue Herausfor-
derungen bei solch nicht alltäglichen Vorgängen auch in Zeiten einer epidemischen 
Lage von nationaler Tragweite konfrontiert und auf allen Seiten Erfahrungen für zukünf-
tiges Zusammenarbeiten gesammelt wurden. 
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3.5.4 Überwachung der chemikalienrechtlichen Regelungen in Mecklenburg-

Vorpommern im Jahr 2020 
Dr. Ina Schlages, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
Begasungen und Schädlingsbekämpfung: 
Unsere Mitarbeiter bearbeiteten die gesetzlich vorgeschriebenen Anzeigen und kontrol-
lierten in Einzelfällen auch die Tätigkeiten vor Ort. 
 
Wegen Nichteinhaltung der Anzeigefrist wurden in zwei Fällen Verwarngelder festge-
legt. In einem Fall musste gegenüber einer Firma die Durchführung von Kontrollmes-
sungen während der Begasung schriftlich angeordnet werden. 
 

Tabelle 2: Anzeigen Begasungen nach Begasungsmittel 2020 

 

Anzeigen Begasungen nach Begasungsmittel   Anzahl 

gesamt  166 
 

Phosphorwasserstoff   154 

Sulfuryldifluorid  11 

Formaldehyd   1 

 
 
 

Tabelle 3: Aktivitäten im Fachgebiet chemische Einflussfaktoren 2020 
 

Gefahrstoffverordnung (Begasungen / Schädlingsbekämp-
fung) 

  Anzahl 

Anhang I Nummer 4.3.2 Anzeigen (Begasungen) gesamt   166 

 Kontrollen  8 

§ 8 Absatz 8 Erlaubnis verlängert/erteilt   2 

§ 8 Absatz 8 Befähigungsschein verlängert/erteilt   14 
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3.6 Explosionsgefährliche Stoffe 
 
3.6.1 ABBRUCHSPRENGUNG EINES SCHORNSTEINES 

Daniela König, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Nord 

 
Immer mal wieder kommt es vor, dass verschiedenste Bauwerke auf Grund ihrer Lage, 
ihrer Konstruktion oder auch auf Grund von wirtschaftlichen Aspekten nicht mechanisch 
abgebrochen werden können. In diesen Fällen wird in der Regel ein Abbruch durch eine 
Sprengung in Erwägung gezogen. So geschehen im Herbst 2020 bei der Niederlegung 
des Schornsteines vom ehemaligen Heizhaus in der Kleinstadt Kröpelin im Landkreis 
Rostock. 
 

 
 
Abbildung 16: Areal des ehemaligen Heizhauses mit Schornstein vor der Sprengung, Quelle: LAGuS 

 
25 Meter hoch, rechteckig, zweischalig gemauert, so prägte der Schornstein auf dem 
Gelände des ehemaligen Heizhauses in der Schulstraße in Kröpelin über viele Jahre 
das Stadtbild (siehe Abbildung 16). Die Planung der Umgestaltung des Areals führte 
dazu, dass sowohl das ehemalige Heizhaus als auch der Schornstein weichen muss-
ten. Parallel zur Anzeige der Tätigkeiten mit asbesthaltigen Materialien, gemäß An-
hang I Nummer 2.4.2 der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV) in Verbindung mit Nummer 
3.2 der Technischen Regel für Gefahrstoffe 519 „Asbest-Abbruch-, Sanierungs- oder 
Instandhaltungsarbeiten“ (TRGS 519), wurde dem Landesamt für Gesundheit und So-
ziales (LAGuS) im September 2020 die beabsichtigte Abbruchsprengung des Schorn-
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steines fristgemäß, nach § 1 Absatz 1 Nummer 2 der Dritten Verordnung zum Spreng-
stoffgesetz (3. SprengV), angezeigt. Die Anzeige, mit Angabe von Ort und Datum sowie 
Uhrzeit der geplanten Sprengung, erfolgte durch den Sprengberechtigten der Firma, die 
mit der Durchführung der Sprengarbeiten beauftragt wurde. Aufgabe des LAGuS war 
es nun zu prüfen, ob die nach dem Sprengstoffgesetz (SprengG) erforderlichen spreng-
stoffrechtlichen Voraussetzungen erfüllt wurden und die Sprengung wie angezeigt er-
folgen konnte. Die Prüfung beinhaltete neben der Kontrolle von Art, Verfahren und Um-
fang der Sprengung, die Kontrolle des verwendeten Sprengstoffs und des Zündverfah-
rens. Zudem wurde durch das LAGuS überprüft, ob die beauftragte Firma im Besitz 
einer gültigen Erlaubnis nach § 7 des SprengG und der zuständige Sprengberechtigte 
im Besitz eines gültigen Befähigungsscheines, gemäß § 20 des SprengG, mit der ent-
sprechenden Befähigung zur Sprengung von Bauwerken und Bauwerksteilen waren. 
Auch wurde die Entfernung der Sprengstelle von besonders schutzbedürftigen Gebäu-
den, wie der benachbarten Grundschule, sowie die weiteren vorgesehenen Schutzmaß-
nahmen, zu denen die Absperrmaßnahmen an den vorhandenen Verkehrswegen sowie 
der Schutz der benachbarten Wohn- und Arbeitsstätten gegen Steinflug, Erschütterung 
und Lärm zählten, überprüft. 
 

 
 
Abbildung 17: vorbereitetes Fallbett aus Kies und Schotter, Quelle: LAGuS 

 
Vor der Durchführung von Sprengarbeiten hat die verantwortliche Person die möglichen 
Gefährdungen zu ermitteln, zu beurteilen und zu dokumentieren. Hinsichtlich gesund-
heitlicher Gefährdungen gelten dabei die relevanten Arbeitsschutzvorschriften wie unter 
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anderem die GefStoffV. Um zu verhindern, dass bei der Abbruchsprengung des Schorn-
steines Gefahrstoffe freigesetzt werden, die zur Gefahr für Leib und Leben Dritter wer-
den, war es daher erforderlich vorab, im Rahmen der Gefährdungsbeurteilung gemäß 
§ 6 der GefStoffV, die Gefahrstofffreiheit durch einen Sachverständigen feststellen zu 
lassen. Mit der Vorlage eines entsprechenden Gutachtens wurde nachweislich bestä-
tigt, dass weder im Mauerwerk des Schornsteines noch im Rauchgaskanal gefahrstoff-
haltige Materialien nachgewiesen werden konnten. Das Vorhandensein von Dämmung 
aus alten künstlichen Mineralfasern konnte bei der Herstellung der Sprenglochbohrun-
gen ausgeschlossen werden, so dass einer Sprengung des Schornsteines diesbezüg-
lich nichts im Wege stand. 
 

 
 
Abbildung 18: Schornstein mit abgedeckter Sprengstelle, Quelle: LAGuS 

 
Die bauliche Ausgangssituation des Schornsteines sowie die Bebauung und Gestaltung 
der näheren Umgebung machten eine Fallrichtungssprengung erforderlich. Östlich des 
Sprengbereiches befand sich die örtliche Grundschule der Kleinstadt, südlich ein ge-
pflasterter Parkplatz und in westlicher Richtung Gärten von Anwohnern. Um zu verhin-
dern, dass diese Gebäude und Flächen durch die Sprengung in Mitleidenschaft gezo-
gen wurden, bot sich vorrangig die Fallrichtungssprengung in Richtung Norden an. 
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Nördlich des Schornsteines befand sich das ehemalige Heizhaus, welches zum Zeit-
punkt der Sprengung bereits vollständig abgebrochen war und so die benötigte Freiflä-
che bot. 
 
Um die beim Aufprall des fallenden Schornsteines entstehenden Erschütterungen zu 
vermindern, wurde in Vorbereitung der Sprengung ein Fallbett aus Kies und Schotter in 
Fallrichtung aufgeschüttet (siehe Abbildung 17). Zusätzlich sorgten zwei aufgestellte 
Container dafür, dass am Ende des Fallbettes ein Streuflug in Richtung Schulstraße und 
der sich dahinter angrenzenden Bebauung verhindert wurde. Mit dem Abdecken der 
Sprengladung an der Sprengstelle, dem Sockel des Schornsteines, durch mehreren La-
gen Textilvlies und Maschendrahtzaun wurde dafür Sorge getragen, den Streuflug und 
die Splitterwirkung so gering wie möglich zu halten und den Detonationsknall zu redu-
zieren (siehe Abbildung 18). 
 

 
 
Abbildung 19: Sprengberechtigter nach erfolgtem Sprengabbruch, Quelle: LAGuS 

 
Der Sprengberechtigte darf, gemäß Nummer 4.7 Absatz 7 der Technischen Regel zum 
Sprengstoffrecht „Sprengarbeiten“ (SprengTR 310), die Sprenganlage nur dann zün-
den, wenn sichergestellt ist, dass die im Sprengbereich gelegenen öffentlichen Ver-
kehrswege für die Dauer der Gefahr geräumt, gesperrt und bewacht werden. Aus die-
sem Grund wurde die Schulstraße während des Sprengabbruchs kurzzeitig, durch die 
vom Sprengbeauftragten angeforderte Polizei, abgesperrt und gesichert. Für die Absi-
cherung der Nebenwege standen vier unterwiesene Hilfskräfte zur Verfügung, die über 
Funktechnik mit dem Sprengberechtigten in ständiger Verbindung standen. Besonders 
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wichtig war es bei dieser Sprengung ausschließen zu können, dass sich Kinder, die in 
der angrenzenden Grundschule unterrichtet werden, am Tag der Sprengung im abge-
sperrten Bereich aufhielten. Um dem entgegen zu wirken, wurde der Termin für den 
Sprengabbruch vorsorglich auf einen Samstag und damit außerhalb des Schulbetriebs 
gelegt. 
 
Infolge der im Vorfeld der Sprengarbeiten erfolgten Unterrichtung der Anwohner und der 
nicht mit der Sprengung befassten Personen, gemäß Nummer 3.4 Absatz 2 der 
SprengTR 310, in Bezug auf ihr Verhalten während der Sprengung sowie der Bedeu-
tung der Sprengsignale, entpuppte sich die Bauwerkssprengung als wahrer Zuschauer-
magnet. Das Ereignis des nicht alltäglichen Sprengabbruchs wollte sich niemand ent-
gehen lassen. Pünktlich, gemäß der im LAGuS vorliegenden Anzeige ertönte um 
13:00 Uhr das erste Sprengsignal. Ein langer Ton war zu vernehmen, der bedeutete, 
dass alle Personen den Sprengbereich zu verlassen und sich sofort in Deckung zu be-
geben hatten. Wenig später folgte das zweite Signal mit zwei kurzen Tönen, die ankün-
digten, dass die Zündung unmittelbar bevorstand. Kurz darauf folgte ein lauter, aber 
dumpfer Knall und der Schornstein sank zu Boden. Er legte sich, unter den zahlreichen 
Blicken der Anwohner und weiteren Schaulustigen, exakt in das vorbereitete Kiesbett 
nieder (siehe Abbildung 19). Nachdem sich die Sprengschwaden verzogen hatten, über-
zeugte sich der Sprengberechtigte vom Ergebnis der Sprengung. Im Anschluss daran 
gab er mit drei kurzen aufeinanderfolgenden Tönen, dem dritten Sprengsignal, Entwar-
nung und erklärte die Sprengung für beendet. Der Sprengbeauftragte zeigte sich zufrie-
den mit dem Ergebnis. Die Abbruchsprengung verlief planmäßig. Nach Abschluss der 
Beräumungsarbeiten auf dem Gelände war nun der Weg für die Umgestaltung des Are-
als geebnet. 
 
 
3.6.2 Aufgabenstatistik des LAGuS für den Bereich des Sprengstoffrechts 

Dr. Stefan Rümmler, Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit, Abteilung 4, Referat V430 
 

Tabelle 4: Aufgabenstatistik für den Bereich des Sprengstoffrechts 2020 
 

 2015 2016 2017 2018 2019 2020 

Erlaubnisse gemäß § 7 Sprengstoff-

gesetz 

8 11 6 15 22 17 

Befähigungsscheine gemäß § 20 

Sprengstoffgesetz 

52 69 78 84 93 123 

Unbedenklichkeitsbescheinigungen 97 51 72 107 115 96 

Überprüfung verantwortlicher Per-

sonen auf Zuverlässigkeit  

126 86 131 116 140 87 

Anzeigen von Sprengungen 20 23 18 27 33 31 

Anzeigen von Feuerwerken 795 751 752 758 596 201 

davon Bühnenfeuerwerke 57 65 44 62 60 15 

Anzeigen für die Aufnahme von Mu-

nitionsbergungsarbeiten 

102 103 114 125 135 152 

Kontrollen von Sprengungen 4 3 2 6 5 6 

Kontrollen von Feuerwerken 40 37 27 30 17 0 

Kontrollen Kampfmittelräumstellen 15 15 11 21 31 23 

Ordnungswidrigkeiten Pyrotechnik 58 9 3 3 5 3 
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3.6 BIOLOGISCHE ARBEITSSTOFFE 

zusammengefasst von Lina Fischer, LAGuS Abeilung.5, Regionalbereich Nord 

 
2020 war auch im Bereich „Biologische Arbeitsstoffe“ durch die Corona-Thematik ein 
besonderes Jahr. Es wurden mit 670 Beratungen dreieinhalbmal mehr Beratungen als 
in den Vorjahren durchgeführt. Ursächlich dafür war die Unterstützung bei Fragen zur 
Umsetzung des SARS-CoV-2-Arbeitsschutzstandards. Dabei fielen streng genommen 
nicht alle Anfragen in den Bereich der Biostoffverordnung (BioStoffV), sondern eher in 
den Wirkungsbereich des Infektionsschutzgesetzes (IfSG) wie zum Beispiel Fragen zur 
Ausgestaltung der Abtrennung bei Publikumsverkehr oder Möglichkeiten der Kontaktre-
duktion zwischen den Beschäftigten. 
 
Der Unterschied liegt in den verschiedenen Schutzzielen. Das IfSG hat das Ziel, die 
Übertragung von Krankheiten beim Menschen vorzubeugen, Infektionen frühzeitig zu 
erkennen und ihre Weiterverbreitung im Sinne des Bevölkerungsschutzes zu verhin-
dern. 
 
Schutzziel der BioStoffV ist die Vermeidung von Infektionen der Beschäftigten bei ihrer 
Arbeit, aber auch der Schutz vor sensibilisierenden, toxischen oder anderen die Ge-
sundheit schädigenden Wirkungen bei Tätigkeiten mit einem biologischen Arbeitsstoff 
(Biostoff). Im Sinne der BioStoffV muss ein direkter Bezug der beruflichen Tätigkeit zu 
Biostoffen bestehen. Beispielsweise liegt der Schwerpunkt eines Verkäufers bei der Tä-
tigkeit des Verkaufens einer Ware und nicht in dem Kundenkontakt, somit fällt diese 
Tätigkeit nicht in den Geltungsbereich der BioStoffV. Dagegen ist die Tätigkeit eines 
Erziehers auf den Umgang mit Kindern, die den Erzieher mit einer Kinderkrankheit an-
stecken könnten, ausgelegt und fällt somit unter die BioStoffV. Hat der Verkäufer aller-
dings auch die Entsorgung von verdorbenen Lebensmitteln vorzunehmen und kann er 
dabei mit Biostoffen in Kontakt kommen und gefährdet werden, fällt diese Tätigkeit unter 
die BioStoffV. Die Behörde unterstützt die Betriebe bezüglich der rechtlichen Einord-
nung und berät zu den erforderlichen Maßnahmen, um die Beschäftigten vor biologi-
schen Gefährdungen zu schützen. 
 
Neben der Beratung zu Schutzmaßnahmen war die Erinnerung und Unterstützung be-
züglich der Anzeigepflicht gemäß § 16 BioStoffV ein Aufgabenschwerpunkt der Arbeits-
schutzbehörde im Bereich „Biologische Arbeitsstoffe“. Die Anzahl der Anzeigen blieb 
mit 48 vergleichbar zum Vorjahr (45 Anzeigen im Jahr 2019). Bei der Behörde anzuzei-
gen ist unter anderem die erstmalige Aufnahme einer Tätigkeit mit Biostoffen der Risi-
kogruppe 3, wie zum Beispiel die SARS-CoV-2-Diagnostik. Diese nicht gezielte Tätig-
keit kann unter den Bedingungen der Schutzstufe 2 durchgeführt werden; diese dienen 
der Vermeidung der Exposition und somit einer Infektion der Beschäftigten durch einen 
Biostoff. 
 
In regelmäßigen Abständen werden unter anderem diese Labore der Schutzstufe 2 auf 
die rechtmäßigen Ausführungen und die Einhaltung der Schutzmaßnahmen überprüft. 
Im Jahr 2020 wurden 128 Besichtigungen durchgeführt und dabei 11 Mängel festge-
stellt. Die Beseitigung der Mängel wird in der Regel mittels schriftlicher Aufforderungen 
mit Terminsetzung erreicht. 
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3.7 GENTECHNISCH VERÄNDERTE ORGANISMEN 

Hartmut Steffen, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Nord 

 
In Mecklenburg-Vorpommern werden Arbeiten mit gentechnisch veränderten Organis-
men in öffentlichen und privaten Einrichtungen sowie hauptsächlich an den Universitä-
ten Rostock und Greifswald und im Bundesforschungsinstitut für Tiergesundheit auf der 
Insel Riems durchgeführt. Seit 2018 gibt es in Mecklenburg-Vorpommern eine Anlage 
der Sicherheitsstufe 4 im Friedrich-Löffler-Institut (FLI). 
 
Es muss immer wieder betont werden, dass der Begriff „Anlage“ unbestimmt und ge-
wissermaßen auch irreführend ist. Eine gentechnische Anlage kann eine Einrichtung mit 
nur einem einzigen gentechnischen Labor beinhalten, sie kann aber auch eine Vielzahl 
von verschiedenen Laboren unterschiedlicher Sicherheitsstufen, in denen wiederum 
verschiedene Arbeiten durchgeführt werden, umfassen. Die Bundesforschungseinrich-
tung FLI betreibt auf der Insel Riems beispielsweise mehrere „Institute“ mit jeweils eini-
gen gentechnischen „Anlagen“ verschiedenster Sicherheitsstufen, wird hier (in der Sta-
tistik) aber nur als eine Anlage mit der Sicherheitsstufe 4 geführt. 
 
Im Berichtsjahr 2020 waren im Aufsichtsgebiet des Landesamtes für Gesundheit und 
Soziales (LAGuS) somit insgesamt 114 gentechnische Anlagen gemeldet. Diese um-
fassen 61 Anlagen der Sicherheitsstufe 1 (S1), wobei anzumerken ist, dass S1-Arbeiten 
in der Regel nur zusammen mit der Anmeldung einer S1-Anlage gemeldet werden. Wei-
tere S1-Arbeiten, auch in Anlagen einer höheren Sicherheitsstufe, müssen nicht mehr 
angemeldet werden und sind somit zahlenmäßig nicht zu erfassen. Zu den genehmigten 
Anlagen zählen weiterhin 51 Anlagen der Sicherheitsstufe 2, eine Anlage der Sicher-
heitsstufe 3 und eine Anlage der Sicherheitsstufe 4. 
 
Insgesamt sind im Berichtsjahr bei der Genehmigungsbehörde 174 S2-Arbeiten, 17 S3-
Arbeiten sowie fünf Arbeiten in der Sicherheitsstufe 4 registriert. Von den 17 registrierten 
S3-Arbeiten werden allein 15 im FLI auf der Insel Riems durchgeführt und „nur“ zwei in 
dem eigentlichen – als S3-Anlage - registrierten Labor in der Universitätsmedizin Greifs-
wald. Auch von den insgesamt registrierten S2-Arbeiten werden circa 70 allein im FLI 
durchgeführt. 
 

 
 
Abbildung 20: Gentechnische Anlagen und Arbeiten in Mecklenburg-Vorpommern 2020 
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Bedingt durch die epidemische Lage sind im Berichtsjahr 2020 deutlich weniger gen-
technische Überprüfungen durchgeführt worden als in den Vorjahren, da sich die Ar-
beitsschwerpunkte der Arbeitsschutzaufsicht einerseits grundsätzlich verschoben hat-
ten und letztlich bereits mehrfach festgesetzte Termine für gentechnische Überprüfun-
gen auf Grund der Entwicklung des Infektionsgeschehens auch immer wieder abgesagt 
werden mussten.  
 
Als Problem bleibt weiterhin bestehen, dass leider oft den Mitteilungspflichten nach § 21 
Gentechnikgesetz (GenTG) nicht nachgekommen wird. So wurde wiederholt in den Uni-
versitäten festgestellt, dass einige angemeldete oder genehmigte gentechnische Arbei-
ten letztlich nicht durchgeführt wurden oder nicht mehr durchgeführt werden. Für den 
kommenden Berichtszeitraum ist seitens des LAGuS geplant, darüber mehr Klarheit zu 
erlangen. Diese Überprüfung wird in Zusammenarbeit mit der Abteilung 3 „Gesundheit“ 
des LAGuS erfolgen, die ihrerseits für Anmeldung und Genehmigung von gentechni-
schen Anlagen zuständig ist. 
 
 
3.8 STRAHLENSCHUTZ 
 
3.9.1 Strahlenschutz-Statistik 

zusammengefasst von Dr. Michael Sieg, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 
 
Die Situation bezüglich der gültigen beziehungsweise im Berichtsjahr neu erteilten Ge-
nehmigungen stellt sich wie folgt dar: 
 

Tabelle 5: Umgang mit radioaktiven Stoffen nach StrlSchG im Jahr 2020 
 

am 31.12.2020 gültige Genehmigungen nach: 

2 3a 3b 4a 4b 5a 5b 5c 6 

§ 12 Ab-
satz 1 

Nummer 3 
StrlSchG 

(Umgang 
mit sonsti-
gen radio-

aktiven 
Stoffen) 

Anwendung am Men-
schen 

Forschung und 
Lehre ohne Anwen-
dung am Menschen 

Industrie, gewerbliche Wirtschaft 

Sons-
tige 

(z. B. 
Behör-
den) 

Ge-
samt 

Von Spalte 
3a: 

ausschl. für 
umschlos-
sene rad. 

Stoffe  

Ge-
samt 

Von Spalte 
4a: 

ausschl. für 
umschlos-
sene rad. 

Stoffe  

Ge-
samt 

Von Spalte 
5a: 

ausschl. für 
umschlos-
sene rad. 

Stoffe  

Von Spalte 5b: 
zerstörungs-

freie, ortsverän-
derliche Werk-
stoffprüfung 

153 26 10 48 33 73 61 4 6 

 
 

Tabelle 6: Genehmigungsinhaber nach Branchen im Jahr 2020 

 

Zahl der Anlagen zur Erzeugung ionisierender Strahlen mit Genehmigungen nach 
§ 12 Absatz 1 Nummer 1 und § 10 Strahlenschutzgesetz (StrlSchG) Stand: 31.12.2020 

2a 2b 2c 3 4 5 6 

§ 12 Absatz 1 Num-
mer 1 StrlSchG 

(Betrieb von Anlagen 
zur Erzeugung ioni-
sierender Strahlen) 

Von Spalte 2a: 

(Anlagen, die einer 
Errichtungsgeneh-
migung nach § 10 
StrlSchG bedurft 

haben) 

Von Spalte 
2a: 

Ultrakurz-
pulslaser 

(UKP) 

Anwen-
dung am 

Menschen 

Ohne An-
wendung am 

Menschen 

(Forschung 
und Lehre) 

Industrie, 
gewerbli-
che Wirt-

schaft 

Sonstige 

(z. B. Be-
hörden) 

14 2 0 12 2 0 0 
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Tabelle 7: Beschäftigung in fremden Anlagen, Beförderung und Konsumgüter 2020 (IM = Zuständigkeit des In-

nenministeriums M-V) 
 

am 31.12.2020 gültige Genehmigungen nach: 

2 3 4 5 

§ 25 StrlSchG 

(Beschäftigung in 
fremden Anlagen 

und Einrichtungen) 

§ 27 StrlSchG 

(Beförderung sonstiger 
radioaktiver Stoffe) 

§ 40 StrlSchG 

(Ausschließlich Genehmigungen für 
den Zusatz radioaktiver Stoffe zu 

Konsumgütern) 

§ 9 AtG 

(Umgang mit Kernbrennstoffen) 

58 4 1 IM 

 
 
 
Tabelle 8: Anzeigebedürftige Anlagen, Radon, natürliche Radionuklide (NOEM) und bauartzugelassene Vorrichtun-

gen (BAZ) 2020 (IM = Zuständigkeit des Innenministeriums M-V) 
 

am 31.12.2020 erstattete Anzeigen nach: 

2 3a 3b 3c 4a 4b 5 

Anlagen Radon NORM BAZ 

§ 17 
StrlSchG 

(Anzeigebe-
dürftiger Be-
trieb von An-
lagen zur Er-
zeugung ioni-

sierender 
Strahlen) 

§ 129 i.V.m. 
Anlage 3 
StrlSchG 

(Exposition 
durch Radon 
an Arbeits-
plätzen, An-

meldung) 

Von Spalte 3a:  
§ 130 Absatz 3 

StrlSchG 

(Exposition durch 
Radon an Arbeits-
plätzen mit Exposi-
tion größer 6 mSv 

§ 129 Absatz 3 
StrlSchG 

(Exposition durch 
Radon an Ar-
beitsplätzen, 

Fremde Betriebs-
stätten) 

§ 56 Absatz 1 
Satz 1  

StrlSchG  

(Erhöhte Expo-
sition durch na-
türlich vorkom-
mende Radio-
aktivität an Ar-
beitsplätzen) 

§ 59 Ab-
satz 2 

StrlSchG 

(Fremde 
Betriebs-
stätten) 

§ 208 Absatz 
3 StrlSchG 

(Verwendung 
und Lagerung 

bestimmter 
BAZ-

Vorrichtungen 
nach 

StrlSchV 
1989) 

0 IM IM IM IM IM 0 

 
 
 

Tabelle 9: Dichtheitsprüfungen, auch an hochradioaktiven Quellen (HRQ) 2020 
 

Ergebnisse der Dichtheitsprüfungen an umschlossenen radioaktiven Stoffen nach § 89 StrlSchV 
Stand 31.12.2020 

2a 2b 3a 3b 

Gesamtzahl  
der durchgeführten 
Dichtheitsprüfungen 

Von Spalte 2a: 
Anzahl HRQ 

Von Spalte 2a: 
Anzahl und Nuklid der bei den Prüfungen 

als undicht ermittelten Präparate 

Von Spalte 3a: 
Anzahl undichter HRQ 

67 4 0 0 
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Tabelle 10: Röntgeneinrichtungen in der Humanmedizin 2020 

 

am 31.12.2020 gültige Gesamtzahl der im Kalenderjahr betriebenen Röntgeneinrichtungen (RöE) 
Humanmedizin 

2 3a 3b 3c 3d 4 

Gesamtzahl der 
nach § 12 Ab-

satz 1 Nummer 
4 i.V.m.  

§ 19 Absatz 2 
Nr. 2 StrlSchG 
genehmigten 

RöE für die Be-
handlung von 

Menschen 

Untersuchung von Menschen 

Gesamtzahl 
der nach 

§ 12 Absatz 
1 Nummer 4 
StrlSchG ge-
nehmigten 

RöE 

Teleradiologie 
Von Spalte 3a: 
Anzahl der RöE 
im Rahmen der 
Früherkennung 

gemäß  
§ 12 Absatz 1 

Nummer 4 
StrlSchG i.V.m. § 

19 Absatz 2 
Nummer 4  
StrlSchG 

Gesamtzahl 
der nach  

§ 19 Absatz 
1 Nummer 1 
StrlSchG an-

gezeigten 
RöE 

Von Spalte 3a: 
Anzahl genehmig-
ter RöE für die Te-
leradiologie nach 

§ 12 Absatz 1 
Nummer 4 i.V.m. § 
19 Absatz 2 Num-

mer 3 StrlSchG 

Von Spalte 3b: Telera-
diologie mit Ausdeh-

nung auf reguläre 
Dienstzeit 

(Erteilung aufgrund ei-
nes besonderen Bedürf-
nisses nach § 14 Absatz 
2 Satz 3 StrlSchG über 

Nacht-, Wochenend- und 
Feiertagsdienst hinaus) 

3 48 29 8 21 668 

 
 

Tabelle 11: Röntgeneinrichtungen in der Zahnmedizin und in der Tierheilkunde 2020 
 

am 31.12.2020 gültige Gesamtzahl der im Kalenderjahr betriebenen Röntgeneinrichtungen (RöE) 

Zahnmedizin und Tiermedizin 

2 3 4 5 

Zahnmedizin Anwendung am Tier in der Tierheilkunde 

Gesamtzahl der nach § 
12 Absatz 1 Nummer 4 
StrlSchG genehmigten 

RöE 

Gesamtzahl der nach  
§ 19 Absatz 1 Nummer 1  

Buchstabe b StrlSchG ange-
zeigten RöE 

Gesamtzahl der nach  
§ 12 Absatz 1 Nummer 4 
StrlSchG genehmigten 

RöE 

Gesamtzahl der nach § 
19 Absatz 1 Nummer 1 
StrlSchG angezeigten 

RöE 

3 1.929 46 116 

 
 

Tabelle 12: Röntgeneinrichtungen im technischen Bereich 2020 

 

am 31.12.2020 gültige Gesamtzahl der im Kalenderjahr betriebenen Röntgeneinrichtungen (RöE) 

Technik/Nichtmedizin 

2a 2b 3 4 5 

Gesamtzahl 
der nach  

§ 12 Absatz 
1 Nummer 4 
StrlSchG ge-
nehmigten 

RöE 

Von Spalte 2a: 
Anzahl der nach § 12 
Absatz 1 Nummer 4 
i.V.m. § 19 Absatz 2 
Nummer 1 StrlSchG 
genehmigten RöE  

(Für die technische Ra-
diographie zur Grob-

strukturanalyse) 

Gesamtzahl der angezeigten RöE 
nach § 19 Absatz 1 Nummer 1 Buch-
stabe a StrlSchG i.V.m. § 18 Absatz 1 
StrlSchV und der RöE nach § 19 Ab-

satz 1 Nummer 1 Buchstabe c 
StrlSchG 

(Bauartzugelassene Röntgenstrahler 
und Verwendung von med. RöE außer-

halb der Anwendung am Menschen bzw. 
Tier in der Tierheilkunde) 

Gesamtanzahl der 
angezeigten RöE 
nach § 19 Absatz 

1 Nummer 2 
StrlSchG 

(Basis-, Hoch- und 
Vollschutzgeräte 

sowie 
Schulröntgenein-

richtungen) 

Gesamt-
zahl der 

nach  
§ 12 Absatz 
1 Nummer 
5 StrlSchG 
genehmig-
ten Stör-
strahler 

151 28 63 32 28 

 
  



45 Tätigkeitsbericht 2020 der Behörden für Arbeitsschutz und technische Sicherheit in M-V 
 

 

 

4 TECHNISCHER ARBEITS- UND VERBRAUCHERSCHUTZ 

4.1 MARKTÜBERWACHUNG BEI VERBRAUCHERPRODUKTEN UND TECHNISCHEN 

ARBEITSMITTELN 
4.1.1 SARS-CoV-2 und die unterschiedlichen Masken 

Justine Nittka, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
Den Bewohnern Europas sind Masken bisher nur begegnet (außer sie verwenden diese 
bei der Arbeit), wenn sie in der Öffentlichkeit eine Reisegruppe aus Asien getroffen ha-
ben. Nach einem Jahr im Zeichen des SARS-CoV-2-Virus, gehört die Maske nun auch 
in Europa zum Alltag. Aufgrund der Entwicklung des Infektionsgeschehens in den ersten 
beiden Quartalen des Jahres 2020 stieg der Bedarf an Masken unter anderem als per-
sönliche Schutzausrüstung in Gesundheitseinrichtungen, in der Pflege und in vielen an-
deren Wirtschaftszweigen sprunghaft an. Die riesige Nachfrage nach Masken und die 
zu dem Zeitpunkt nicht konkret vorliegenden Anforderungen führten zu schwierigen bis 
chaotischen Marktbedingungen. Dringend benötigte Masken konnten aufgrund zusam-
mengebrochener Lieferketten und utopischer Preisvorstellungen unseriöser Anbieter 
nicht mehr oder aber nur schwer beschafft werden. Dadurch nahmen die Lagerbe-
stände, vor allem in den Einrichtungen des Gesundheitswesens an persönlicher Schutz-
ausrüstung und intensivmedizinischer Ausstattungen (zum Beispiel Masken, Hand-
schuhe, Kittel und Beatmungsgeräte) sowie an Desinfektionsmitteln dramatisch ab. In 
der Folge verschärfte sich die Gesamtsituation der erforderlichen medizinischen Be-
handlungen erkrankter Menschen weiter. 
 
In der, bis zu diesem Zeitpunkt unbekannten, sich weltweit schnell entwickelnden Virus-
infektionswelle kam es zu einem enormen Informationsdruck auf die Behörden. Die 
rechtlichen Anforderungen, die Eignung, die Zertifizierung, die Herstellung, die Liefe-
rung und die Einsatzbereiche der dringend benötigten Masken mussten verbindlich fest-
gelegt werden. Das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) als Marktüberwa-
chungsbehörde, das unter anderem für die Verordnung (EU) 2016/425 über persönliche 
Schutzausrüstungen (PSA) und für das Gesetz über Medizinprodukte (Medizinpro-
duktegesetz - MPG) zuständig ist, musste in Zusammenarbeit mit der Fachaufsicht im 
Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit (WM) schnellstmöglich Entscheidun-
gen treffen. Dabei boten nicht nur die bekannten Hersteller und Händler, sondern auch 
branchenferne Firmen und Privatpersonen ihre Hilfe bei der Beschaffung von Masken 
und anderen Produkten an. Die hieraus resultierende Anfragenflut erschwerte zusätz-
lich die Arbeit der zuständigen Fachbereiche Produktsicherheit und Medizinprodukte-
recht des LAGuS und des WM. 
 
Anfänglich trugen auch Beiträge in den Medien über Untersuchungen bezüglich der 
Funktion und der Wirksamkeit verschiedener Maskenarten nicht unbedingt zur Klarheit 
bei. Zudem wurden fortlaufend, dem jeweiligen Stand der Erkenntnisse geschuldet, 
Empfehlungen und Verordnungen durch die Europäische Union, die Bundes- und Lan-
desregierung erlassen, die ein ständiges Anpassen des eigenen Handelns notwendig 
machte.  
 
Im Zusammenhang mit Beschaffungsvorgängen des Bundes und des Landes führten 
LAGuS und WM, äußerst aufwändige Prüfungen von Angeboten und Inaugenschein-
nahmen der Bestandsartikel (circa 120 verschiedene Produkte) des Landeskatastro-
phenschutzlagers durch. 
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Auf Anfrage des Landesamtes für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern, als 
Beschaffungsbehörde, wurden Muster und Dokumentationen von mehr als 250 Ange-
boten an Masken und anderen Produkten geprüft. Die Prüfungen ergaben, dass der 
überwiegende Anteil der angebotenen Masken nicht die für Medizinprodukte und per-
sönliche Schutzausrüstungen geltenden Anforderungen erfüllten und somit als solche 
ungeeignet waren.  
 
Die Beschaffungsvorgänge stellten sich rückblickend betrachtet als beschwerlicher Pro-
zess dar. Gleich zu Beginn stellte sich heraus, dass seitens der Beschaffungsbehörde 
aber auch einer Zahl von Bedarfsträgern keine ausreichenden Kenntnisse über die Be-
schaffenheitsanforderungen und Verwendungsbedingungen der benötigten Produkte 
vorlagen. Die größte Herausforderung bestand darin, unter dem Eindruck eines bis etwa 
Anfang Juli 2020 bestehenden Versorgungsengpasses auf der einen Seite, der einset-
zenden Angebotsflut und einem hohen Erwartungsdruck auf der anderen Seite, zu-
nächst der Beschaffungsbehörde die Basiskenntnisse zu vermitteln, Produktangebote 
einholen und auch bewerten zu können. 
 
Grundsätzlich wird unterschieden zwischen:  
 
- Mund-Nase-Bedeckungen (auch als Alltags- oder Community-Masken 

bezeichnete mehrfach verwendbare Bedeckungen), 
- medizinischen Gesichtsmasken (Medizinprodukt) und 
- partikelfiltrierenden Halbmasken (persönliche Schutzausrüstung - PSA). 
 
Mund-Nase-Bedeckungen (MNB) (Abbildungen 21, 22) werden von Privatpersonen aus 
handelsüblichen Stoffen selbst genäht oder industriell hergestellt und dürfen nicht mit 
Leistungen oder Schutzwirkungen beworben werden. Daher dürfen Alltagsmasken auch 
nicht als Medizinprodukte oder persönliche Schutzausrüstung (FFP2, FFP3) in Verkehr 
gebracht und verkauft werden. Sie schützen nicht vor Gefahr- oder biologischen Arbeits-
stoffen, was dazu führt, dass eine luftgetragene Infektion nicht effektiv verhindert wer-
den kann. Alltagsmasken können gegebenenfalls dazu beitragen die Aerosolverteilung 
in der Umgebungsluft zu mindern und somit die Keimbelastung zu reduzieren. Eine 
Schutzwirkung gegenüber Krankheitserregern ist nicht nachgewiesen. 
 

  
 
Abbildungen 21 + 22: Mund-Nase-Bedeckung, Quelle: LAGuS 

 
Die medizinische Gesichtsmaske, die zum Teil auch als Mund-Nase-Schutz (MNS) be-
zeichnet wird, ist ein Medizinprodukt gemäß Medizinproduktegesetz der Risikoklasse I 
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und für den Fremdschutz ausgelegt. Er schützt vor allem das Gegenüber vor abgege-
benen infektiösen Tröpfchen des Mundschutzträgers. Erkennen lässt sich dieser Schutz 
(MNS) an seiner typischen rechteckigen Form mit Faltenwurf, damit sich die Maske dem 
Gesicht anpassen kann. Die Vorderseite ist meist farbig (zum Beispiel blau, grün, rosa), 
die Innenseite meist weiß (Abbildung 23).  
 

 
 
Abbildung 23: Medizinische Gesichtsmaske, Quelle: LAGuS 

 
Die Masken haben Ohrschlaufen und einen Nasenbügel meist aus Metall. Sie haben 
klar definierte Filtereigenschaften und müssen den gesetzlichen Anforderungen des 
Medizinproduktegesetzes entsprechen sowie der europäischen Norm 
EN 14683:2019+AC:2019 genügen. Hierzu muss der Hersteller eigenständig ein Kon-
formitätsbewertungsverfahren durchführen, welches mit der CE-Kennzeichnung ab-
schließt. Danach darf der Hersteller dieses medizinische Produkt auf dem europäischen 
Markt frei verkaufen. 
 
Demgegenüber sind partikelfiltrierende Halbmasken, sogenannte FFP-Masken („Fil-
tering Face Piece-Masken“), persönliche Schutzausrüstung (PSA) als Atemschutzge-
räte für den Arbeitsschutz bekannt. Die Masken sollen vor allem den Träger der Maske 
vor gesundheitsgefährdenden Partikeln, Tröpfchen und Aerosolen schützen. Der Mas-
kenkörper ist in der Regel weiß oder grau und entweder schnabel-, korbförmig oder 
faltbar aufgebaut (Abbildungen 24, 25). 
 



Tätigkeitsbericht 2020 der Behörden für Arbeitsschutz und technische Sicherheit in M-V 48 
 

 

 

  
 
Abbildungen 24,  25: Partikelfiltrierende Halbmaske (FFP 2) mit korrekter Kennzeichnung, Quelle: LAGuS 

 
Die FFP-Masken haben eine Kopfbänderung oder wie in letzter Zeit vermehrt festge-
stellt auch Ohrschlaufen sowie einen Nasenbügel meist aus Metall. Es gibt FFP-Masken 
mit und ohne Ausatemventil. Beim Tragen von FFP-Masken ist darauf zu achten, dass 
sie dicht am Gesicht anliegen, um ihre Filterleistung entfalten zu können. Die Masken 
sind Einwegprodukte, wenn sie mit der Buchstabenkombination „NR“ (non reusable – 
nicht wiederverwendbar) gekennzeichnet sind. Die maximale Tragedauer wird vom Her-
steller vorgegeben. Wie lange eine FFP-Maske innerhalb der vorgegebenen maximalen 
Tragedauer ohne Pause getragen werden kann, ist abhängig von der Art und Schwere 
der durchgeführten Arbeiten. Nach Empfehlung der Deutschen Gesetzlichen Unfallver-
sicherung (DGUV) soll aus arbeitsmedizinischen Gründen die Tragezeit bei mittel-
schwerer Arbeit für Masken ohne Ausatemventil nicht länger als 75 Minuten, mit Ausa-
temventil 120 Minuten betragen. Anschließend sollte für den Träger eine Erholungs-
dauer von jeweils 30 Minuten beachtet werden. Als Einwegprodukte (Gebrauch be-
grenzt auf eine Arbeitsschicht) klassifizierte partikelfiltrierende Halbmasken sind für min-
destens eine Arbeitsschicht von acht Stunden geeignet. 
 
Wie auch die medizinischen Masken, müssen FFP-Masken klare Anforderungen erfül-
len. Dies sind die PSA-Verordnung (EU) 2016/425 und entsprechende technische Nor-
men. Insbesondere die Filterleistung des Maskenmaterials ist für die Schutzwirkung 
wichtig und wird anhand der europäischen Norm EN 149:2001+A1:2009 mit Aerosolen 
getestet. FFP2-Masken müssen mindestens 94 % und FFP3-Masken mindestens 99 % 
der Testaerosole filtern. Die Prüfnorm muss gemeinsam mit der CE-Kennzeichnung auf 
der FFP-Maske angegeben werden. 
 
Die CE-Kennzeichnung ist das Ergebnis eines erfolgreich abgeschlossenen Konformi-
tätsbewertungsverfahrens. Wie auch bei Medizinprodukten weist der Hersteller damit 
nach, dass seine Produkte allen Anforderungen der gesetzlichen Vorschriften und Nor-
men der EU entsprechen und in Europa vermarktet werden können. Das Konformitäts-
bewertungsverfahren für FFP2/3-Masken schließt eine Baumusterprüfung gemäß der 
PSA-Verordnung (EU) 2016/425 mit ein. Diese Prüfung erfolgt durch eine notifizierte 
Stelle (siehe NANDO Information System der EU Kommission) und spiegelt sich durch 

Hersteller 
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eine CE-Kennzeichnung mit vierstelliger Kennnummer der notifizierten Stelle auf der 
FFP-Maske wieder. 
 
Masken, egal welchen Typs, werden den Alltag noch eine Weile begleiten. Das LAGuS 
als Marktüberwachungsbehörde wird weiterhin dafür Sorge tragen, dass nur rechtskon-
forme medizinische Masken und FFP-Masken in Mecklenburg-Vorpommern in Verkehr 
gebracht werden. 
 
 
4.2 MEDIZINPRODUKTE 

Ulf Steinfeldt, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
4.2.1. Medizinische Gesichtsmasken in 2020 
 
Rückblickend war 2020 für die Medizinproduktebranche ein bewegendes Jahr mit gro-
ßen Herausforderungen. In Gesundheitseinrichtungen und vielen anderen Wirtschafts-
zweigen stieg der Bedarf an Gesichtsmasken aufgrund der epidemischen Lage und der 
zusätzlich erforderlich gewordenen Schutzmaßnahmen sprunghaft an. Die große Nach-
frage führte zu einer unübersichtlichen Marktlage. Dringend benötigte Produkte konnten 
aufgrund zusammengebrochener Lieferketten und sehr hoher Preisvorstellungen fach-
fremder Lieferanten nicht mehr beschafft werden. Zugleich nahmen in den Krankenhäu-
sern die Lagerbestände von medizinischen Handschuhen, Operations-Kitteln, medizini-
schen Gesichtsmasken und Desinfektionsmitteln dramatisch ab, was die Gesamtsitua-
tion weiter verschärfte. 
 
Demgegenüber gingen zahlreiche Lieferangebote für Gesichtsmasken und andere Me-
dizinprodukte bei den Behörden ein, die auch durch den Fachbereich Medizinprodukte-
recht des Landesamtes für Gesundheit und Soziales (LAGuS) geprüft wurden. Die An-
gebote stammen nicht nur von bekannten Medizinprodukteherstellern und Händlern, 
sondern auch von branchenfernen Firmen und Privatpersonen mit Beziehungen nach 
Asien. 
 
Zu diesem Zeitpunkt war den wenigsten Beteiligten der Unterschied zwischen Mund-
Nase-Bedeckung, medizinischer Gesichtsmaske und persönlicher Schutzausrüstung 
(FFP2, FFP3) klar. Zudem mangelte es insbesondere bei den branchenfernen Wirt-
schaftsakteuren an regulatorischen Kenntnissen und dem Wissen darüber, welche An-
forderungen beim Inverkehrbringen von Medizinprodukten zu beachten sind. 
 
Der LAGuS-Fachbereich Medizinprodukterecht führte in Abstimmung mit dem Landes-
amt für innere Verwaltung Mecklenburg-Vorpommern (LAiV) die umfassende fachliche 
Prüfung von mehr als 45 Sammelangeboten im Wert von vielen Millionen Euro durch. 
Im Ergebnis erfüllten die meisten der angebotenen medizinischen Gesichtsmasken be-
reits nicht die formalen Anforderungen, wobei Kennzeichnungsfehler und/oder das Feh-
len eines Produktverantwortlichen (EU-Bevollmächtigten) zur fachlichen Ablehnung füh-
ren mussten. 
 
Einen Höhepunkt der Überwachungstätigkeit bildete im Rahmen eines Großeinsatzes 
Ende Mai die polizeiliche Durchsuchung der Geschäfts- und Lagerräume eines Groß-
händlers durch Kräfte der Bereitschaftspolizei, des Landeskriminalamtes und des LA-
GuS im Auftrag der Staatsanwaltschaft, bei dem die Mitarbeiter des LAGuS als Vertreter 
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der Marküberwachungsbehörde hinsichtlich der Prüfung der vorgefundenen Gesichts-
masken (sowohl Medizinprodukte als auch persönliche Schutzausrüstung) involviert 
waren. Auf Beschluss der Staatsanwaltschaft wurden alle vorgefundenen Gesichtsmas-
ken beschlagnahmt (circa 900 Europaletten). 
 
Die als medizinische Masken deklarierten Schutzmittel erfüllten vorwiegend aufgrund 
von Kennzeichnungsfehlern die regulatorischen Anforderungen nicht. Das weitere In-
verkehrbringen dieser Produkte wurde durch das LAGuS untersagt. Die Klage des 
Großhändlers ist anhängig. 
 
 
4.2.2. SARS-COV-2 TESTVERFAHREN 
 
Testverfahren zum Nachweis des SARS-CoV-2-Erregers spielen eine entscheidende 
Rolle in der Bekämpfung der Ausbreitung des Virus. Dabei handelt es sich um Medizin-
produkte und im engeren Sinne um sogenannte In-vitro-Diagnostika, die der Überwa-
chung durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) unterliegen. Im Jahr 
2020 haben sich drei verschiedene Testverfahren etabliert: 
 
PCR-Test 
PCR steht für die englische Bezeichnung Polymerase Chain Reaction (Polymerase-Ket-
tenreaktion). Hier wird nach einem Nasen-Rachen-Abstrich das Virus anhand seines 
Erbguts nachgewiesen. Die Analyse des Abstriches erfolgt in einem medizinischen La-
bor und dauert einige Stunden. Das Ergebnis liegt dem Patienten somit i.d.R. am Fol-
getag vor. Grundsätzlich gilt dieses Testverfahren als sehr zuverlässig und stellt den 
Goldstandard dar. 
 
Antikörpertest 
Mit diesem Test können Antikörper, die der Körper als Immunantwort im Kampf gegen 
das SARS-CoV-2 gebildet hat, nachgewiesen werden. Für den Nachweis einer aktuel-
len Erkrankung eignet sich diese Methode nicht, da es in der Regel ein paar Tage dau-
ert, bis der Körper die Antikörper gebildet hat. 
 
Antigen-Schnelltest 
Ähnlich dem PCR-Test wird beim Antigen-Schnelltest ein Nasen-Rachen- oder ein Na-
sen-Abstrich durchgeführt. Das Ergebnis liegt bereits nach einigen Minuten vor, da die 
Probe nicht in ein Labor zur Analyse geschickt werden muss. Künftige Entwicklungen 
ermöglichen zusätzlich die Testdurchführen mit Speichel (Spuck- oder Gurgeltests). 
 
Ein positives Ergebnis spricht für eine Infektion. Allerdings bedeutet ein negatives Er-
gebnis nicht automatisch, dass keine Infektion vorliegt. Wurde der Test zu einem be-
sonders frühen Zeitpunkt der Erkrankung durchgeführt, ist die Viruslast im Körper noch 
zu gering und liegt unterhalb der Nachweisgrenze des Tests. Der Antigen-Schnelltest 
ist damit nicht so zuverlässig wie der PCR-Test, dafür jedoch kostengünstiger und 
schneller in der Durchführung. 
 
Voraussetzungen für den erfolgreichen und sicheren Einsatz von SARS-CoV-2 Antigen-
Schnelltests sind die CE-Kennzeichnung, die sachgerechte Handhabung der Tests 
durch qualifiziertes Personal entsprechend den Herstellervorgaben, die sachgerechte 
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Durchführung und Etablierung von Maßnahmen zur Qualitätssicherung sowie die kor-
rekte Interpretation der Testergebnisse. 
 
Das LAGuS und das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit haben zahlreiche 
Prüfungen hinsichtlich der Verkehrsfähigkeit der Tests vorgenommen, wobei sich die 
festgestellten Mängel hauptsächlich auf gefälschte Zertifikate oder die fehlende Angabe 
des EU-Bevollmächtigten bezogen. Zudem war das LAGuS in Konformitätsbewertungs-
verfahren von Nasen-Rachen-Abstrich-Sets eingebunden. 
 
 
4.2.3. ÜBERWACHUNG DER EINHALTUNG DER MEDIZINPRODUKTE-BETREIBERVERORDNUNG 

(MPBETREIBV) IN EINEM PRIVATEN CORONA-TESTZENTRUM 
 
Im November 2020 wurde eine Überwachung zur Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben 
entsprechend §§ 4 und 9 der MPBetreibV in Verbindung mit der Richtlinie der Bundes-
ärztekammer zur Qualitätssicherung laboratoriumsmedizinischer Untersuchungen (Rili-
BÄK) im ersten privaten Corona-Testzentrum in Mecklenburg-Vorpommern durchge-
führt. Vorab erfolgte eine Ad-hoc-Abstimmung der wesentlichen qualitätsrelevanten An-
forderungen mit Kollegen und Kolleginnen anderer Bundesländer über die Fachexper-
tengruppe 6. 
 
Im Testzentrum wurden zum Zeitpunkt der Überwachung SARS-CoV-2-Antigen-
Schnelltests und Abstriche für PCR-Tests, deren Auswertung ein Partnerlabor über-
nahm, durch angestellte Ärzte vorgenommen. 
 
Bezüglich der Qualifikation des mit der Durchführung beauftragten Personals, der Infek-
tionsschutzmaßnahmen, der Umgebungsbedingungen im Testzentrum und der verwen-
deten Tests gab es keine Beanstandungen. Die vorhandenen Verfahrensanweisungen 
mussten um Regelungen zur Kontrolle der Umgebungsbedingungen, zur Durchführung 
und Dokumentation der positiven und negativen Kontrollproben sowie zur Kennzeich-
nung der Testkassetten ergänzt und in das Qualitätsmanagementhandbuch übernom-
men werden. 
 
Noch während der Kontrolle erfolgte die Umsetzung erforderlicher Maßnahmen. Die 
Qualitätsmanagement-Unterlagen und die Gefährdungsbeurteilung wurden abschlie-
ßend geprüft. 
 
 
4.2.4. ELEKTRISCH HÖHENVERSTELLBARE THERAPIELIEGEN 
 
Bei versehentlicher Betätigung der Stelleinrichtungen einiger elektrisch höhenverstell-
barer Untersuchungs- und Behandlungsliegen haben sich in Deutschland mehrere Men-
schen im Hubmechanismus eingeklemmt und sind dabei zu Tode gekommen oder ha-
ben schwerwiegende Verletzungen erlitten.  
 
Die überwiegende Zahl der Unfälle waren „Selbsteinklemmungen“ durch versehentli-
ches oder unkontrolliertes Betätigen der Stelleinrichtungen, da entsprechende Sicher-
heitsvorrichtungen nicht ausreichen oder nicht vorhanden sind.  
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Bereits im Jahr 2019 erfolgte ein Fachgespräch zwischen beteiligten Kreisen im Zuge 
dessen das oben genannte Sicherheitsrisiko thematisiert wurde 
(https://www.kan.de/publikationen/kanbrief/gesundheit/therapieliegen-sicher-auf-und-
ab). 
 
Im Rahmen der Betreiberüberwachung wurde in 2020 ein Schwerpunkt auf die Kontrolle 
von elektrisch höhenverstellbaren Therapieliegen in Mecklenburg-Vorpommern gesetzt. 
Auf Grund der epidemischen Lage waren vor Ort Besuche nicht möglich, sodass der 
Einstieg in die Überwachungstätigkeit mit einer umfangreichen Datenerhebung zu den 
Sicherheitsvorkehrungen der Therapieliegen begann. 
 
Ein von der Fachgruppe ausgearbeiteter Fragebogen zur Selbstauskunft wurde zu die-
sem Zweck an eine festgelegte Anzahl von Rehakliniken, Krankenhäusern und Physio-
therapiepraxen versandt, um einen ersten Überblick über die Situation bei den Betrei-
bern elektrisch höhenverstellbarer Therapieliegen zu erhalten. 
 
Insgesamt konnten die Angaben von 39 Krankenhäusern und Rehakliniken sowie 90 
Physiotherapiepraxen in die Auswertung einfließen und ergeben einen Datenbestand 
von 1 053 höhenverstellbare Therapieliegen. Mehr als die Hälfte davon (569 Stück) wer-
den in den Rehakliniken und Krankenhäusern betrieben. Die Auswertung wird sich auf-
grund der großen Datenmenge bis ins Jahr 2021 erstrecken. 
 
Als Zwischenfazit lassen sich jedoch folgende allgemeine Erkenntnisse ableiten: 
 
- es werden Therapieliegen verschiedenster Hersteller betrieben, wobei einige 

Liegen in den 90er Jahren gebaut wurden, 
- die Höhenverstellung erfolgt meistens elektrisch, in einigen Fällen auch 

hydraulisch oder mechanisch, 
- es sind verschiedene Hubmechanismen verbaut (Scherenhubmechanismus/ 

Gelenkarme/ Hubsäule), 
- die Therapieliegen werden zum Beispiel mit einem Hand- oder Fußtaster bedient, 
- es sind verschiedene Funktionsweisen der Steuerung vorhanden, zum Beispiel 

„gedrückt halten“, „Tipp-Betrieb“, „3-Stufenschalter“ oder „2-Handtaster“, 
- der kleinste Abstand zwischen Konstruktionsteilen im heruntergefahrenen Zustand 

variiert stark und ist vom Liegentyp abhängig und 
- zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen wurden eingebaut, zum Beispiel Sperrbox, 

Abdecken von quetschgefährdeten Bereichen, organisatorische Maßnahmen, 
Stoppmechanismus bei Widerstand. 

 
Das Zwischenfazit zu den sicherheitsrelevanten und medizinprodukterechtlichen Fra-
gen zeigt folgende Ergebnisse: 
 

Tabelle 13: zusätzliche Sicherheitsmaßnahmen bei höhenverstellbaren Therapieliegen 
 

1. Anzahl der zusätzlichen 
Sicherungsmaßnahmen 

> 1 1 keine keine Angabe 

Anzahl der Liegen 161 636 221 35 
 

 
 

https://www.kan.de/publikationen/kanbrief/gesundheit/therapieliegen-sicher-auf-und-ab
https://www.kan.de/publikationen/kanbrief/gesundheit/therapieliegen-sicher-auf-und-ab
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Tabelle 14: vorhandene Sicherheitsmaßnahmen bei höhenverstellbaren Therapieliegen 

 

Fragebogen höhenverstellbarer Therapie-
liegen 

Anzahl der Therapieliegen 

JA NEIN keine Angabe 

2. Versehentliches Betätigen der Liege 
möglich? 

160 841 52 

3. Gebrauchsanweisung und Sicherheits-
hinweise liegen vor? 

852 148 53 

4. Arbeits- und Betriebsanweisung vorhan-
den? 

847 153 53 

5. Liegen in Gefährdungsbeurteilung be-
rücksichtigt? 

778 228 47 

6. Warnhinweise angebracht? 606 398 49 

7. Erfolgt eine Unterweisung der Beschäf-
tigten? 

1 009 19 25 

8. Werden andere Personen berücksich-
tigt? 

583 402 68 

9. Erfolgt eine Wartung der Liegen? 870 139 44 

10. Regelungen zum Vorgehen bei Vor-
kommnissen vorhanden? 

964 33 56 

 
Ein Großteil der höhenverstellbaren Therapieliegen verfügt über nur eine zusätzliche 
Sicherheitsmaßnahme (vergleiche Tabelle 13). Mechanisch höhenverstellbare Thera-
pieliegen kommen ebenfalls zum Einsatz. Sie verfügen häufig über keine zusätzliche 
Sicherheitsmaßnahme, haben jedoch auch ein deutlich geringeres Gefährdungspoten-
zial im Gegensatz zu elektrisch betriebenen Therapieliegen.  
 
Insbesondere in den Fällen, bei denen ein versehentliches Betätigen der Therapieliege 
möglich ist, muss genau geprüft werden, ob die vorhandenen Sicherheitsmaßnahmen 
ausreichend sind (vergleiche Tabelle 14). Die in den Punkten 3 bis 10 dargestellten 
organisatorischen Mängel müssen ebenfalls bewertet und entsprechend adressiert wer-
den. 
 
Die behördliche Entscheidung, ob die vorhandenen Maßnahmen zum sicheren Betrei-
ben von höhenverstellbaren Therapieliegen ausreichend sind, ist sehr komplex, da sich 
verschiedene Faktoren gegenseitig ausgleichen. Deshalb wird aktuell an einem bun-
deseinheitlichen Vorgehen gearbeitet, auf dessen Basis abschließend über Sicherheits-
maßnahmen entschieden werden soll. Sobald die Inhalte finalisiert sind, wird die Fach-
gruppe über die Notwendigkeit, weitere Sicherheitsmaßnahmen von den Betreibern der 
elektrisch (und mechanisch) höhenverstellbaren Therapieliegen zu fordern, entschei-
den. Der Abschluss ist für Ende 2021 geplant. 
 
  



Tätigkeitsbericht 2020 der Behörden für Arbeitsschutz und technische Sicherheit in M-V 54 
 

 

 
4.2.5. MEDIZINPRODUKTE STATISTIK 
 
Betriebe und Einrichtungen, die Medizinprodukte erstmals in Verkehr gebracht haben: 
 

Tabelle 15: Inverkehrbringer von Medizinprodukten nach Risikokategorien im Jahr 2019 
 

Risiko- 
kategorie Medizinproduktegruppen 

Anzahl 
Inspektio-

nen 

Anzahl 
Probenahmen 

A 

sonstige Medizinprodukte Klasse II b 
(ohne Implantate) 0 0 

implantierbare Medizinprodukte 

B 

sonstige Medizinprodukte Klasse III 
(ohne Implantate) 0 0 

sonstige Medizinprodukte Klasse II a 

C sonstige Medizinprodukte Klasse I 7 8 

D 
sonstige In-vitro-Diagnostika 

3 3 
In-vitro-Diagnostika Anhang II Liste B 

E 

In-vitro-Diagnostika Anhang II Liste A 

0 0 

In-vitro-Diagnostika zur Eigenanwendung 

sonstige Medizinprodukte Klasse I m 

sonstige Medizinprodukte Klasse I s 

sterile Medizinprodukte gemäß § 10 Ab-
satz 3 MPG 

sonstige Medizinprodukte: Sonderanfertigungen 

 
 
 
Betriebe und Einrichtungen, die mit Medizinprodukten handeln: 
 

Tabelle 16: Betriebe und Einrichtungen, die mit Medizinprodukten handeln 

 

Risiko- 
kategorie Medizinproduktegruppen 

Anzahl 
Inspektio-

nen 

Anzahl 
Probenahmen 

A 

sonstige Medizinprodukte Klasse II b 
(ohne Implantate) 0 0 

implantierbare Medizinprodukte 

B 

sonstige Medizinprodukte Klasse III 
(ohne Implantate) 0 0 

sonstige Medizinprodukte Klasse II a 

C sonstige Medizinprodukte Klasse I 1 3 

D 
sonstige In-vitro-Diagnostika 

0 0 
In-vitro-Diagnostika Anhang II Liste B 

E 

In-vitro-Diagnostika Anhang II Liste A 

0 0 

In-vitro-Diagnostika zur Eigenanwendung 

sonstige Medizinprodukte Klasse I m 

sonstige Medizinprodukte Klasse I s 

sterile Medizinprodukte gemäß § 10 Ab-
satz 3 MPG 

sonstige Medizinprodukte: Sonderanfertigungen 
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Betriebe, in denen Medizinprodukte angewandt und betrieben werden: 
 

Tabelle 17: Betriebe die mit Medizinprodukten angewandt und betrieben werden 

 
Risiko- 

kategorie Medizinproduktegruppen 
Anzahl 

Inspektio-
nen 

Anzahl 
Probenahmen 

A 

sonstige Medizinprodukte Klasse II b 
(ohne Implantate) 0 0 

implantierbare Medizinprodukte 

B 

sonstige Medizinprodukte Klasse III 
(ohne Implantate) 0 0 
sonstige Medizinprodukte Klasse II a 

C sonstige Medizinprodukte Klasse I 1 3 

D 
sonstige In-vitro-Diagnostika 

0 0 
In-vitro-Diagnostika Anhang II Liste B 

E 

In-vitro-Diagnostika Anhang II Liste A 

0 0 

In-vitro-Diagnostika zur Eigenanwendung 

sonstige Medizinprodukte Klasse I m 

sonstige Medizinprodukte Klasse I s 

sterile Medizinprodukte gemäß § 10 Ab-
satz 3 MPG 

sonstige Medizinprodukte: Sonderanfertigungen 
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5 SOZIALER ARBEITSSCHUTZ 

5.1 ALLGEMEINES 
zusammengefasst von Christin Kalg, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
In den Bereich des sozialen Arbeitsschutzes fallen unter anderem das Arbeitszeitgesetz 
und die Schutzvorschriften für besonders schutzwürdige Arbeitnehmergruppen wie zum 
Beispiel Kinder, Jugendliche und schwangere Frauen. Den überwiegenden Teil der Auf-
sichtstätigkeit im Bereich des sozialen Arbeitsschutzes bilden der Vollzug der gesetzli-
chen Bestimmungen des Arbeitszeit-, des Jugendarbeitsschutz- und des Mutterschutz-
gesetzes sowie der Sozialvorschriften im Straßenverkehr. Daneben sind der Heimar-
beitsschutz und der Schutz Beschäftigter, die pflegebedürftige Angehörige betreuen, 
weitere „klassische“ Bereiche des Sozialen Arbeitsschutzes. 
 
Für die Umsetzung des sozialen Arbeitsschutzes wurden entsprechende Vorschriften 
und Gesetze mit Mindestanforderungen erlassen, die von den Unternehmen eingehal-
ten werden müssen. Die Arbeitgeber sind für die Erhaltung der Gesundheit und Arbeits-
kraft ihrer Mitarbeiter verantwortlich. 
 
 
5.2 ARBEITSZEITSCHUTZ 

zusammengefasst von Christin Kalg, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 
und Paul Schiwek, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Süd 

 
Bei der Verlängerung von Arbeitszeiten stehen die Arbeitnehmer dem Arbeitgeber län-
ger und bei Ruhezeitverkürzungen früher zur Verfügung - doch zu welchem Preis? 
 
Bekanntermaßen nimmt die Unfallhäufigkeit mit der Verlängerung der Arbeitszeit bezie-
hungsweise mit der Verkürzung der Erholungszeit zu. 
 
Der Normzweck des Arbeitszeitgesetzes (ArbZG) ist die Wahrung und Verbesserung 
der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes bei der Arbeit - jedoch nicht ausschließlich. 
Denn Arbeitszeitregelungen haben ebenso Einfluss auf das private Leben. Vereinfacht 
gesagt und unlängst bekannt: Wer länger arbeitet, hat weniger Freizeit und demnach 
weniger Zeit zur Erholung. Damit die Interessen des Arbeitgebers (Produktivität, Ter-
mineinhaltung et cetera) und die des Arbeitnehmers (Work-Life-Balance, Gesundheits-
schutz et cetera) übereinkommen, wurden die Arbeitszeitregelungen im ArbZG geschaf-
fen. 
 
Die Arbeitszeitregelungen sind mit einem gewissen Maß an Flexibilität versehen wor-
den. Somit können unter anderem Arbeitszeiten und Ausgleichszeiträume verlängert, 
Ruhezeiten verkürzt sowie die Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feier-
tagen zugelassen werden. Solche betrieblichen Anpassungen können, wenn nicht be-
reits ein Ausnahmentatbestand im ArbZG hinterlegt ist, infolge eines Tarifvertrages oder 
auf Grund eines Tarifvertrages in einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung geregelt be-
ziehungsweise auf Antrag bei der zuständigen Behörde genehmigt werden. Für Geneh-
migungen dieser Art ist in Mecklenburg-Vorpommern das Landesamt für Gesundheit 
und Soziales zuständig. 
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5.2.1 Werktägliche Arbeitszeit 
 
Ausnahmen von der gesetzlich zulässigen Höchstarbeitszeit 
Bezugnehmend auf die thematische Einleitung zum Arbeitszeitschutz sei erneut auf die 
Flexibilität der Arbeitszeitregelungen im Arbeitszeitgesetz hingewiesen, welche der Ver-
einbarkeit von Arbeitnehmer- und Arbeitgeberinteressen dienen sollen. So kann bei-
spielsweise nach § 3 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) die werktägliche Arbeitszeit auf bis zu 
zehn Stunden verlängert werden, wenn über einen Zeitraum von sechs Kalendermona-
ten oder 24 Wochen die Arbeitszeit auf acht Stunden (werktäglich) ausgeglichen wird. 
Darüber hinaus kann das Landesamt für Gesundheit und Soziales eine abweichend 
längere Arbeitszeit für kontinuierliche Schichtbetriebe (zur Erreichung zusätzlicher Frei-
schichten, § 15 Absatz 1 Nummer 1 a) ArbZG), für Bau- und Montagestellen (§ 15 Ab-
satz 1 Nummer 1 b) ArbZG) als auch für Saison- und Kampagnebetriebe (für die Zeit 
der Saison oder Kampagne, § 15 Absatz 1 Nummer 2 ArbZG) bewilligen. 
 
Im Jahr 2020 wurden insgesamt 39 und somit im Vergleich zum Vorjahr neun Geneh-
migungen mehr nach § 15 Absatz 1 Nummern 1 und 2 ArbZG erteilt. Vor allem bei 
kontinuierlichen Schichtbetrieben, die durch die Anordnung von längeren Arbeitszeiten 
zusätzliche Freischichten erreichen wollen, ist eine erhebliche Zunahme der Genehmi-
gungserteilung nach § 15 Absatz 1 Nummer 1 a) ArbZG zu verzeichnen. Dies ist auf 
das Auslaufen der Befristungen, der für längere Zeiträume erteilten Genehmigungen 
der Vorjahre, zurückzuführen. Auch die Genehmigungsanzahl der Saison- und Kam-
pagnebetriebe (§ 15 Absatz 1 Nummer 2 ArbZG) ist um vier gestiegen, während die 
Anzahl der Genehmigungen aus den Bereichen Bau- und Montagestellen (§ 15 Absatz 
1 Nummer 1 b) ArbZG) gleichgeblieben ist. Die Anzahl der von den Bewilligungen der 
längeren täglichen Arbeitszeiten von Saison- und Kampagnebetrieben (§ 15 Absatz 1 
Nummer 2 ArbZG) betroffenen Arbeitnehmer ist im Vergleich zum Vorjahr von 2 632 auf 
258 gesunken. Dies ist allein auf die Genehmigungserteilung für einen landwirtschaftli-
chen Betrieb im Jahr 2019 zurückzuführen, von der 2 500 Arbeitnehmer betroffen wa-
ren. 
 
Für Saison- und Kampagnebetriebe wurden die Genehmigungen nach § 15 Absatz 1 
Nummer 2 ArbZG im Bereich des Gastgewerbes in der Regel für eine Saison erteilt. In 
der Landwirtschaft wurden die Bewilligungen für bis zu fünf Jahren zuerkannt. Für die 
Bau- und Montagestellen wurden verlängerte Arbeitszeiten für die Dauer der konkreten 
Vorhaben genehmigt. In Unternehmen, die Arbeitszeiten zur Schaffung zusätzlicher 
Freischichten begehrten, wurden diese ebenfalls für längere Zeiträume, maximal fünf 
Jahre, bewilligt. 
 

Tabelle 18: Anträge auf Bewilligung von Ausnahmen von der gesetzlich zulässigen Höchstarbeitszeit 
 

Arbeitszeitgesetz Anzahl 
der Anträge 

Betroffene 
Arbeitnehmer 

§ 15 Absatz 1 Nummer 1a 
(kontinuierlicher Schichtbetriebe) 

20 808 

§ 15 Absatz 1 Nummer 1b 
(Bau- und Montagestellen) 

4 112 

§ 15 Absatz 1 Nummer 2 
(Saison- und Kampagnebetriebe) 

15 258 
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Verstöße gegen die maximal zulässige werktägliche Arbeitszeit 
Bei den Betriebsbesichtigungen werden auch Verstöße gegen die Bestimmungen des 
Arbeitszeitgesetzes festgestellt. Auf eine Abstellung der beanstandeten Mängel ist un-
ter Berücksichtigung der Art, Schwere und Häufigkeit der Mängel hinzuwirken. Hierbei 
stehen Maßnahmen des Verwaltungs-, des Ordnungswidrigkeiten- oder des Strafrech-
tes zur Verfügung. Folgende Verstöße waren hierbei am häufigsten festzustellen: 
 
- Überschreitung der maximal zulässigen werktäglichen Arbeitszeit (§ 3 Arbeitszeit-

gesetz (ArbZG)), 
- Verkürzung der mindestens elf Stunden (§ 5 Absatz 1 ArbZG) sowie mindestens 

zehn Stunden (§ 5 Absatz 2 ArbZG) zu gewährleistenden Ruhezeit, 
- Überschreitung der durchschnittlich wöchentlichen Arbeitszeit von 48 Stunden 

(§ 3 ArbZG) und 
- nicht genehmigte Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen. 
 
Die festgestellten Mängel können entweder im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens, 
in einem Ordnungswidrigkeitenverfahren mit der Verhängung eines Bußgeldes oder 
mit einer Verwarnung (mit Verwarnungsgeld) geahndet werden. 
 

Tabelle 19: Ahndungsmaßnahmen nach dem Arbeitszeitgesetz 
 

Ahndungsmaßnahme Anzahl 

Bußgeldverfahren 4 

Verwarnungen mit Verwarngeld 0 

 
Der Tabelle 19 ist zu entnehmen, dass die Anzahl der Bußgeldverfahren in 2020 im 
Vergleich zum Jahr 2019 um fünf Verfahren gesunken ist. Auch bei der Anzahl der Ver-
warnungen mit Verwarnungsgeld ist ein Rückgang um vier Verwarnungen zu verzeich-
nen. Dies kann damit zusammenhängen, dass 2020 in mit der durch SARS-CoV-2 ver-
ursachten epidemischen Lage der Fokus vermehrt auf die Einhaltung der Arbeitsschutz-
regel gesetzt wurde. 
 
 
24 Stunden Dienste im Rettungsdienst - ein Beispiel aus der Praxis 
Steffi Schleiermacher, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Nord 

 
Mecklenburg-Vorpommern ist ein Flächenland, in dem kaum Flächentarifverträge 
existieren. Aber auch räumlich, sachlich und zeitlich angepasste Tarifverträge fehlen für 
eine Vielzahl der ansässigen Unternehmen. Der Rettungsdienst auf dem Land ist hierfür 
ein Beispiel. Diese Branche, wie so viele andere, wandten immer noch veraltete oder 
nicht für ihren Bereich zulässige Tarifverträge an. Um einer möglichen Fluktuation der 
Arbeitskräfte entgegenzuwirken, Verträge und Aufträge ihrer Gemeinde und Landkreise 
erfüllen zu können, weiterhin konkurrenzfähig zu größeren Unternehmen und zu 
Unternehmensgruppen mit eigenen Haustarifverträgen in den Städten und Gemeinden 
zu bleiben und um den Arbeitnehmern gerecht werden zu können, müssen die 
Arbeitsbedingungen weiterhin lukrativ und flexibel gestaltet werden. Daher kamen 
immer wieder die 24 Stunden Dienste ohne gültige Rechtsgrundlage zur Anwendung, 
da die Arbeitszeitauslastung innerhalb von 24 Stunden unter 40 % liegt. 
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Durch die mangelnde Anzahl der anwendbaren Tarifverträge wurden innerhalb der 
letzten zwei Jahre in Mecklenburg-Vorpommern Haustarifverträge durch kleinere 
Gewerkschaften in Anlehnung an den Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes - Bereich 
der Vereinigung der kommunalen Arbeitgeberverbände (TVöD VKA) mit einzelnen 
Rettungsdienstunternehmen abgeschlossen. Sie ermöglichen die Ausdehnung der 
Arbeitszeiten auf bis zu 24 Stunden und maximal 48 Stunden in einer Woche. Als 
Voraussetzung hierfür sind sehr große Bereitschaftsanteile von mehr als 60 % der 
gesamten Arbeitszeit in einem Dienst erforderlich. Die Unternehmen haben somit eine 
rechtliche Grundlage geschaffen. 
 
 
Das Jahr 2020 aus Arbeitszeitsicht 
Christin Kalg, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 
 
Aus juristischer Sicht war 2020 ein spannendes Jahr in der Arbeitsschutzverwaltung. Im 
Studium lernt man: Es gibt Allgemeinverfügungen, deren Rechtsgrundlage bildet § 35 
Satz 2 des Verwaltungsverfahrens-, Zustellungs- und Vollstreckungsgesetzes des Lan-
des Mecklenburg-Vorpommern (VwVfG M-V). Als Beispiele werden Verkehrsschilder 
und Benutzungsregelungen für öffentlich-rechtliche Einrichtungen wie zum Beispiel Bib-
liotheken genannt. Viel mehr relevante Beispiele gab es nicht. Schon gar nicht im Ar-
beitszeitrecht. Das änderte sich im März 2020 mit dem Beginn der Feststellung der 
durch den SARS-CoV-2 verursachten epidemischen Lage und deren Begleiterschei-
nungen wie Hamsterkäufen, Schulschließungen, Lockdowns, Maskenmangel, Betriebs-
schließungen oder Anordnungen von Quarantäne. Die Abteilung Arbeitsschutz und 
technische Sicherheit erreichten unzählige Anfragen zum Arbeitszeitgesetz (ArbZG). 
Die Unternehmen befürchteten, dass es im weiteren Verlauf der Krise zu einem stark 
erhöhten Krankenstand und Ausfall der Mitarbeiter wegen Quarantäne, Betreuung von 
Kindern wegen Schul- und Kitaschließungen oder Ähnlichem kommen wird. Arbeitszei-
ten sollten entzerrt, Mitarbeiter plötzlich in Schichten und sonntags eingesetzt werden. 
Wie konnte diesen Unternehmen geholfen werden? Wie konnte die Daseinsvorsorge 
aufrechterhalten werden? Die Lösung: der Erlass einer Allgemeinverfügung. 
 
Am 20.03.2020 wurde dann auch schon die erste „Allgemeinverfügung zur Ausnahme-
bewilligung zur Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen und für Ab-
weichungen von bestimmten Beschränkungen des Arbeitszeitgesetzes aus Anlass der 
Ausbreitung des Coronavirus (SARS-CoV-2) in Deutschland gemäß § 15 Absatz 2 Ar-
bZG“ erlassen. Diese war unter Beteiligung der Kirchen und Gewerkschaften und in 
Abstimmung mit den anderen Bundesländern zustande gekommen. Diese Allgemein-
verfügung trat am 21.03.2020 in Kraft und war zunächst bis zum 19.04.2020 befristet. 
Die in der Allgemeinverfügung zugelassenen Ausnahmen zur täglichen Höchstarbeits-
zeit, zur Mindestruhezeit und zur Sonn- und Feiertagsarbeit trugen dazu bei, die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung aufrechtzuerhalten, das Gesundheitswesen und die pfle-
gerische Versorgung, die Daseinsvorsorge sowie die Versorgung der Bevölkerung si-
cherzustellen. Da die epidemische Lage weiter anhielt, wurde es notwendig die Allge-
meinverfügung über den 19.04.2020 hinaus bis zum 30.06.2020 zu verlängern. Inhalt-
lich gab es jedoch keine Änderungen. 
 
Und dann erließ plötzlich noch die Bundesregierung, durch das Bundesministerium für 
Arbeit und Soziales eine bundeseinheitliche Verordnung zu Abweichungen vom Arbeits-
zeitgesetz (COVID-19-Arbeitszeitverordnung) infolge des Infektionsgeschehens. Dies 
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wurde erst auf der Basis des am 28.03.2020 in Kraft getretenen § 14 Absatz 4 ArbZG 
möglich. Die COVID-19-Arbeitszeitverordnung regelte ab dem 10.04.2020 für be-
stimmte Tätigkeiten, Ausnahmen von den Höchstarbeitszeiten, den Mindestruhezeiten 
sowie vom grundsätzlichen Beschäftigungsverbot an Sonn- und Feiertagen für einen 
befristeten Zeitraum bis 30.06.2020. Die hierin zugelassenen Ausnahmen entsprachen 
überwiegend denen der Allgemeinverfügung für Mecklenburg-Vorpommern. Die 
COVID-19-Arbeitszeitverordnung trat neben die Allgemeinverfügungen der Länder. Die 
Länder durften im Rahmen ihrer Regelungsbefugnisse auch über die Regelungen in der 
Verordnung hinaus längere Arbeitszeiten zulassen oder Regelungen für weitere Tätig-
keiten vorsehen, die in der Verordnung nicht genannt waren. Von der Genehmigung 
weiterer Bereiche, bei denen von der täglichen Höchstarbeitszeit abgewichen werden 
darf, wurde in der Allgemeinverfügung von Mecklenburg-Vorpommern Gebrauch ge-
macht. 
 
Daher entschied man sich, aus Gründen der Rechtsklarheit, die durch die COVID-19-
Arbeitszeitverordnung bereits zugelassenen Ausnahmen aus der Allgemeinverfügung 
zu streichen. Die bereinigte Form der Allgemeinverfügung erging am 20.04.2020 und 
galt bis zum 30.06.2020. 
 
Da die Infektionen mit dem Virus SARS-CoV-2 im Herbst 2020 wieder in großer Ge-
schwindigkeit in Deutschland zunahmen und die Bevölkerung sich aus diesem Grund 
wieder mit diversen Artikeln des täglichen Bedarfs und Hygieneartikeln bevorratete, er-
ließ das LAGuS am 12.11.2020 erneut eine Allgemeinverfügung zur Ausnahmebewilli-
gung der Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen. Diese 2. Allge-
meinverfügung war bis zum 18.01.2021 befristet und ließ nur Ausnahmen zur Sonn- und 
Feiertagsarbeit zur Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung mit Waren des täg-
lichen Bedarfs (zum Beispiel Hygieneartikel, Lebensmittel), Medizinprodukten, Medika-
menten sowie weiteren apothekenübliche Artikeln zu. Eine Verlängerung der zulässigen 
täglichen Höchstarbeitszeit von maximal 10 auf maximal 12 Stunden je Tag, wie im 
Frühjahr, wurde hierdurch nicht erlaubt. 
 
 
5.2.2 Sonn- und Feiertagsarbeit 
 
Die Sonntage und staatlich anerkannten Feiertage sollen als Tage der Arbeitsruhe und 
der seelischen Erhebung geschützt bleiben (vergleiche Artikel 140 Grundgesetz in Ver-
bindung mit Artikel 139 der deutschen Verfassung vom 11. August 1919). 
 
Die Arbeitswelt hat sich jedoch seit dem Erlass des Artikels 139 erheblich verändert. In 
der heutigen schnelllebigen Arbeitswelt mit der Produktion von individuellen Kunden-
wünschen, die bestmöglich schon gestern hätten geliefert werden sollen, wird die Sonn- 
beziehungsweise Feiertagsruhe in einigen Fällen als hinderlich empfunden. Oftmals 
verzögert sich die Produktion der Waren, da Maschinen einen Defekt aufweisen, Hava-
rien auftreten oder Lieferanten nicht termingerecht die Rohstoffe oder Halbzeuge liefern 
konnten. Sollten die Produzenten durch solche besonderen Verhältnisse mit ihrer Her-
stellung in Verzug geraten und hierdurch Kunden nicht vertragsgerecht beliefern kön-
nen, drohen den Produzenten zum Teil erhebliche Vertragsstrafen. Die erhobenen Ver-
tragsstrafen können sich unter Umständen als unverhältnismäßiger Schaden für das 
Unternehmen darstellen. Zur Verhütung eines unverhältnismäßigen Schadens und bei 
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Vorliegen eines besonderen Verhältnisses hält das Arbeitszeitgesetz (ArbZG) die Mög-
lichkeit bereit, eine Bewilligung zur Ausnahme vom Verbot der Beschäftigung von Ar-
beitnehmern an Sonn- und Feiertagen zu erwirken. Niedergeschrieben ist diese Art der 
Genehmigung in § 13 Absatz 3 Nummer 2 b) ArbZG. 
 
Im Jahr 2020 wurden auf Grundlage des § 13 Absatz 3 ArbZG insgesamt deutlich we-
niger Anträge gestellt und Genehmigungen erteilt. Waren es im Jahr 2019 noch 402 
Genehmigungen, wurden im drauffolgenden Jahr nur noch 298 Ausnahmen zugelas-
sen. Dieser Rückgang lässt sich vermutlich auf die durch SARS-CoV-2 verursachte epi-
demische Lage zurückführen, in der die vor genannte Allgemeinverfügung Gültigkeit 
besaß und somit in vielen Fällen keine Genehmigung nach § 13 Absatz 3 Nummer 2 
ArbZG erwirkt werden musste. Insbesondere die Genehmigungen nach § 13 Absatz 3 
Nummer 2 b) ArbZG sind von 342 auf 237 zurückgegangen. 
 
Eine Beschäftigung von Arbeitnehmern am Sonntag ist auch möglich, um die gesetzlich 
vorgeschriebene Jahresinventur durchführen zu können (nach § 13 Absatz 3 Nummer 
2 c) ArbZG). Die Menge der Genehmigungen zur Durchführung der Jahresinventur ist 
im Vergleich zwischen 2019 und 2020 nahezu gleichgeblieben. Ein deutlicher Rück-
gang, von sieben auf zwei, ist bei der Bewilligung von Anträgen nach § 13 Absatz 3 
Nummer 2 a) ArbZG zu verzeichnen, die es dem Handelsgewerbe ermöglicht, Arbeit-
nehmer für einen erweiterten Geschäftsverkehr an bis zu zehn Sonn- und Feiertagen 
im Jahr zu beschäftigen. Die Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feierta-
gen ist auch zulässig, sollten die Arbeiten an Werktagen nicht durchgeführt werden kön-
nen und die Art des Unternehmens (Feuerwehr, Krankenhaus, Verkehrsbetriebe et 
cetera) einen Ausnahmetatbestand darstellen, welcher in § 10 Absatz 1 ArbZG aufge-
führt ist. Demnach muss der Arbeitgeber keine Genehmigung beantragen, kann aber 
zur Rechtssicherheit eine Bescheidung beantragen. 2020 wurden 23 solcher Be-
scheide, sogenannte Feststellungsbescheide (nach § 13 Absatz 3 Nummer 1 ArbZG) 
bewilligt. Damit ist diese Zahl erneut gegenüber den Vorjahren angestiegen. 2019 waren 
es 16 und 2018 waren es zehn ergangene Feststellungsbescheide. 
 

Tabelle 20: Genehmigungen zur Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen 
 

Rechtsgrundlage (Arbeitszeitgesetz – ArbZG) Anzahl 

Genehmigungen nach § 13 Absatz 3 insgesamt: 298 

§ 13 Absatz 3, Nummer 1 (Feststellungsbescheid) 23 

§ 13 Absatz 3, Nummer 2a (Handelsgewerbe) 2 

§ 13 Absatz 3, Nummer 2b (Verhütung eines unverhältnismäßigen 
Schadens) 

237 

§ 13 Absatz 3, Nummer 2c (Inventur) 36 

 
Im Hinblick auf die Verteilung, welche Wirtschaftsklassen am häufigsten eine Genehmi-
gung zur Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen erwirkt haben, ist 
zu erkennen, dass vor allem Genehmigungen aus dem Bau- und Baunebengewerbe 
sowie dem Maschinen- und Stahlbau den Großteil darstellten. Obwohl bei den beiden 
genannten Wirtschaftsklassen ein deutlicher Rückgang im Jahr 2020 zu verzeichnen 
war, änderte dies nichts an ihrer Dominanz in der Statistik. Im Jahr 2019 entfielen auf 
das Bau- und Baunebengewerbe noch 98 und auf den Maschinen- und Stahlbau 160 
Genehmigungen. Damit ist die Anzahl im Bereich des Bau- und Baunebengewerbes im 
Verhältnis zu 2018 (132) erneut deutlich gesunken. 
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Die Anzahl der Genehmigungen aus den Wirtschaftsbereichen Groß- und Einzelhandel, 
Ernährung, Transport und Sonstige ist von keiner deutlichen Schwankung gekennzeich-
net. Im Vergleich zum Jahr 2019 sind für den Wirtschaftsbereich Dienstleistungen fünf 
Genehmigungen weniger und für das produzierende Gewerbe zehn Genehmigungen 
mehr erteilt worden. 
 

Tabelle 21 Anzahl der genehmigten Anträge gemäß § 13 Absatz 3 ArbZG je Wirtschaftsklasse 
 

Anzahl 
der Anträge 

Wirtschaftsklasse 

 77 Bau- und Baunebengewerbe 

 48 Groß- und Einzelhandel (Messen, Inventur, im Zusammen-
hang mit Umbaumaßnahmen) 

 78 Maschinen- und Stahlbau 

 34 Produzierendes Gewerbe 

 19 Ernährung 

 16 Dienstleistungen 

 19 Transport und Logistik 

 40 
 

Sonstige 

 
In diesem Jahr wurden insgesamt 19 längerfristige Ausnahmebewilligungen für Sonn- 
und Feiertagsarbeit durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales bewilligt. Den 
größten Anteil machten dabei die zwölf Bewilligungen aufgrund längerer Betriebszeiten 
ausländischer Betriebe und dadurch bedingter Beeinträchtigung der Konkurrenzfähig-
keit des Antragstellers gemäß § 13 Absatz 5 ArbZG aus. Die restlichen Ausnahmebe-
willigungen wurden zum einen durch das Vorliegen chemischer, biologischer, techni-
scher oder physikalischer Gründe (zwei Genehmigungen gemäß § 13 Absatz 4 ArbZG) 
und zum anderen durch ein dringendes öffentliches Interesse gemäß § 15 Absatz 2 
ArbZG (fünf Genehmigungen) notwendig. Dabei wurden zwei Genehmigungen gemäß 
§ 15 Absatz 2 ArbZG zur Herstellung dringend erforderlicher Teilprodukte für Beat-
mungsmasken erteilt, als die Allgemeinverfügung zur Beschäftigung von Arbeitnehmern 
an Sonn- und Feiertagen und für Abweichungen von bestimmten Beschränkungen des 
Arbeitszeitgesetzes aus Anlass der Ausbreitung des Coronavirus ausgelaufen war. 
 
Im Jahr 2020 sind in Mecklenburg-Vorpommern insgesamt 19 längerfristige Ausnahme-
bewilligungen für Sonn- und Feiertagsarbeit erteilt worden, wobei Bewilligungen nach 
§ 13 Absatz 5 ArbZG, mit zwölf Genehmigungen, auch hier den größten Teil ausmach-
ten. 
 

Tabelle 22: Anträge auf Zulassung der Beschäftigung von Arbeitnehmern an Sonn- und Feiertagen 
 

Anträge nach § 13 Absätze 4 und 5 bzw. § 15 Absatz 2 Anzahl 

Anträge insgesamt 19 

§ 13 Absatz 4 - chemische, biologische, technische, physikalische 
Gründe 

2 

§ 13 Absatz 5 - ausländische Konkurrenz 12 

§ 15 Absatz 2 - öffentliches Interesse 5 
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5.3 SOZIALVORSCHRIFTEN IM STRAßENVERKEHR 

zusammengefasst von Diana Neumann-Kann, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Nord 

 
Die Sozialvorschriften im Straßenverkehr dienen dem Schutz der Gesundheit des Fahr-
personals, der allgemeinen Sicherheit im Straßenverkehr und letztendlich der Harmoni-
sierung der Wettbewerbsbedingungen im gewerblichen europäischen Güter- und Per-
sonenbeförderungsverkehr. 
 
Im Jahr 2020 waren im Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) sieben Mitar-
beiter damit beschäftigt, diese Vorschriften in den Unternehmen mit Sitz in Mecklen-
burg-Vorpommern durchzusetzen. 
 
Die Bußgeldstelle mit zwei Mitarbeitern übernahm zentral am Standort Rostock in der 
Abteilung 1 für ganz Mecklenburg-Vorpommern die Anzeigenbearbeitung. Hier ist fest-
zustellen, dass die Anzahl der eingehenden Anzeigen der Polizei und des Bundesamtes 
für Güterverkehr (BAG) sich etwas verringert hat. Die Gründe dafür sind auch hier der 
Personalmangel und die Aufgabenverschiebung in der Polizei. 
 
Fünf weitere Mitarbeiter an den vier Standorten des LAGuS Abteilung 5 kontrollierten 
14 Betriebe. Hierbei wurde das Augenmerk nicht nur auf die Einhaltung der Sozialvor-
schriften gelegt, sondern auf den ganzheitlichen Arbeitsschutz. 
 
Insgesamt wurden 54 006 Fahrertage von 326 Fahrern überprüft. Hinsichtlich eines re-
gistrierten Bestandes von 12 893 Fahrzeugen für den betreffenden Personen- und Gü-
terverkehr in Mecklenburg-Vorpommern für das Jahr 2020 ergab sich gemäß der Richt-
linie 2006/22/EG die Vorgabe für zu kontrollierende Fahrertage im Betrieb von 46 415.  
 
Nach Auswertung der Fahrertage aus Betriebskontrollen wurden 4 806 Zuwiderhand-
lungen gegen die Sozialvorschriften im Straßenverkehr festgestellt. Im Vergleich zum 
Vorjahr ist hier ein Anstieg der Verstöße festzustellen. 
 
Auf Grund der festgestellten Verstöße wurden sowohl aus Betriebskontrollen als auch 
aus der Anzeigenbearbeitung 131 Verwarnungen mit Verwarnungsgeld ausgesprochen 
und 267 Bußgeldbescheide erstellt, wovon 193 Bußgeldbescheide schwere Verstöße 
enthielten. Schwerpunkt waren hierbei nach wie vor die Verstöße gegen die täglichen 
und wöchentlichen Lenk- und Ruhezeiten sowie gegen die Fahrtunterbrechung. Leider 
bleibt auch das Fahren ohne Fahrerkarte und das nicht rechtzeitige Auslesen der Mas-
senspeicherdaten durch den Unternehmer ein Thema. Ebenfalls wurden viele Verstöße 
hinsichtlich der Arbeitszeit festgestellt und geahndet. 
 
Die Zahl der durchgeführten Betriebskontrollen sank von 24 auf 14, die Zahl der kon-
trollierten Fahrer von 375 auf 326 sowie die kontrollierten Fahrertage von 55 058 auf 
54 006. Damit wurden trotz der angespannten Situation aufgrund der durch SARS-CoV-
2 verursachten epidemischen Lage und damit des erhöhten Aufgabenzuwachses in der 
Arbeitsschutzverwaltung die Richtlinie 2006/22/EG zu 116,35 % erfüllt. Dies ist beacht-
lich. 
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Übersichten zu Tätigkeiten und Verteilung der Rechtsverstöße im Bereich 
Sozialvorschriften im Straßenverkehr 
 

Tabelle 23: Betriebskontrollen 
 

Betriebskontrollen Anzahl 

Durchgeführte Betriebskontrollen  14 

Kontrollierte Fahrer  326 

Kontrollierte Fahrertage 
(Erfüllungsstand gemäß der Richtlinie 2006/22/EG in %) 

 54 006 
 (116,35 %) 

 
 
 

Tabelle 24: Zahl und Art der bei Kontrollen auf dem Betriebsgelände festgestellten Zuwiderhandlungen 
 

Art 
der Zuwiderhandlung 

Zahl der 
Zuwiderhandlungen 

Lenkzeiten 
- tägliche Lenkzeit 
- wöchentliche Lenkzeit 
- zweiwöchentliche Lenkzeit 

 939 

Fehlende 
Aufzeichnungen 

zu anderen Arbeits- und/oder Bereit-
schaftszeiten 

 0 

Fahrtunterbrechungen 
Lenkzeiten über 4,5 Stunden ohne Un-
terbrechung oder mit zu kurzer Unter-
brechung 

 1 814 

Ruhezeiten 
- tägliche Ruhezeit 
- wöchentliche Ruhezeit 

 1 838 

Lenkzeitunterlagen 
- einjährige Aufbewahrungsfrist 
- Schaublätter für die vorausgehen-

den 28 Tage 
 0 

Kontrollgerät 
- fehlerhafte Funktion 
- Missbrauch oder Manipulation des 

Kontrollgeräts 
 215 

SUMME   4 806 

 
 
 

Tabelle 25: Eingeleitete Maßnahmen im Ergebnis der Betriebskontrollen und des Anzeigeneingangs 
 

Maßnahmen Anzahl 

Anhörungen  
(ohne Verwarnungen mit Verwarnungsgeld und Anhörung) 

 400 

Verwarnungen mit Verwarnungsgeld  131 

Bußgeldbescheide 
(ohne Rücksicht auf Rechtskraft) 

 267 
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5.4 KINDER- UND JUGENDARBEITSSCHUTZ 

zusammengefasst von Christin Kalg, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
Junge Menschen sind auch in der Arbeitswelt besonderes schutzbedürftig. Die rechtli-
chen Voraussetzungen zum Schutz dieser Personengruppe finden sich im Jugendar-
beitsschutzgesetz (JArbSchG) und in der Kinderarbeitsschutzverordnung (KindArb-
SchV). Mittels dieser Gesetze sollen die Kinder und Jugendlichen vor Überbeanspru-
chung, Überforderung und deren Gefahren am Arbeitsplatz geschützt werden. Die Ar-
beitsschutzbehörden überwachen, ob diese Rechtsvorschriften eingehalten werden. 
 
Ausnahmen bestehen zum Beispiel bei Kindern über 13 Jahre, die mit Einwilligung der 
Erziehungsberechtigten tätig werden für leichte und für sie geeignete Tätigkeiten. Ab 15 
Jahren dürfen vollzeitschulpflichtige Schüler/ -innen während der Schulferien einen Fe-
rienjob von höchstens vier Wochen im Kalenderjahr ausüben. 
 
Vom Beschäftigungsverbot für Kinder kann gemäß § 6 JArbSchG für die gestaltende 
Mitwirkung im Medien- und Kulturbereich abgewichen werden. Hierzu ist eine kosten-
pflichtige Bewilligung durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales (LAGuS) er-
forderlich. Das LAGuS hat zu überprüfen, ob Bedenken gegen die Beschäftigung be-
stehen. Der Arbeitgeber darf die Kinder erst nach Erhalt des Bewilligungsbescheides 
beschäftigen. In der Genehmigung bestimmt das LAGuS zum Beispiel wie lange, zu 
welcher Zeit und an welchem Tag das Kind beschäftigt werden darf, die Dauer und Lage 
der Ruhepausen, sowie die Höchstdauer des täglichen Aufenthalts an der Beschäfti-
gungsstätte. 
 

Tabelle 26: Bewilligungen für die Beschäftigung von Kindern 
 

Rechtsgrundlage 
Jugendarbeitsschutzgesetz 

Anzahl der 
Genehmigungen 

Anzahl der 
beschäftigten 

Kinder 

Anzahl der Bewilligungen nach § 6 in 
Verbindung mit § 54 JArbSchG 

9 31 

 
 
Ahndungsmaßnahmen nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz 
 

Tabelle 27: Ahndungsmaßnahmen nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz 

 

Ahndungsmaßnahme Anzahl 

Bußgeldverfahren 2 

Verwarnungen mit Verwarngeld 0 

 
Die Zahl der erteilten Genehmigungen sank von 33 auf 9 und die der beschäftigten 
Kinder von 257 auf 31. In diesen Zahlen spiegelt sich die durch SARS-CoV-2 verur-
sachte epidemische Lage im Bereich des sozialen Arbeitsschutzes wohl am deutlichs-
ten wieder. Durch die Kontaktbeschränkungen und Untersagung des Kulturbetriebes im 
Jahr 2020 fand die überwiegende Zahl der Veranstaltungen, an denen Kinder und Ju-
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gendliche mitwirken nicht statt. Gerade die in Mecklenburg-Vorpommern typischen gro-
ßen Open-Air-Veranstaltungen, wie die Störtebeker Festspiele, die Müritz-Saga oder 
das Piraten Open Air mussten ersatzlos entfallen. 
 
Im Jahr 2020 wurde ein Bußgeldverfahren mehr als 2019 eingeleitet. 
 
 
Behördliche Ausnahmen für Veranstaltungen nach § 6 Jugendarbeitsschutzge-
setz (JArbSchG) unter Corona-Bedingungen 
Urte Münch, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Nord 

 
Das Jahr 2020 begann im Januar ganz normal mit Theatervorstellungen im Januar des 
Mecklenburger Staatstheaters Schwerin für drei genehmigte Kinder in dem Musical 
„Chess“. Es folgten noch diverse genehmigte Anträge nach § 6 JArbSchG für verschie-
dene Theatervorstellungen im Land. Alle Vorstellungen sollten bis April oder Anfang 
Juni 2020 laufen. Sie wurden genehmigt. 
 
Dann gab es noch im Februar vor Antragstellung einen umfangreichen Austausch mit 
einem Festivalbetreiber zum Hinweis-Schreiben des Landesamtes für Gesundheit und 
Soziales (LAGUS) vom Jahr 2019. Es ging um die Verkürzung der rechtswidrig nach 
dem JArbSchG zu engen Auftrittstage der Kinder über die ganze Spielzeit (sechs Tage 
über 11 Wochen) und damit um eine Entzerrung der möglichen Dauerbelastung. 
 
Von Seiten des LAGuS wurden einige Vorschläge für eine gesetzeskonforme Vorstel-
lung unterbreitet, zum Beispiel mehr Kinder oder ihr alternierender Einsatz. Es gab sei-
tens der Festivalleitung kein Einverständnis, so dass diese entschied, dass in 2020 erst-
malig seit 1993 keine Kinder mehr an dem Festival mitwirken sollten. Die Vorstellungen 
waren von Juni – September 2020 geplant. Aufgrund der Corona Krise wurde die Vor-
stellung auf Juni 2021 verschoben. Auch mit einem weiteren Betreiber einer Open-Air-
Veranstaltung wurde seit 2019 über den Einsatz mindestens eines zusätzlichen Kindes 
während des Veranstaltungszeitraumes gesprochen. Nur ein Kind sollte die ganze 
Spielzeit (Juni - September 2020) an wöchentlich fünf Tagen als Komparse mit Spiel-
einlagen teilnehmen. Auch hier gab es kein Einsehen seitens des Betreibers. Der früh-
zeitig gestellte Antrag wurde zurückgezogen. Es kam auch hier zur Verschiebung der 
Festspiele auf 2021. 
 
Die Darß-Festspiele gaben von Juni - September Corona bedingt nur eine Vorstellung 
und die ohne Kinder. Im weiteren Verlauf wurden durch die Landesregierung die Theater 
geschlossen. Die fortschreitende Zahl der Neuinfektionen mit dem SARS-CoV-2-Virus 
führte bundesweit zur Schließung aller öffentlichen Kulturstätten wie Museen, Theater, 
Kinos. Das ganze Bundesland war im ersten Lockdown. 
 
Im August 2020 verordnete die Landesregierung die schrittweise Lockerung der 
coronabedingten Einschränkungen des öffentlichen Lebens in Mecklenburg-Vorpom-
mern (Coronalockerungsverordnung MV). Das bedeutete für die Theater, Konzerthäu-
ser und Opern, dass ein einrichtungsbezogenes, individuell an die jeweilige Spielstätte 
und Veranstaltung angepasstes Hygiene- und Sicherheitskonzept erstellt werden 
musste. Dieses war vorrangig dem zuständigen Gesundheitsamt vorzulegen. Die Abtei-
lung 5 des LAGUS M-V forderte nun von den Antragstellern nach § 6 JArbSchG zusätz-
lich zur Gefährdungsbeurteilung ein Arbeitsschutzkonzept für die eingesetzten Kinder. 
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Ein Theater wagte den Schritt im August 2020 und brachte im Antrag rechtzeitig alle 
geforderten Unterlagen bei. Mit der Ausnahmebewilligung wurde die Mitwirkung für ein 
Kind genehmigt. Die Vorstellungen inklusive der Proben waren geplant vom 03.09.- 
17.12.20 mit der Premiere am 25.09.20. Die Ungewissheit einer erneuten Schließung 
der Theater schwang mit. Diese erfolgte im November 2021 mit dem zweiten Lockdown. 
 
 
Besichtigung von Dreharbeiten mit dem Schwerpunkt Jugendarbeitsschutz – 
Teil 2 
Paul Schiwek, LAGuS, Abteilung 5, Regionalbereich Süd 

 
Bereits im Tätigkeitsbericht von 2019 wurde über eine Besichtigung des Drehortes der 
Produktion „Käthe und ich – Teil 3 und 4“ berichtet. Diese Fernseh-Produktion scheint 
recht erfolgreich gewesen zu sein, weshalb nun auch Teil 5 und 6 verfilmt wurden. Durch 
die geplante Mitwirkung von Kindern in der besagten Produktion war eine Genehmigung 
nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz (§ 6 JArbSchG) erforderlich, welche vom Lan-
desamt für Arbeitsschutz, Gesundheitsschutz und technische Sicherheit Berlin (LA-
GetSi) als die für das Unternehmen zuständige Behörde erteilt wurde. 
 
Die Besichtigung des Drehortes fand unter Berücksichtigung der Auflagen der Geneh-
migungen, weiterer Jugendarbeitsschutzvorschriften und der zu treffenden Maßnahmen 
zur Eindämmung der Ausbreitung 
der Infektionen mit SARS-CoV-2 
statt. 
 
So wurde beispielsweise in die Do-
kumentation der altersabhängigen 
Pausenzeiten und der Anwesen-
heitszeiten Einblick genommen. 
Die zu benennende verantwortli-
che Aufsichtsperson wurde hin-
sichtlich einiger Vorschriften nach 
dem JArbSchG befragt, um her-
auszufinden, ob diese Person für 
die Funktion geeignet ist. 
 
Neben den Jugendarbeitsschutz-
vorschriften und den Auflagen der 
Genehmigung wurden (wie zuvor 
erwähnt) auch die Corona-Schutzmaßnahmen kontrolliert, die im umfangreichen Maß 
umgesetzt wurden. Die Dreharbeiten erfolgten überwiegend im Freien mit Zugangsbe-
schränkungen zum Drehort und unter Einhaltung des Mindestabstandes. Bei der Bewir-
tung der Personen, die vor als auch hinter der Kamera tätigen waren, wurde Einwegge-
schirr verwendet und auf das Tragen eines Mund-Nase-Schutzes (MNS) geachtet. Das 
Tragen eines MNS wurde ebenso beim Personentransport zwischen den Drehorten als 
zwingend notwendig angeordnet. Die angeführten Maßnahmen sowie die Zurverfü-
gungstellung und die ordnungsgemäße Verwendung von Desinfektionsmitteln als auch 
die gestellten Wetterschutzmaßnahmen wurden in einem Maßnahmenkonzept nieder-
geschrieben, welches auf der durchgeführten Gefährdungsbeurteilung beruht, deren 

 
 
Abbildung 26: Drehort für eine Szene der Produktion "Käthe und 
ich - Teil 5 und 6", Quelle: LAGuS 
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Dokumentation vor Genehmigungserteilung dem LAGetSi zur Einsicht vorgelegt wurde. 
Mängel konnten vor Ort nicht festgestellt werden. 
 
Bereits bei der Besichtigung durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales im Jahr 
2019 waren die verantwortlichen Personen sehr dankbar für die Kontrolle (inklusive Be-
ratung), da sie hierüber ein gewisses Maß an Wertschätzung erfuhren. Dies änderte 
sich auch nicht im Jahr 2020. 
 
 
5.5 MUTTERSCHUTZ 

zusammengefasst von Christin Kalg, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
Für die Aufsicht über die Einhaltung des besonderen Schutzes von schwangeren Be-
schäftigten ist in Mecklenburg-Vorpommern das Landesamt für Gesundheit und Sozia-
les (LAGuS) zuständig. Um den Schutz der schwangeren Beschäftigten durch die Auf-
sichtsbehörde zu gewährleisten ist eine Mitteilung über die Beschäftigung einer schwan-
geren Frau durch den Arbeitgeber unbedingt erforderlich. Jeder Arbeitgeber ist gemäß 
§ 27 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 Mutterschutzgesetz (MuSchG) verpflichtet, das LAGuS 
unverzüglich über eine bestehende Schwangerschaft einer Arbeitnehmerin zu benach-
richtigen. Diese Mitteilungen werden von den zuständigen Mitarbeitern des LAGuS auf 
Vollständigkeit, Plausibilität und auf die Einhaltung von Beschäftigungsverboten über-
prüft. 
 
Das LAGuS erhielt im Jahr 2020 insgesamt 6 017 solcher Mitteilungen (2019 waren es 
5 969, 2018 waren es 5 953). Damit ist die Anzahl im Vergleich zu den Vorjahren weiter 
gestiegen und bleibt auf einem hohen Niveau. Im Jahr 2017 gingen 5 661, 2016 gingen 
5 541 und im Jahr 2015 gingen 5 394 Schwangerschaftsmeldungen beim LAGuS ein. 
 

Tabelle 28: Mitteilungen über die Beschäftigung einer werdenden Mutter gemäß § 5 Mutterschutzgesetz 
 

Mitteilungen über die Beschäftigung von Schwangeren 6 017 

 
Im Jahr 2020 wurden laut dem Informationssystem für den Arbeitsschutz (IFAS) 185 
Überprüfungen (2017: 190, 2018: 289 und 2019: 292) und 1 805 Beratungen (2017: 
882, 2018: 929 und 2019: 900) im Zusammenhang mit der Beschäftigung schwangerer 
Frauen durchgeführt. Die Anzahl der Beratungen hat sich somit verdoppelt. Es ist davon 
auszugehen, dass etliche telefonische Beratungen, aufgrund von Zeitmangel, statistisch 
nicht erfasst wurden. 
 
Der Anstieg dieses Beratungsaufwandes ist auf die durch SARS-CoV-2 verursachte 
epidemische Lage zurückzuführen. Die schwangeren und stillenden Frauen aber auch 
deren Arbeitgeber waren, ob der Gefahren durch das Coronavirus für die schwangeren 
Frauen und deren ungeborenen Kinder sowie die zu stillenden Kinder extrem verunsi-
chert. Daher hat das LAGuS ein Merkblatt mit den wichtigsten Informationen entwickelt 
und online zur Verfügung gestellt. Trotzdem waren unzählige individuelle Fragen zu klä-
ren. 
 
Bei den Überprüfungen der Arbeitsplätze bzw. Arbeitsbedingungen für schwangere 
Frauen gab es 2019 mit 22 Beanstandungen mehr als doppelt so viele Beanstandungen 



69 Tätigkeitsbericht 2020 der Behörden für Arbeitsschutz und technische Sicherheit in M-V 
 

 

 
wie 2018 (neun Beanstandungen). Im Jahr 2020 stieg diese Zahl auf 30. Festgestellte 
Defizite oder anstehende Probleme konnten meist vor Ort mit den Arbeitgebern geklärt 
werden, so dass im Jahr 2020 nur zwei Anordnungen (2018 waren es 0, 2019: 4) und 
wiederholt weder Verwarnungen noch Bußgelder erteilt werden mussten. 
 
 
Ausnahmen vom Kündigungsverbot (§ 17 Absatz 2 Mutterschutzgesetz (MuSchG) 
und § 18 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) 
Frauen während der Schwangerschaft und nach der Geburt genießen einen besonde-
ren Kündigungsschutz. Kündigungen während Schwangerschaft und Elternzeit sind 
grundsätzlich verboten. Nur ausnahmsweise ist eine Kündigung bei Vorliegen besonde-
rer Gründe mit Zustimmung der Arbeitsschutzbehörde gemäß § 17 Absatz 2 MuSchG 
bzw. § 18 Absatz 1 Satz 4 BEEG möglich. 
 
Die Prüfung, ob eine Kündigung während der Schwangerschaft oder Elternzeit zulässig 
ist, gehört auch zur Arbeit der Aufsichtsbehörde. Während dieses Verfahrens wird die 
zu kündigende Person aktiv beteiligt und hat das Recht sich zum besonderen Kündi-
gungsgrund des Antragstellers zu äußern. Im Verfahren werden die Angaben beider 
Seiten berücksichtigt und gewertet. 
 

Tabelle 29: Ausnahmen vom Kündigungsverbot 
 

Anträge Ablehnungen Zustimmungen 
Erledigung 
auf andere 

Art 

am Stichtag 
noch nicht ent-

schieden 

Wider- 
sprüche 

48 6 19 19 4 keine Angabe 

 
Im Berichtszeitraum sind insgesamt 48 Anträge auf Erklärung der Zulässigkeit einer be-
absichtigten Kündigung des Arbeitsverhältnisses eingegangen. In den Vorjahren waren 
es noch 62 (2017), 53 (2018) und 43 (2019) Anträge. 
 
Die Gesamtanzahl der Anträge ist damit im Verhältnis zum Vorjahr erstmals leicht ge-
stiegen. Von den 48 Anträgen wurden 28 Anträge auf Grundlage des § 17 Absatz 2 
MuSchG und 20 Anträge nach § 18 BEEG gestellt. Hierbei nahm die Zahl der Anträge 
aufgrund verhaltensbedingter Gründe von 9 im Jahr 2019 auf 19 zu. 
 
Gerade diese Antragsverfahren sind sehr komplex und zeitaufwendig in der Bearbei-
tung. Die Abwägung, ob ein besonderer Fall vorliegt, erfordert eine genaue Ermittlung 
von Amts wegen. Die Anzahl der betriebsbedingten Anträge sank leicht. 
 
Die beabsichtigte Kündigung wurde in 19 Fällen (9x MuSchG / 10x BEEG) ausnahms-
weise für zulässig erklärt. In diesen Fällen war bis auf einen Vorgang der besondere 
Fall, durch Betriebsstilllegung oder Insolvenz gegeben. Sechs Anträge wurden abge-
lehnt.  
 
Weitere 19 Anträge (12x MuSchG / 7x BEEG) wurden zurückgenommen bzw. hatten 
sich auf andere Art erledigt. 
 
In den nachfolgenden Tabellen sind die Bearbeitungsergebnisse aufgeschlüsselt. 
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Tabelle 30: Anträge auf Zulässigkeit einer Kündigung während der Schwangerschaft und bis 4 Monate nach Entbin-

dung 

 

Anträge nach § 17 Absatz 2 Mutterschutzgesetz (MuSchG) 

 
Anzahl 

verhaltensbedingte 
Gründe 

betriebsbedingte 
Gründe 

eingegangene Anträge (bezogen 
auf die betroffenen Personen) 

28 12 16 

Ablehnungen 4 1 3 

Zustimmungen 9 3 6 

Rücknahmen und sonstige 
Erledigungen  

12 6 6 

noch nicht erledigte Anträge 3 2 1 

 
 

Tabelle 31: Anträge auf Zulässigkeit einer Kündigung während der Elternzeit 
 

Anträge nach § 18 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) 

 
Anzahl 

verhaltensbedingte 
Gründe 

betriebsbedingte 
Gründe 

eingegangene Anträge (bezogen 
auf die betroffenen Personen) 

20 7 13 

Ablehnungen 2 0 2 

Zustimmungen 10 2 8 

Rücknahmen und sonstige 
Erledigungen 

7 5 2 

noch nicht erledigte Anträge 1 0 1 

 
 
5.6 HEIMARBEITSSCHUTZ 

zusammengefasst von Christin Kalg, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
Der Gesetzgeber hat die in Heimarbeit beschäftigten Personen unter den Schutz des 
Heimarbeitsgesetzes (HAG) gestellt. Zweck dieses Gesetzes ist es, für den betroffenen 
Personenkreis angemessene Entgelt- und Arbeitsbedingungen sicherzustellen. Damit 
soll dem Risiko sozialer Benachteiligung dieser Berufsgruppe vorgebeugt werden. Die 
Schutzvorschriften des Heimarbeitsgesetzes sind zwingend einzuhalten. 
 
Das Heimarbeitsgesetz gilt für Beschäftigte, die in ihrer eigenen Wohnung oder in einer 
sonstigen selbst gewählten Betriebsstätte im Auftrag von Gewerbetreibenden Auftrags-
arbeit ausführen. 
 
Grundlage für eine Erfassung und Bewertung der Heimarbeit bildet die nach § 6 HAG 
vorgeschriebene halbjährliche Mitteilungspflicht des Arbeitgebers über die Vergabe von 
Heimarbeit und Beschäftigung von Heimarbeitnehmern in Mecklenburg-Vorpommern 
an die zuständige Arbeitsschutzbehörde. 
 
In Deutschland fallen insgesamt circa 24 000 Beschäftigte unter die Regelungen des 
Heimarbeitsgesetzes. Im Bundesvergleich werden in Mecklenburg-Vorpommern nur 
sehr wenige Heimarbeiter beschäftigt. 
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Im Jahr 2020 wurden dem LAGuS 32 Beschäftigte in Heimarbeit aus Mecklenburg-Vor-
pommern gemeldet. Hierbei handelt es sich um 11 männliche und 21 weibliche Beschäf-
tigte bei fünf verschiedenen Auftraggebern und Zwischenmeistern. 
 
Die Beschäftigung der Heimarbeiter erfolgte im Jahre 2020 wie bereits im Vorjahr im 
Bereich der Eisen-, Metall-, Elektro- und optischen Industrie aber auch in der Textil- und 
Lederindustrie sowie im Musikinstrumentenbau. Die Zahl der Auftraggeber ist im Ver-
hältnis zum Vorjahr um einen Auftraggeber gestiegen. 
 
Auch in diesem Jahr haben das LAGuS zum Thema Heimarbeitsschutz weder Anfragen 
noch Beschwerden erreicht. 
 
 
5.7 KÜNDIGUNGSSCHUTZ IN DER PFLEGEZEIT 

zusammengefasst von Christin Kalg, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 
 

5.7.1 Kündigungsschutz nach dem Gesetz über die Pflegezeit 
(Pflegezeitgesetz – PflegeZG) 

 
Der besondere Kündigungsschutz des Pflegezeit- und Familienpflegezeitgesetzes soll 
es den Beschäftigten ermöglichen, pflegebedürftige nahe Angehörige in häuslicher Um-
gebung zu pflegen, ohne befürchten zu müssen, deshalb den Arbeitsplatz zu verlieren. 
 
Das Pflegezeitgesetz (PflegeZG) erlaubt es Beschäftigten sich bis zu sechs Monate 
teilweise oder vollständig von der Arbeit freistellen zu lassen, wenn sie einen nahen 
Angehörigen in häuslicher Umgebung pflegen. Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin 
darf das Beschäftigungsverhältnis bei Vorliegen einer kurzzeitigen Arbeitsverhinderung 
oder einer Pflegezeit nicht kündigen.  
 
Der Kündigungsschutz beginnt mit der Ankündigung der kurzzeitigen Arbeitsverhinde-
rung nach § 2 oder der Freistellung nach § 3, höchstens jedoch zwölf Wochen vor dem 
angekündigten Beginn und dauert bis zur Beendigung der kurzzeitigen Arbeitsverhinde-
rung oder der Pflegezeit von längstens sechs Monaten. 
 
Aufgrund der epidemischen Lage hat der Gesetzgeber Sonderregelungen zur noch bes-
seren Gewährleistung der Pflege erlassen. 
 
Das Kündigungsverbot gilt für alle Kündigungen (zum Beispiel Beendigungs-Ände-
rungskündigungen), die der Arbeitgeber ausspricht. 
 
In besonderen Fällen kann in Mecklenburg-Vorpommern durch das Landesamt für Ge-
sundheit und Soziales gemäß § 5 Absatz 2 PflegeZG eine Kündigung auf Antrag aus-
nahmsweise für zulässig erklärt werden. Der Arbeitgeber oder die Arbeitgeberin darf 
eine Kündigung erst aussprechen, nachdem diese für zulässig erklärt worden ist. Im 
Jahr 2019 sind beim LAGuS keine Anträge nach § 5 Absatz 2 Satz 1 PflegeZG gestellt 
worden. 
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5.7.2 Kündigungsschutz nach dem Gesetz über die Familienpflegezeit 

(Familienpflegezeitgesetz – FPfZG) 
 
Durch die Einführung des Gesetzes über die Familienpflegezeit  im Jahre 2012 sollte 
die Vereinbarkeit von Beruf und familiärer Pflege verbessert werden. Auch mit diesem 
Gesetz haben die Beschäftigten die Möglichkeit, pflegebedürftige Angehörige zu pfle-
gen. Das FPfZG ergänzt das PflegeZG. 
 
Mit dem FPfZG wird die gleichzeitige Ausübung von Erwerbstätigkeit und Pflege für 
längstens 24 Monate in Betrieben mit mehr als 25 Beschäftigten ermöglicht. Es handelt 
sich also um ein Teilzeitinstrument. Während der Familienpflegezeit muss die verrin-
gerte Arbeitszeit jedoch auch wöchentlich durchschnittlich mindestens 15 Stunden be-
tragen (Mindestarbeitszeit). Der Gesetzgeber hat auch das FPfZG infolge der epidemi-
schen Lage weiter flexibilisiert. 
 
Auch während der Inanspruchnahme der Familienpflegezeit und der Nachpflegephase 
darf der Arbeitgeber das Beschäftigungsverhältnis nicht kündigen. In besonderen Fällen 
kann in Mecklenburg-Vorpommern durch das Landesamt für Gesundheit und Soziales 
(LAGuS) gemäß § 2 Absatz 3 FPfZG in Verbindung mit § 5 Absatz 2 PflegeZG eine 
Kündigung für zulässig erklärt werden. 
 
Im Jahr 2020 sind keine entsprechenden Anträge im LAGuS gestellt worden. 
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6 ARBEITSMEDIZIN 

zusammengefasst von Dr. Heike Kuß, LAGuS, Abteilung 5, Grundsatzdezernat 

 
6.1 ORGANISATION, PERSONAL 
 
Der Gewerbeärztliche Dienst (GÄD) des Landes Mecklenburg-Vorpommern ist der Ab-
teilung Arbeitsschutz und technische Sicherheit des Landesamtes für Gesundheit und 
Soziales Mecklenburg-Vorpommern angegliedert. Die Aufgaben, Rechte und Pflichten 
des GÄD sind per Erlass des Sozialministers vom 17. Juni 1994 in der „Dienstanwei-
sung für die Staatlichen Gewerbeärzte des Landes Mecklenburg-Vorpommern“ (Amts-
blatt M-V, 1994, S. 689) geregelt. 
 
War der GÄD bislang an allen Standorten der Abteilung Arbeitsschutz und technische 
Sicherheit für die Erledigung der verwaltungstechnischen Aufgaben vertreten, wurde 
2020 bei abnehmender Personalstärke eine Zentralisierung der Aufgabenerledigung 
gefordert. Danach soll zukünftig die Schwerpunktarbeit in Rostock erledigt werden. Am 
Ende der Umorganisation wird fachmedizinischer Sachverstand vor Ort nur noch in 
Rostock gegeben sein, sodass alle Anfragen und Probleme zumindest im ersten Anlauf 
nur aus der Distanz (telefonisch, schriftlich) bearbeitet werden können. 
 
In Mecklenburg-Vorpommern sind aktuell drei Gewerbeärzte tätig, die von drei Mitarbei-
tern unterstützt werden. 
 
 
6.2 ÜBERSICHT ÜBER DIE TÄTIGKEITEN UND ERGEBNISSE 
 
Während die Außendienst-Tätigkeiten im Vergleich zu 2019 aufgrund der epidemischen 
Lage auf ein Minimum reduziert werden mussten, hat der Umfang der gewerbeärztli-
chen Tätigkeiten im Innendienst drastisch zugenommen. Dies lag vor allem an den di-
versen Anfragen zum medizinischen und sozialen Arbeitsschutz, die in direktem Zusam-
menhang mit der Corona-Problematik standen. Die Gewerbeärztin aus Rostock fun-
gierte hier als erste Ansprechpartnerin und Koordinatorin. Coronabedingt fielen auch 
umfangreiche betriebsärztliche Stellungnahmen an, die der leitende Gewerbearzt in sei-
ner Funktion als Betriebsarzt zu bewerkstelligen hatte. 
 
 
Außendienst 
Die gewerbeärztlichen Außendiensttätigkeiten betrafen: 
 
- Veranstaltung der Unfallkasse Mecklenburg-Vorpommern und des Landesamtes 

für Gesundheit und Soziales (LAGuS) zum Thema Digitalisierung und 
Auswirkungen auf Arbeitssicherheit und Gesundheit, 

- Beratungen von Arbeits- und Betriebsmedizinern, 
- Arbeitsplatzbegehungen und Beratung von Mitarbeitern sowie Führungskräften 

des LAGuS durch den leitenden Gewerbearzt im Rahmen seiner Tätigkeiten als 
Betriebsarzt des LAGuS, 

- Mitarbeit im Prüfungsausschuss (Vorbereitung und Abnahme der Prüfungen der 
Arbeitsschutzanwärter). 
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Innendienst 
Gutachten, Stellungnahmen, Beratungen 
 
Ein Arbeitsschwerpunkt der Staatlichen Gewerbeärzte und deren Mitarbeiter ist neben 
der Mitwirkung in Berufskrankheiten-Feststellungsverfahren die umfassende Bera-
tungstätigkeit. 
 
Als kompetente Ansprechpartner in Fragen des medizinischen Arbeitsschutzes stellt der 
gewerbeärztliche Dienst einen wichtigen Teil der staatlichen Arbeitsschutzverwaltung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern für Beschäftigte, Arbeitgeber, Betriebsärzte, 
Gutachter, Fachärzte unterschiedlicher Fachrichtungen und verschiedene Gremien dar. 
 
Die Innendienst-Tätigkeiten der Gewerbeärzte waren im Jahr 2020 vordringlich durch 
die durch den SARS-CoV-2-Virus verursachte epidemische Lage geprägt. Wegen der 
Neuartigkeit des Virus und noch unzureichender wissenschaftlicher Daten über die Aus-
wirkungen einer SARS-CoV-2-Infektion bestand ein ausgesprochen hoher arbeitsmedi-
zinischer Beratungsbedarf. 
 
Neben allgemeinen Fragen zum Schutz vor SARS-CoV-2 am Arbeitsplatz, zur Aktuali-
sierung vorliegender Gefährdungsbeurteilungen und zu Maßnahmen des betrieblichen 
Infektionsschutzes drehten sich viele Fragestellungen um den sozialen Arbeitsschutz, 
das heißt die Sorge um besonders schutzbedürftige Beschäftigte (schwangere Frauen/ 
Schülerinnen/Praktikantinnen/Studentinnen, stillende Frauen, Jugendliche, Schwerbe-
hinderte sowie Personen mit einem höheren Risiko für einen schweren COVID-19-
Krankheitsverlauf) und deren Einsatzmöglichkeiten während der epidemischen Lage. 
 
Allein in Rostock wurden hierzu mehr als 300 gewerbeärztliche Beratungen und Stel-
lungnahmen hierzu von unterschiedlicher Seite abgefordert. 
 
Die meisten Anfragen betrafen dabei den Mutterschutz. Daraus folgend wurde das 
Merkblatt „Coronavirus SARS-CoV-2 Arbeitsschutz in der Schwangerschaft“ in Zusam-
menarbeit mit der Fachgruppe Mutterschutz erstellt, veröffentlicht und mehrfach aktua-
lisiert. Des Weiteren waren auch Beratungen anderer Ressorts (vor allem des Bildungs- 
aber auch des Innenministeriums) zu Schwangeren (Lehrerinnen, Praktikantinnen, 
Schülerinnen) und die Mitarbeit bei der Überarbeitung der dortigen Hygienepläne (ver-
öffentlicht als: Hygieneplan Corona für die Schulen in Mecklenburg-Vorpommern) erfor-
derlich. 
 
 
Themenschwerpunkte im Jahr 2020 waren: 
 
- Beratungen von Arbeitgebern und Beschäftigten - insbesondere im 

Zusammenhang mit dem Corona-Virus und den daraus resultierenden 
betrieblichen Infektionsschutzmaßnahmen, 

- Einsatz von Schwangeren und Stillenden unter Wahrung des 
Mutterschutzgesetzes, 

- arbeitsbedingte Erkrankungen, 
- Berufskrankheiten/Neuerungen, 
- Maßnahmen zur Verhinderung von Berufskrankheiten, 
- betriebsärztliche Betreuung, 
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- Zuständigkeiten, Indikationen, Kriterien und Fristen für arbeitsmedizinische 

Vorsorgeuntersuchungen, 
- Fragen zu Ermächtigungsverfahren und Ermächtigungsvoraussetzungen, 
- Umsetzung der neuen Strahlenschutzverordnung, 
- Jugendarbeitsschutz, 
- Eignungsuntersuchungen, 
- spezielle Fragestellungen zum Infektionsschutzgesetz und zur 

Biostoffverordnung, 
- Delegation betriebsärztlicher Untersuchungen an nicht ärztliches Personal wie 

medizinische Fachangestellte (MFA) und andere Professionen. 
 
 
6.3 GRUNDSATZFRAGEN, FACHLICHE SCHWERPUNKTE 
 
Betriebsärztliche Betreuung im Land und arbeitsmedizinische Vorsorge 
Gemäß § 4 des Gesetzes über Betriebsärzte, Sicherheitsingenieure und andere 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit (ASiG) dürfen Arbeitgeber als Betriebsärzte nur Ärzte 
bestellen, die über eine arbeitsmedizinische Fachkunde verfügen. Dies trifft für Ärzte mit 
Fachgebietsbezeichnung „Arbeitsmedizin“ oder Fachärzte anderer Gebiete mit 
Zusatzbezeichnung „Betriebsmedizin“ zu (siehe auch § 7 Absatz 1 der Verordnung zur 
arbeitsmedizinischen Vorsorge). 
 
Für die ärztliche Überwachung nach der Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) sowie die 
arbeitsmedizinische Vorsorge nach der Druckluftverordnung (DruckLV) sind nur solche 
der oben genannten Ärzte berechtigt, die nach Beibringung entsprechender Nachweise 
zusätzlich über eine Ermächtigung des Leitenden Gewerbearztes des LAGuS verfügen. 
 
Über die Anzahl und Ergebnisse der jährlichen Untersuchungen nach Strahlenschutz- 
und Druckluftverordnung besteht eine Meldepflicht an die Staatliche Behörde. 
 
Tabelle 32: Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen nach StrlSchV (Erst- und Nachuntersuchungen: EU und 

NU) 
 

 
Gesamtzahl tauglich bedingt tauglich nicht tauglich 

 EU NU EU NU EU NU EU NU 

StrlSchV 632 1 593 630 1 585 2 8 0 0 

 
 
Tabelle 33: Arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersuchungen nach DrucklV (Erst- und Nachuntersuchungen: EU und 

NU) 
 

 

Gesamtzahl 
keine 

gesundheitli-
chen Bedenken 

keine Bedenken 
unter bestimm-
ten Vorausset-

zungen 

befristete 
gesundheitliche 

Bedenken 

dauernde 
gesundheitliche 

Bedenken 

 EU NU EU NU EU NU EU NU EU NU 

DruckLV 0 21 0 20 0 0 0 0 0 1 
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Untersuchungen nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz 
2020 fanden im niedergelassenen Bereich insgesamt 4 336 Erstuntersuchungen von 
Jugendlichen statt. Nachuntersuchungen gemäß Jugendarbeitsschutzgesetz (JArb-
SchG) werden bei Jugendlichen erforderlich, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollen-
det haben und bereits mehr als ein Jahr einer Tätigkeit nachgehen. Deren Zahl lag mit 
462 Untersuchungen nur knapp über dem Vorjahresniveau (456). Gelegentlich sind zur 
Beurteilung des Gesundheits- und Entwicklungszustandes des Jugendlichen durch den 
erst- oder nachuntersuchenden Arzt weitere Fachärzte hinzuzuziehen. Im Rahmen die-
ser veranlassten Ergänzungsuntersuchungen wurden 29 Fachärzte, vor allem aus den 
Bereichen Kinderkardiologie, Augenheilkunde, Orthopädie und Hauterkrankungen, um 
eine fachliche Ergänzungsbeurteilung gebeten. 
 

Tabelle 34: Untersuchungen nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz 
 

Untersuchungsart 
Anzahl der Untersuchungen 

2016 2017 2018 2019 2020 

Erstuntersuchungen 4 117 4 106 4 449 4 414 4 336 

Nachuntersuchungen 408 408 441 456 462 

Ergänzungsuntersuchungen 49 48 42 31 29 

außerordentliche Nachunter-
suchungen 

16 10 7 8 14 

Summe 4 590 4 572 4 939 4 909 4 841 

 
 
Ermächtigung von Ärzten 
Nach staatlichen Rechtsvorschriften sind für die Durchführung der ärztlichen Überwa-
chung nach Strahlenschutzverordnung und für die arbeitsmedizinische Vorsorge nach 
Druckluftverordnung Ermächtigungen erforderlich. Diese werden vom leitenden Gewer-
bearzt erteilt, nachdem die formalen Voraussetzungen durch den regional zuständigen 
Gewerbearzt überprüft wurden. Die Ermächtigungen sind auf fünf Jahre befristet und 
bundesweit gültig. Eine Verlängerung der Ermächtigung kann bei Bedarf beantragt wer-
den. 
 
Im Jahr 2020 wurden insgesamt fünf Ermächtigungen (Erstermächtigung und Verlänge-
rung von Ermächtigungen) erteilt. 
 
Zudem bestehen drei Ausnahmegenehmigungen zur Durchführung arbeitsmedizini-
scher Vorsorge nach § 7 Absatz 2 der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge 
(ArbMedVV). Diese werden nur in Ausnahmefällen erteilt, wenn der antragstellende Ar-
beitgeber nachweisen kann, dass kein Arzt/keine Ärztin mit den in § 7 Absatz 1 Arb-
MedVV beschriebenen qualifikatorischen Anforderungen regional verfügbar oder nur 
mit unverhältnismäßig hohem Aufwand erreichbar ist und der zu beauftragende Arzt 
über entsprechende spezielle Qualifikationen verfügt. In diesem Sinne wurden mit Aus-
nahmegenehmigung 420 nachgehende Vorsorgen asbestexponierter Personen durch-
geführt. 
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6.4 BERUFSKRANKHEITEN 
 
Im Jahr 2020 wurden den Staatlichen Gewerbeärzten des Landes Mecklenburg-Vor-
pommern 1 167 Verdachtsanzeigen auf Vorliegen einer Berufskrankheit (BK) übermit-
telt. Im Vorjahr waren dies noch 1 035 Verdachtsfälle. 
 
Die häufigsten in Mecklenburg-Vorpommern begutachteten Erkrankungen sind in ihrem 
Verlauf über die letzten fünf Jahre in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. Danach 
sind die Erkrankungsfälle zur Lärmschwerhörigkeit (BK 2301) weiter angestiegen und 
nach wie vor bundesweit führend. An zweiter und dritter Stelle folgen seit 2016 die as-
bestbedingten Erkrankungen (BK 4104) und die 2015 unter BK 5103 in die Liste der 
Berufskrankheiten aufgenommene Hautschädigung (Plattenepithelkarzinom/multiple 
aktinische Keratosen der Haut durch natürliche Ultraviolett (UV)-Strahlung). 
 
Tabelle 35: Häufigkeit der wesentlichen begutachteten Berufskrankheitsverfahren im Verlauf der letzten fünf Jahre 

 

lfd. 
Nr. 

BK-Nr. Berufskrankheit (BK) 2016 2017 2018 2019 2020 

1.  2301 Lärmschwerhörigkeit  231  177  193  219  307 

2.  4104 Lungen- oder Kehlkopfkrebs durch Asbest  107  128  137  111  125 

3.  5103 
Plattenepithelkarzinom/multiple aktinische 
Keratosen der Haut durch natürliche UV-
Strahlung (seit 2015) 

 108  101  105  104  90 

4.  1318 
Erkrankungen des Blutes, des blutbildenden und 
des lymphatischen Systems durch Benzol 

 50  56  74  67  76 

5.  1301 
Schleimhautveränderungen, Krebs oder andere 
Neubildungen der Harnwege durch aromatische 
Amine 

 48  40  36  57  56 

 
 
6.5 ANFRAGEN UND BERATUNGSSCHWERPUNKTE MIT ANDEREN BEHÖRDEN UND 

INSTITUTIONELLEN EINRICHTUNGEN 
 
Die Staatlichen Gewerbeärzte waren 2020 in die Beantwortung verschiedener länder-
übergreifender und regionaler Anfragen eingebunden, unter anderem: 
 
- Arbeitsmedizinische Vorsorge im Zusammenhang mit der epidemischen Lage, 
- Kommentierung der Richtlinie Ermächtigte Ärzte (zur ärztlichen Überwachung 

beruflich (strahlen)exponierter Personen), 
- Durchführung von arbeitsmedizinischen Untersuchungen/ Vorsorgen durch Ärzte 

im EU-Ausland, 
- Zuständigkeit bei Tuberkulose-Umgebungsuntersuchungen im betrieblichen 

Umfeld, 
- Anzahl von in Mecklenburg-Vorpommern tätiger Betriebsärzte und deren Anteil an 

Betriebsärzten von Pflegeeinrichtungen, 
- Pflichtvorsorge bei fleischverarbeitenden Betrieben, 
- Einsatz Jugendlicher in Praktika (Berufspraktika, Bundesfreiwilligendienst, 

Freiwilligem Sozialen Jahr, Schulpraktika) während der epidemischen Lage, 
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- Einsatz schwangerer Lehrerinnen, Schülerinnen, Studentinnen und 

Praktikantinnen, 
- SARS-CoV-2-Infektionen und COVID-19-Erkrankungen im beruflichen Kontext: 

Berufskrankheit/Arbeits-/Dienstunfall, 
- Einsatz von SARS-CoV-2-infizierten Pflegekräften in Mecklenburg-Vorpommern, 
- Ausnahmeregelung: Belastungsübung nach Feuerwehrdienstvorschrift 7 

„Atemschutz“ im Zusammenhang mit der epidemischen Lage, 
- Aufbewahrungsfristen von arbeitsmedizinischen Vorsorgen und 

Eignungsuntersuchungen (Belastungsübung nach Feuerwehrdienstvorschrift 7 
„Atemschutz“). 

 
 
6.6 SONSTIGES 
 
Fort- und Weiterbildung 
Durch die Einschränkungen aufgrund der epidemischen Lage von nationaler Tragweite 
fanden 2020 keine Hospitationen von Facharztkandidaten bei den Gewerbeärzten statt. 
Erfahrungsaustausche, Fortbildungsseminare und Kongresse wurden durch die Veran-
stalter abgesagt. Vereinzelte Online-Fortbildungsangebote konnten genutzt werden. 
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TABELLE 1 - BESCHÄFTIGTE, AUFSICHTSBEAMTE/-BEAMTINNEN, GEWERBEÄRZTE/-INNEN IN VOLLZEITEINHEITEN* 

 
 

Personal 
Beschäftigte insgesamt** 

Aufsichtsbeamtinnen/- 
beamte*** 

Aufsichtsbeamtinnen/-beamte 
mit Arbeitsschutzaufgaben**** 

Aufsichtsbeamtinnen/-beamte 
in Ausbildung 

Gewerbeärztinnen / 
Gewerbeärzte 

weibl. männl. Gesamt weibl. männl. Gesamt weibl. männl. Gesamt weibl. männl. Gesamt weibl. männl. Gesamt 

LG 2 ab 2. 
Einstiegsamt 
(hD) 

9,75 9,00 18,75 6,75 5,00 11,75 4,30 2,00 6,30 0,00 0,00 0,00 2,00 1,00 3,00 

LG 2 ab 1. 
Einstiegsamt 
(gD) 

32,90 31,70 64,60 30,90 26,70 57,60 20,54 21,38 41,92 0,00 2,00 2,00 0,00 0,00 0,00 

LG 1 ab 2. 
Einstiegsamt 
(mD) 

3,00 3,00 6,00 3,00 3,00 6,00 0,00 2,00 2,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 

Summe 45,65 43,70 89,35 40,65 34,70 75,35 24,84 25,38 50,22 0,00 2,00 2,00 2,00 1,00 3,00 

 

Stand: 30.06.2020 

 
* Vollzeiteinheiten sind alle Vollzeitbeschäftigten sowie die entsprechend ihrer Arbeitszeit in Vollzeitarbeitsplätze umgerechneten Teilzeitbeschäftigten. 

** Beschäftigte insgesamt: alle Beschäftigten in den obersten, oberen, mittleren und unteren Arbeitsschutzbehörden des Landes einschließlich Leitungs-, Verwaltungs-, Service- und 
Büropersonal 

*** Aufsichtsbeamte/-innen sind - unabhängig von ihrem Beschäftigungsstatus als Angestellte oder Beamte - diejenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Arbeitsschutzbehörde, denen 
die Befugnis zum hoheitlichen Handeln (u.a. Anordnungsbefugnis) erteilt worden ist und die zum Vollzug der den Arbeitsschutzbehörden insgesamt übertragenen Aufgaben (Gruppen 
A, B und C gemäß Ziffer 2.4.4 der LV 1) eingesetzt werden. 

**** Aufsichtsbeamte/-innen mit Arbeitsschutzaufgaben sind - unabhängig von ihrem Beschäftigungsstatus als Angestellte oder Beamte - diejenigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer 
Arbeitsschutzbehörde, denen die Befugnis zum hoheitlichen Handeln (u.a. Anordnungsbefugnis) erteilt worden ist und die zum Vollzug der Arbeitsschutzaufgaben (Gruppe A gemäß 
Ziffer 2.4.4 der LV 1) eingesetzt werden - ggf. in Zeitanteilen (geschätzt). 
 
Arbeitsschutzaufgaben (Gruppe A der LV 1) sind alle Aufgaben der staatlichen Arbeitsschutzbehörden, die sich aus dem Vollzug des Arbeitsschutzgesetzes, des Arbeitssicherheitsge-
setzes, des Arbeitszeitgesetzes, des Fahrpersonalgesetzes, des Mutter- und des Jugendarbeitsschutzgesetzes und der darauf beruhenden Rechtsverordnungen, dem Vollzug einschlä-
giger EU-Verordnungen zum Fahrpersonalrecht und der Berufskrankheitenverordnung ergeben. 
 
Fachaufgaben sind alle weiteren den Arbeitsschutzbehörden per Zuständigkeitsverordnung zugewiesenen Vollzugsaufgaben: 
a) mit einem teilweise bestehenden Bezug zum Arbeitsschutz (Gruppe B der LV 1 z.B. Produktsicherheits-, Sprengstoff-, Atom-, Chemikalien-, Gefahrgutbeförderungs-, Medizin-

produkte-, Gentechnik-, Bundesimmissionsschutz-, Heimarbeits-, Bundeserziehungsgeld-, Pflegezeit- und Heimarbeitsgesetz sowie einzelne darauf beruhende Rechtsverord-
nungen) sowie 

b) ohne Bezug zum Arbeitsschutz (Gruppe C der LV 1 z.B. Rechtsvorschriften zu nichtionisierender Strahlung). 
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TABELLE 2 - BETRIEBSSTÄTTEN UND BESCHÄFTIGTE IM ZUSTÄNDIGKEITSBEREICH 

 

 

Betriebs- 
stätten 

Beschäftigte 

  Jugendliche Erwachsene Summe 

  männlich weiblich Summe männlich weiblich  Summe   

Größenklasse 1 2 3 4 5 6 7 8 

1: Großbetriebsstätten                 

 1.000 und mehr Beschäftigte 23 134 12 146 21 515 13 170 34 685 34 831 

 500 bis 999 Beschäftigte 59 144 146 290 23 171 16 277 39 448 39 738 

Summe 82 278 158 436 44 686 29 447 74 133 74 569 

2: Mittelbetriebsstätten         

 250 bis 499 Beschäftigte 171 185 249 434 30 265 25 376 55 641 56 075 

 100 bis 249 Beschäftigte 627 691 458 1 149 50 692 38 914 89 606 90 755 

 50 bis 99 Beschäftigte 1 245 546 253 799 49 124 32 409 81 533 82 332 

 20 bis 49 Beschäftigte 4 041 790 280 1 070 69 273 46 549 115 822 116 892 

Summe 6 084 2 212 1 240 3 452 199 354 143 248 342 602 346 054 

3: Kleinbetriebsstätten         

 10 bis 19 Beschäftigte 6 302 458 233 691 48 301 32 112 80 413 81 104 

 1 bis 9 Beschäftigte 51 181 488 374 862 77 841 69 957 147 798 148 660 

Summe 57 483 946 607 1 553 126 142 102 069 228 211 229 764 

Summe 1 - 3 63 649 3 436 2 005 5 441 370 182 274 764 644 946 650 387 

4: ohne Beschäftigte 27 349        

Insgesamt 90 998 3 436 2 005 5 441 370 182 274 764 644 946 650 387 
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TABELLE 3.1 - DIENSTGESCHÄFTE IN BETRIEBSSTÄTTEN (SORTIERT NACH LEITBRANCHEN) 

  

 
erfasste 
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aufgesuchte 

Betriebsstätten 
Dienstgeschäfte 

in den Betriebsstätten 
Überwachung/Prävention  Entscheidungen 
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Schl. Leitbranche 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 

01 Chemische Betriebe 2 56 126 184 1 10 3 14 2 16 5 23   7 11  5   11 29  111  1 

02 Metallverarbeitung  162 635 797  21 15 36  26 17 43   3 26  1 13  100 58  130 3 6 

03 Bau, Steine, Erden 1 811 6 506 7 318  23 55 78  27 62 89   19 41  12 17  69 137 2 616 21 25 

04 Entsorgung, Recycling  102 519 621  24 21 45  43 29 72   13 35  12 12  164 21 1 134 1 9 

05 
Hochschulen, 
Gesundheitswesen 

23 1 184 7 665 8 872 5 39 83 127 11 48 95 154 1  29 66  53 6  259 93 2 3 487 2 3 

06 Leder, Textil  23 219 242  1 2 3  1 6 7    1  1 5  2 2  31  2 

07 Elektrotechnik  39 217 256  1 1 2  1 1 2   1    1   26 1 44  1 

08 
Holzbe- und -verarbei-
tung 

2 57 562 621  3 8 11  5 14 19   3 9   7  51 15  51  2 

09 Metallerzeugung  10 24 34  2 1 3  6 3 9    7  2   6 3  16  1 

10 Fahrzeugbau 6 37 91 134 2 10 3 15 8 49 5 62   2 5  2 53  13 19 2 137   
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Schl. Leitbranche 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 

11 
Kraftfahrzeugreparatur, 
 -handel, Tankstellen 

 149 1 996 2 145  6 28 34  9 37 46   4 30  3 9  112 52  93  8 

12 
Nahrungs- und  
Genussmittel 

2 522 4 114 4 638 1 64 99 164 3 91 125 219   41 105  35 38  838 69  555 4 19 

13 Handel 2 513 11 353 11 868  45 105 150  87 136 223   19 67 28 25 82 3 248 66 4 685 15 22 

14 
Kredit-, Versicherungs-
gewerbe 

1 191 2 424 2 616   10 10   10 10    2  8   8 3  217  1 

15 
Datenverarbeitung,  
Fernmeldedienste 

3 51 227 281  2  2  2  2    2     5 3  36   

16 
Gaststätten, Beherber-
gung 

 312 8 410 8 722  23 139 162  32 165 197   47 36  106 7 1 788 13  288 6 4 

17 Dienstleistung 8 564 6 032 6 604 2 35 32 69 2 41 34 77   21 34  17 5  81 79 1 789 4 16 

18 Verwaltung 16 613 2 299 2 928 1 12 20 33 1 15 28 44   6 14 1 17 5 1 40 31 7 1 205 1 5 

19 
Herstellung von Zell-
stoff,  
Papier und Pappe 

 8 22 30                  8  7   

20 Verkehr 8 390 2 426 2 824  32 25 57  42 34 76   19 38  14 5  90 74 2 245 2 188 
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Schl. Leitbranche 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 

21 
Verlagsgewerbe, 
Druckgewerbe, Verviel-
fältigungen 

1 44 284 329  2  2  5  5   2 1  2   1 4  39 1  

22 Versorgung 5 104 602 711 1 9 20 30 2 14 20 36   8 12  10 6  34 25  106 4  

23 Feinmechanik  57 495 552  3 7 10  7 13 20    6  1 13  11 59 3 114   

24 Maschinenbau 2 85 235 322 2 7 5 14 9 16 5 30   3 8   19  25 24  102   

Insgesamt 82 6 084 57 483 63 649 15 374 682 1 071 38 583 844 1 465 1  247 556 29 326 303 5 2 956 913 25 9 238 64 313 

 

*) Größe 1: 500 und mehr Beschäftigte 

 Größe 2: 20 bis 499 Beschäftigte 

 Größe 3: 1 bis 19 Beschäftigte 
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TABELLE 3.2 - DIENSTGESCHÄFTE AUßERHALB DER BETRIEBSSTÄTTE 
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Pos. Art der Arbeitsstelle beziehungsweise Anlage 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 

1 Baustellen 630 373 33 1 204 19  725   1 1 3 

2 überwachungsbedürftige Anlagen 2    2   9   14   

3 Anlagen nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz 14 8 2  3 1  25 1  8  1 

4 Lager explosionsgefährlicher Stoffe           6   

5 Märkte und Volksfeste (fliegende Bauten, ambulanter Handel)           1   

6 Ausstellungsstände              

7 Straßenfahrzeuge              

8 Schienenfahrzeuge              

9 Wasserfahrzeuge 1     1        

10 Heimarbeitsstätten              

11 private Haushalte (ohne Beschäftigte) 2 2      4 4    1 

12 Übrige 68 34 5  18 10 1 49 85  1 612 54 29 

 Insgesamt 717 417 40 1 227 31 1 812 90  1 642 55 34 

               

13 sonstige Dienstgeschäfte im Außendienst*) 25                         

*) sofern sie nicht in Betriebsstätten nach Tabelle 3.1 oder in den Positionen 1 bis 12 dieser Tabelle durchgeführt wurden. 
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TABELLE 4 - PRODUKTORIENTIERTE DARSTELLUNG DER TÄTIGKEITEN 

 

 Beratung/ 
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  Anzahl der Tätigkeiten 15 372 7 10 703 674 37 599 402 10 1 871 1 266  1 560 27 22 859 115 9 153 329 17 

Pos. Dabei berührte Sachgebiete 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 

1 Technischer Arbeitsschutz, Unfall-
verhütung und Gesundheitsschutz 

                    

1.1 Arbeitsschutzorganisation 4 699 2 7 454 653  358 352 4 393 856 1 495 270 1 8 603 46 4 5 22 5 

1.2 Arbeitsplätze, Arbeitsstätten, Ergo-
nomie 

2 355 1 6 388 415 1 409 99 3 624 633 1 808 11  2 459 46 1 4 27 2 

1.3 Arbeitsmittel, Medizinprodukte 1 125 1  356 304  301 119 1 315 487 1 301 10  2 243 33 1 3 9 2 

1.4 überwachungsbedürftige Anlagen 974 3  49 97  65 3  141 226 301 21  528 7 1    

1.5 Gefahrstoffe 1 350 1 1 186 266  136 20 1 207 368 549 118 1 952 44 3 4 15 16 

1.6 explosionsgefährliche Stoffe 1 012 1  23 16  22 1  12 31 29 200 1 562    1  

1.7 Biologische Arbeitsstoffe 670 3 3 35 83  10   54 53 18 1  48      

1.8 Gentechn. veränderte Organismen 4   4      1 1 4   3      

1.9 Strahlenschutz 1 326   4 3  9   39 14 6 453 2 1 790  1  1  

1.10 Beförderung gefährlicher Güter 69   22 1  3    22    4      

1.11 psychische Belastungen 171  2 9 136  5 1 1 3 57 36 1  190      

  Summe Position 1 13 755 12 19 1 530 1 974 1 1 318 595 10 1 789 2 748 5 547 1 085 5 17 382 176 11 16 75 25 
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  Anzahl der Tätigkeiten 15 372 7 10 703 674 37 599 402 10 1 871 1 266  1 560 27 22 859 115 9 153 329 17 

Pos. Dabei berührte Sachgebiete 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 

2 Technischer Arbeits- und Verbrau-
cherschutz 

                    

2.1 Geräte- und Produktsicherheit 130  1 12  35 6 3 5 37 25 23 3  66 4     

2.2 Inverkehrbringen gefährlicher 
Stoffe und Zubereitungen 

6      1        5      

2.3 Medizinprodukte 855  2 13 3  6   13 31 38 131 5 1 774 7     

  Summe Position 2 1 021  3 25 3 35 13 3 5 50 56 61 134 5 1 845 11     

3 Sozialer Arbeitsschutz                     

3.1 Arbeitszeit 577  1 26 171  57 3 1 36 125 73 361 3 104    4  

3.2 Sozialvorschriften im Straßenver-
kehr 

2 207  1 10 3  7   27 11 27 244  8   139 267  

3.3 Kinder- und Jugendarbeitsschutz 249   4 32 1 8 2  7 15 25 9  61 1   2  

3.4 Mutterschutz 1 805  3 14 146  25 2 2 53 74 30 30 15 6 444 2     

3.5 Heimarbeitsschutz          1 1    2      

  Summe Position 3 4 838  5 54 352 1 97 7 3 124 226 155 644 18 6 619 3  139 273  

4 Arbeitsmedizin 1 197  4 13 131  3   1 209 71 64 5  1 532      

5 Arbeitsschutz in der Seeschifffahrt               5      

  Summe Position 1 bis 5 20 811 12 31 1 622 2 460 37 1 431 605 18 3 172 3 101 5 827 1 868 28 27 383 190 11 155 348 25 
  



Tätigkeitsbericht 2020 der Behörden für Arbeitsschutz und technische Sicherheit in M-V 88 
 

 

 

TABELLE 5 - MARKTÜBERWACHUNG NACH PRODUKTSICHERHEITSGESETZ 
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Überprüfung bei 1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 13 14 15 16 17 18 19 20 21 22 23 24 25 26 27 28 29 30 

Hersteller/ 
Bevollmächtigter 

10 7 16 186  40 11 134         1 3 2 133             

Einführer  25  28    16      1    3  20             

Händler 21 19 50 24 22  15 5 1  2   4   5 8 22 2             

Aussteller 8  8                8              

Private / gewerb-
liche Betreiber / 
Sonstige  

 33  39    36          3  30             

Insgesamt 39 84 74 277 22 40 26 191 1  2   5   6 17 32 185             

                               

Reaktive Marktüberwachung wurde veran-
lasst durch 
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Anzahl 8  195 54 10     9 1  277 
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TABELLE 6 - BEGUTACHTETE BERUFSKRANKHEITEN 

 

 

Zuständigkeitsbereich Summe 

Arbeitsschutz- 
behörden 

Bergaufsicht 
sonstiger, 

unbestimmt 
 

begut-
achtet 

berufs-
bedingt 

begut-
achtet 

berufs-
bedingt  

begut-
achtet 

berufs-
bedingt  

begut-
achtet 

berufs-
bedingt  

Nr. Berufskrankheit 1 2 3 4 5 6 7 8 

1 
durch chemische Einwirkungen 
verursachte Krankheiten 

        

11 Metalle oder Metalloide 13      13  

12 Erstickungsgase         

13 
Lösemittel, Schädlingsbekämp-
fungsmittel (Pestizide) 

164 30     164 30 

2 
durch physikalische Einwirkun-
gen verursachte Krankheiten 

        

21 Mechanische Einwirkungen 139 20     139 20 

22 Druckluft         

23 Lärm 307 160     307 160 

24 Strahlen 8      8  

3 
durch Infektionserreger oder 
Parasiten verursachte Krank-
heiten sowie Tropenkrankheiten 

22 17     22 17 

4 
Erkrankungen der Atemwege 
und der Lungen, des Rippen-
fells und Bauchfells 

        

41 
Erkrankungen durch anorgani-
sche Stäube 

255 50     255 50 

42 
Erkrankungen durch organische 
Stäube 

4      4  

43 
Obstruktive Atemwegserkran-
kungen 

52 5     52 5 

5 Hautkrankheiten 100 61     100 61 

6 Krankheiten sonstiger Ursache         

9999 
Entscheidungen nach § 9 Abs. 
2 SGB VII 

13      13  

          

Insgesamt 1 077 343     1 077 343 
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TABELLE 7 - VOM LANDESAMT FÜR GESUNDHEIT UND SOZIALES MECKLENBURG-

VORPOMMERN IM JAHRE 2020 UNTERSUCHTE UNFÄLLE MIT TODESFOLGE 
 
 

lfd. 
Nr. 

Unfall- 
monat 

Anzahl 
der tödlich 
Verletzten 

örtlich  
zuständige 
Arbeitsschutz-
behörde 

Kurzbeschreibung des Unfallgeschehens 

1 Februar 1 Stralsund 

Der Verunfallte war mit dem Aufstellen einer Stahlplatte auf 
eine im Bau befindliche Schiffbausektion mittels Portalkran 
und anschließendem Anschweißen beschäftigt. Dabei fiel 
diese aus bisher unbekannten Gründen auf den Verunfallten. 

2 März 1 
Neubranden-
burg 

Bei Wartungs- und Instandhaltungsarbeiten an einem LKW für 
die Containerbeförderung hielt sich der Verunfallte unter der 
ausgefahrenen hydraulischen Hubanlage auf, welche er selbst 
per Fernbedienung ausfuhr, um ein elektronisches Bauteil zu 
prüfen. Für den weiteren Prüfvorgang holte der Verunfallte ei-
nen Kollegen zur Hilfe. Dieser begab sich in das Führerhaus 
des LKWs und betätigte den Zündschlüssel. Dabei gab es ei-
nen lauten metallischen Knall, woraufhin der Motor sofort ge-
stoppt wurde. Aus noch ungeklärten Umständen wurde der 
Verunfallte eingeklemmt unter der hydraulischen Hebevorrich-
tung vorgefunden. Mit Hilfe eines Flurförderzeuges und Zuhil-
fenahme von Brecheisen und Kanthölzern befreiten die Kolle-
gen den Verunfallten und alarmierten den Rettungsdienst.  Er 
wurde vor Ort durch den Rettungsdienst reanimiert und ins 
Krankenhaus verlegt, verstarb jedoch. 

3 März 1 Schwerin 

Der Verunfallte reparierte die Absturzsicherung an der Ober-
kante einer Fahrsilowand. Als erhöht gelegenen Arbeitsplatz 
nutzte er eine Leiter. Die Fahrsilowand (ohne Absturzsiche-
rung) war etwa 3,0 m hoch. Der Verunfallte stürzte von der 
Leiter und zog sich zunächst (ärztlich attestiert) leichte Verlet-
zungen zu. Fünf Tage später verstarb der Verunfallte aufgrund 
einer Hirnblutung, deren Ursache der Absturz gewesen sein 
kann. 

4 Juni 1 Schwerin 

Der Verunfallte befand sich zum Unfallzeitpunkt innerhalb ei-
nes Grabens. Dort war eine Abwasserleitung freigelegt wor-
den, welche aus Steinzeugrohr bestand und über eine Länge 
von ca. 1 m beschädigt war. Den beschädigten Leitungsteil 
wollte der Verunfallte mit einem Handtrennschleifer her-
austrennen. Dabei zog er sich jeweils eine Schnittverletzung 
an Hals und Bein zu. 

5 Juni 1 Rostock 

Beim Verfahren einer speziell für Korrosionsschutzarbeiten in 
Monopiles erstellten fahrbaren Raumrüstung befand sich der 
Verunfallte zwischen zwei Rüstungen. Eine dieser Rüstungen 
ist beim Verfahren zum neuen Arbeitsbereich durch das vor-
handene Gefälle ins Rollen gekommen und konnte nicht mehr 
gebremst werden und klemmte den Verunfallten ein. 

6 Juni 1 Schwerin 

Der Verunfallte hatte als Kraftfahrer die Aufgabe, einen Fri-
schemarkt mit Waren des täglichen Bedarfs zu beliefern. Un-
fallort war die Ladezone des Frischemarktes. Diese besteht 
aus einer LKW-Parkfläche und einer ca. 0,98 m hohen und ca. 
4,02 m breiten Laderampe. Die Laderampe ist von der Park-
fläche über eine ca. 60 cm breite Treppe zu erreichen. Der 
Verunfallte wurde neben der Treppe zur Laderampe des Fri-
schemarktes unter der ausgefahrenen Ladebordwand des Lie-
ferfahrzeuges (LKW) zunächst bewusstlos und blutend aufge-
funden. Hernach wurde der Tod noch am Unfallort festgestellt. 
Ein (Ab-)Sturzunfall kann aufgrund der eingetretenen Verlet-
zungen unterstellt werden. 

7 Juni 1 Rostock 

Beim Setzen der Kimmschicht auf der Decke des 1. Oberge-
schosses soll der Verunfallte kopfüber von der Deckenebene 
in ein Treppenauge gefallen sein. Die Absturzhöhe betrug ca. 
5,20 m. 
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VERZEICHNIS UND ANSCHRIFTEN DER ARBEITSSCHUTZBEHÖRDEN 
IN MECKLENBURG-VORPOMMERN 
 
Oberste Landesbehörde 

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit Mecklenburg-Vorpommern 
Abteilung 4 – Handwerk, INTERREG, Arbeitsschutz 
Johannes-Stelling-Straße 14, 19053 Schwerin 
 

Tel.: 0385 588-5041 
Internet: www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm 
E-Mail: poststelle@wm.mv-regierung.de 

 
Obere Landesbehörde (Hauptsitz) 

Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-Vorpommern 
Abteilung 5 – Arbeitsschutz und technische Sicherheit 
Friedrich-Engels-Platz 5-8, 19055 Rostock 
 

Internet: www.lagus.mv-regierung.de 
 

Regionalbereich Nord 

Standort Rostock zuständig für: 
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
Abt. Arbeitsschutz und technische Sicherheit 
Friedrich-Engels-Platz 5-8 
18055 Rostock 
 

Tel.: 0381 331-59000 
E-Mail: poststelle.arbsch.hro@lagus.mv-regierung.de 
 

 

1. Landkreis: 
Landkreis Rostock 

 

2. Kreisfreie Stadt: 
Hansestadt Rostock 
 

Standort Stralsund zuständig für: 
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
Abt. Arbeitsschutz und technische Sicherheit 
Frankendamm 17 
18439 Stralsund 
 

Tel.: 03831 2697-59810 
E-Mail: poststelle.arbsch.hst@lagus.mv-regierung.de 

 

 

1. Landkreis:  
Vorpommern-Rügen 

 

2. Kreisstadt: 
Hansestadt Greifswald 

 

3. amtsfreie Gemeinden: 
Anklam, Heringsdorf 

 

4. Mitgliedgemeinden: 
der Ämter Am Peenestrom, Anklam-Land, 
Landhagen, Lubmin, Usedom-Nord, Usedom-Süd 
und Züssow 

Regionalbereich Süd 

Standort Schwerin zuständig für: 
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
Abt. Arbeitsschutz und technische Sicherheit 
Friedrich-Engels-Straße 47 
19061 Schwerin  
 

Tel.: 0385 3991-102 
E-Mail: poststelle.arbsch.sn@lagus.mv-regierung.de 
 

 

1. Landkreise: 
Nordwestmecklenburg, Ludwigslust-Parchim 
  

2. Kreisfreie Stadt: 
Landeshauptstadt Schwerin 

 

Standort Neubrandenburg zuständig für: 
Landesamt für Gesundheit und Soziales 
Abt. Arbeitsschutz und technische Sicherheit 
Neustrelitzer Straße 120 
17033 Neubrandenburg 
 

Tel.: 0395 380-59600 
E-Mail: poststelle.arbsch.nb@lagus.mv-regierung.de 
 

 

1. Landkreis: 
Mecklenburgische Seenplatte 

 

2. amtsfreie Gemeinden: 
 Pasewalk, Strasburg, Ueckermünde 
 

3. Mitgliedgemeinden: 
 der Ämter Am Stettiner Haff, Löcknitz-Penkun, Torge-

low-Ferdinandshof, Uecker-Randow-Tal, Peene-
tal/Loitz und Jarmen-Tutow 

http://www.regierung-mv.de/Landesregierung/wm
mailto:poststelle@wm.mv-regierung.de
http://www.lagus.mv-regierung.de/
mailto:poststelle.arbsch.hro@lagus.mv-regierung.de
mailto:poststelle.arbsch.hst@lagus.mv-regierung.de
mailto:poststelle.arbsch.sn@lagus.mv-regierung.de
mailto:poststelle.arbsch.nb@lagus.mv-regierung.de


 

 
 



 

 

 

 

 

 Dieser Bericht wird durch das Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Gesundheit  Mecklenburg-Vorpommern im Rahmen der Berichtspflicht 
nach dem Arbeitsschutzgesetz herausgegeben. Er darf weder von Parteien noch von Wahlhelfern während eines Wahlkampfes zum Zwe-
cke der Wahlwerbung verwendet werden. 
 
Dies gilt für Landtags-, Bundestags-, Kommunal- und Europawahlen. 
 
Missbräuchlich ist besonders die Verteilung auf Wahlkampfveranstaltungen, an Informationsständen der Parteien sowie das Einlegen, 
Aufdrucken oder Aufkleben parteipolitischer Informationen oder Werbemittel. 
 
Untersagt ist gleichfalls die Weitergabe an Dritte zum Zwecke der Wahlwerbung. Eine Verwendung dieser Druckschrift durch Parteien oder 
sie unterstützende Organisationen ausschließlich zur Unterrichtung ihrer eigenen Mitglieder bleibt hiervon unberührt. 
 
Unabhängig davon, wann, auf welchem Weg und in welcher Anzahl diese Schrift dem Empfänger zugegangen ist, darf sie auch ohne 
zeitlichen Bezug zu einer bevorstehenden Wahl nicht in einer Weise verwendet werden, die als Parteinahme der Landesregierung zuguns-
ten einzelner politischer Gruppen verstanden werden könnte. 
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